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„Es kommt nicht darauf an, die 
Zukunft voraus zu sagen, son-
dern darauf, auf die Zukunft 
vorbereitet zu sein“, zitiert der 
Rathauskater den alten Peri- 
kles. Sein Bürgermeister 
bleibt Pragmatiker und ver-
sucht, so gut es eben geht, für 
mögliche Gefahren Vorsorge 
zu treffen. � Seite 15

Jahrestagung des Bayerischen Städtetags:

Innenstadt neu 
denken

Städte und Gemeinden steuern den Veränderungsprozess 
in den Innenstädten und Ortskernen. Sie müssen sich neu-
en Rahmenbedingungen öffnen, neue Wege gehen, Innen-
stadt neu denken und Kreativität zulassen. Dazu gehört 
der Mut zu Experimenten und vorübergehenden Lösun-
gen. So lautete der Tenor der Jahrestagung des Bayeri-
schen Städtetags in Aschaffenburg.

mer wieder Umformungen und 
Neuerungen erlebt. Sie ergriffen 
neue Rahmenbedingungen als 
Chance, um mit ihrer Einwoh-
nerschaft, mit Wirtschaft und 
Handel den Wandel zu gestalten 
und positive Effekte zu erzielen. 
Das aktuelle Experimentieren 
mit Pop-Up-Nutzungen weite 
den Blick und zeige innovative 
Chancen, um Ortskerne attrak-
tiv zu halten. Die Zentren der 
Zukunft böten eine Plattform für 
Leben, Erleben und Begegnen in 
der Stadt.

Kommunales Vorkaufsrecht 
für innerstädtische Gebäude

Pannermayr forderte erneut 
ein Vorkaufsrecht der Kommu-
nen für innerstädtische Gebäu-
de zum Verkehrswert, damit 
Leerstand und Immobilienspe-
kulationen Einhalt geboten wer-
den könne. Immobilienbesitzer 
müssten als Partner gewonnen 
werden. „Wenn solvente Mie-
ter wie Handelskonzerne oder 
Filialketten wegfallen, müssen 
für die Nachnutzung neue Ziel-
gruppen gesucht werden und 
neue Nutzungskonzepte für Lie-
genschaften entwickelt werden. 
Dies erfordert Flexibilität und 
Bereitschaft von Immobilien-
besitzern, sich auf die Belange 
neuer, vielleicht auch kurzfristi-
ger, Mieter einzulassen.“

Mit Blick auf die spürbaren 
Folgen des Klimawandels in den 
Städten stellte der Vorsitzen-
de fest: „Hitzewellen treffen die 
dicht bebauten Ortskerne und 
versiegelten Flächen, da sich 
hier Wärme speichert, Straßen 
und Plätze kaum durchlüftet 
sind. Die Menschen in Städten 
leiden unter Hitzestress – dies 
geht zu Lasten der Attraktivität 

Jahrestagung des Deutschen Landkreistags:

Wieder Land  
in Sicht

Unter dem Motto „Trotz(t) Corona: Wieder Land in Sicht“ 
hat der Deutsche Landkreistag seine Jahrestagung in Tim-
mendorfer Strand durchgeführt. Neben dem Ministerpräsi-
denten des Landes Schleswig-Holstein Daniel Günther war 
unter anderem der Stellvertretende Vorsitzende der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion Andreas Jung zu Gast. Besonders 
geehrt fühlte sich der Kommunalverband durch die Mit-
wirkung von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier.

Mit seinen Besuchsreisen 
‚Land in Sicht‘ trug der Bundes-
präsident dazu bei, die Frage der 
gleichwertigen Chancen für die 

ländlichen Gebiete in den Mit-
telpunkt des politischen und ge-
sellschaftlichen Interesses zu 
heben. „Vorne raus die Ostsee, 
hinterm Haus die Friedrichstra-
ße, und vom Badezimmer aus 
die Zugspitze sehen: So sieht, 
frei nach Tucholsky, das Ideal 
des modernen Menschen aus 
– aber es gibt eben in der Re- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Ergänzendes CSU-Programm zur Bundestagswahl:

„Spezialitäten aus Bayern“
Bei einem Treffen des Parteipräsidiums in Gmund am Te-
gernsee hat die CSU ein Wahlprogramm für die Bundes-
tagswahl beschlossen, dass das gemeinsame Papier mit 
der CDU um einige „Spezialitäten aus Bayern“, wie es 
CSU-Vorsitzender Markus Söder nannte, ergänzen soll. 
Das insgesamt 18 Seiten umfassende Programm wurde 
mit Impulsen bayerischer Spitzenrepräsentanten präsen-
tiert. Während für das Handwerk Franz Xaver Peteranderl 
als Vorsitzender der Handwerkskammer für München und 
Oberbayern das Wort ergriff, sprach Angela Inselkammer, 
Präsidentin der Bayerischen DEHOGA, für die Gastrono-
mie-Branche. Die Landwirte vertrat der bayerische Bau-
ernpräsident Walter Heidl.

Laut einer aktuellen for-
sa-Umfrage ist es drei Viertel 
der bayerischen Wähler wichtig, 
dass Interessen des Freistaats 
in Berlin kraftvoll vertreten 
werden. Genau dieser Zielset-
zung diene nun das beschlosse-
ne Programm der CSU, beton-
te Söder. Es sei ein „Programm 
aus Bayern für Bayern“. Alexan-
der Dobrindt als Spitzenkandi-
dat der CSU zur Bundestagswahl 
hob hervor: „Wir geben ein kla-
res Entlastungssignal für die 
Mitte der Gesellschaft.“

Neue Ideen

Kraft gewinnt das Programm 
durch neue Ideen: So soll ge-
prüft werden, die Mehrwert-
steuer für regional erzeugte Le-
bensmittel zu senken, um regio-
nale Kreisläufe zu stärken. Auch 
will die CSU die Pendlerpauscha-
le dynamisieren, um Mehrbelas-
tungen für Pendler zu kompen-
sieren: „10 Cent mehr an der 

Zapfsäule sollen künftig 1 Cent 
mehr Pendlerpauschale ausma-
chen“, heißt es im Programm. 
Ein weiteres Ziel sind 45.000 
neue Kita-Plätze für Bayern. 
Kinderbetreuungskosten sollen 
künftig vollständig absetzbar ge-
staltet werden. Angedacht ist 
zudem die Einführung einer Ho-
meoffice-Pauschale in Höhe von 
1.000 Euro zusätzlich zur Wer-
bungskostenpauschale.

Starker Partner  
der Kommunen

Keine andere politische Ebene 
beeinflusst das Leben der Men-
schen im Alltag so stark wie die 
kommunale. „Wir sind seit jeher 
starker Partner unserer Kommu-
nen. Wir wollen sie auch in Zu-
kunft auskömmlich finanzieren 
und ihnen Spielräume zur eige-
nen Gestaltung geben“, macht 
die CSU deutlich.

Konkret beabsichtigt sie die 
Erstattung der Gewerbesteuer-

ausfälle auch für 2021. „2020 
haben wir im Schulterschluss 
mit dem Bund die Gewerbe-
steuerausfälle der Kommunen 
ausgeglichen. So haben wir har-
te Einsparungen im Alltag der 
Bürgerinnen und Bürger verhin-
dert. Wichtige kommunale In-
vestitionen konnten fortgeführt 
werden. Wir setzen uns dafür 
ein, dass auch für 2021 eine ent-
sprechende Bundesregelung ge-
troffen wird, die 50 % der Aus-
fälle kompensiert. Der Wieder-
aufschwung nach Corona soll in 
den Kommunen beginnen.“ „Le-
bendige Innenstädte mit viel-
fältigem Warensortiment und 
starken Händlern sind unser An-
spruch“, heißt es weiter. „Gro-
ße Online-Plattformen und der 
Boom des Online-Shoppings 
dürfen nicht zur Verödung

� (Fortsetzung auf Seite 2)

Um ein Aussterben der Innen-
städte nach der Corona-Pande-
mie zu verhindern, rief der Kom-
munalverband Bund und Land 
zum Auflegen flexibler Förder-
programme auf. Für die Städ-
te stünden einschneidende Ver-
änderungen bevor. Die Coro-
na-Pandemie und der Lockdown 
als deren Folge hätten die Pro-
bleme der Innenstädte – etwa 
die Konkurrenz des inhaberge-
führten Einzelhandels zum On-
line-Handel – wie unter einem 
Brennglas gezeigt, betonte der 
Vorsitzende des Bayerischen 
Städtetags, Straubings Oberbür-
germeister Markus Pannermayr.

Neue Rahmenbedingungen

Für die Städte stünden ein-
schneidende Änderungen be-
vor, so der Verbandschef. Aller-
dings sei der Wandel für sie ein 
beständiges Phänomen. Städte 
hätten in ihrer Geschichte im-

Wasser. Kraft. Bayern.
8. Bayerisches WasserkraftForum 2021  

am 16. September 2021 in Passau
Für das Gelingen der angestrebten Energiewende ist die Was-
serkraft in Bayern unverzichtbar. Beim 8. Bayerischen Wasser-
kraftForum der Bayerischen GemeindeZeitung am 16. Septem-
ber 2021 in der Redoute Passau werden Potenziale und Grenzen 
der Wasserkraft erläutert.

Angesprochen werden u. a. Ausbaumöglichkeiten und ökolo-
gische Werthaltigkeit dieser grundlastfähigen, CO2-freien und 
im Höchstmaß nachhaltigen Energiequelle. Daneben werden die 
Themen Natur-, Klima-, Umweltschutz erörtert. 

Erneut präsentieren Partner und Aussteller ihre Innovationen 
und Angebote. Fachliche Unterstützung bieten das Bayerische 
Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Ener-
gie, das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbrau-
cherschutz und der Verband der Bayerischen Energie und Was-
serwirtschaft e.V. – VBEW. Premium-Partner sind VERBUND In-
krafftwerke GmbH und die Lechwerke AG – LEW.
Informationen und Anmeldung:
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

V.l.: 2. stellvertretender Vorsitzender Markus Loth; Städtetags-
vorsitzender Markus Pannermayr, Gastgeber Jürgen Herzing und 
Städtetagsgeschäftsführer Bernd Buckenhofer	 Bild: Bayerischer Städtetag

der Innenstädte. Städte müssen 
noch intensiver als bisher grüne 
und blaue Infrastruktur schaf-
fen. Es geht darum, mehr Grün-
flächen und Wasser in die Stadt 
zu bekommen: auf Plätzen, am 
Straßenrand oder mit Urban 
Gardening auf kleinen Flächen, 
an Häuser-Fassaden mit Wildem 
Wein, Wiesen auf Flachdächern 
oder in Hinterhöfen mit Bäu-
men und kleinen Gärten. Gera-
de in heißen Sommermonaten 
wirken Bäume wohltuend, die 
Schatten spenden und Regen-
wasser speichern. Die Öffnung 
von ehemaligen Stadtbächen, 

mehr Wasserflächen und Brun-
nen erhöhen die Aufenthalts-
qualität. All diese Einzelteile tra-
gen in der Summe dazu bei, das 
Stadtklima zu verbessern.“

Veränderung der Ortskerne

Die Veränderung der Städte 
und Ortskerne ist für Panner-
mayr „ein Kraftakt für alle Betei-
ligten“. Ohne eine angemesse-
ne Finanzausstattung der Städ-
te und Gemeinden lasse sich 
diese enorme Herausforderung 
nicht schultern. Die Finanzhil- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

V.l.: Prof. Dr. Hans Günter Henneke, Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Landkreistags, Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier und DLT-Präsident Reinhard Sager.	 Copyright DLT/Mark Frantz
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin 

Marianne Krohnen 
63326 Geiselbach 

am 1.8.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bruno Kellner 

96179 Rattelsdorf 
am 1.8.

Bürgermeister Franz Hörmann 
85469 Walpertskirchen 

am 6.8.

Landrat Klaus Peter Söllner 
95326 Kulmbach 

am 6.9.

Bürgermeister Ludwig Robold 
84061 Ergoldsbach 

am 7.9.

Bürgermeister Piet Mayr 
85604 Zorneding 

am 16.8.

Bürgermeister Norbert Gräbner 
96364 Marktrodach 

am 23.8.

Bürgermeister Dr. Wieland Gsell 
97225 Zellingen 

am 23.8.

Bürgermeister Karl-Heinz Escher 
91287 Plech 

am 29.7.

Bürgermeister 
Rudolf Leitmannstetter 

83569 Vogtareuth 
am 30.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günter Ströbel 

91723 Dittenheim 
am 2.8.

Bürgermeister Jan Neusiedl 
82031 Grünwald 

am 6.8.

Bürgermeister Johann Gaßlbauer 
84552 Geratskirchen 

am 23.8.

Bürgermeister Martin Seitz 
85302 Gerolsbach 

am 30.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfons Schinabeck 

94556 Neuschönau 
am 3.8.

Bürgermeister Peter Seitz 
63829 Krombach 

am 4.8.

Bürgermeister Michael Kusch 
89367 Waldstetten 

am 8.8.

Bürgermeister Wolfgang Desel 
96129 Strullendorf 

am 12.8.

Bürgermeister Wolfgang Jarasch 
86485 Biberbach 

am 15.8.

Bürgermeister 
Andreas Kemmelmeyer 

85774 Unterföhring 
am 19.8.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister 
Dr. Christian Scharpf 

85049 Ingolstadt 
am 5.8.

Bürgermeister  
Anton Margreiter 

83677 Greiling 
am 8.9.

Bürgermeister Frank Fischer 
87538 Obermaiselstein 

am 24.8.

Bürgermeister  
Ernst Kandlbinder 

94151 Mauth 
am 25.8.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Christoph Vodermaier 
83083 Riedering 

am 12.8.

Bürgermeister 
Martin Hatzelmann 
87733 Rettenbach 

am 13.8.

Bürgermeisterin Anita Forster 
92542 Dieterskirchen 

am 19.8.

Bürgermeister Thomas Memmel 
93333 Neustadt a. d. Donau 

am 19.8.

Bürgermeister Richard Reischl 
85241 Hebertshausen 

am 28.8.

Bürgermeisterin 
Katja Habersack 
97786 Motten 

am 29.7.

Bürgermeister Thorsten Wozniak 
97447 Gerolzhofen 

am 30.7.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Heinlein 

96332 Pressig 
am 13.8.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alexander Kätzel 

95183 Töpen 
am 5.8.

Bürgermeisterin Simone Hilz 
94269 Rinchnach 

am 9.8.

ZUM 30. GEBURTSTAG
Bürgermeister Tobias Kurz 

94072 Bad Füssing 
am 25.8.

Bürgermeister Manuel Kneuer 
97469 Gochsheim 

am 30.7.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

GZ

Social Media Nutzung 
in Kommunen
21. Sept. 2021, 14:00 - 16:30 Uhr
Über die Nutzung von Sozia-
len Netzwerken wird viel disku-
tiert. Was ist für Bürgermeis-
ter*innen sinnvoll zu nutzen? 
Wovon hängt es ab, wie Infor-
mationen an die Öffentlichkeit 
getragen werden? Und wie sol-
len Politiker und Verwaltun-
gen agieren? Der Vortrag öffnet 
Gedanken und Wege der Soci-
al Media-Nutzung und der sinn-
vollen Alternativen. Diskutieren 
Sie mit!
Referentin: Gisela Goblirsch, 
PR-Competence
Anmeldung unter veranstaltun-
gen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. 
MwSt.

Bildrechte & DSGVO Teil 1:
25. Nov. 2021, 14:00 - 16:30 Uhr
Bildrechte & DSGVO Teil 2: 
7. Dez. 2021, 14:00 - 16:30 Uhr
Die Menschen lieben Bilder. Bil-
der können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb kön-
nen weder Politik noch Verwal-
tung auf Bilder verzichten. Doch 
was muss man wissen, um nicht 
die Fallen der Betrüger und die 
Mühlen der Justiz zu geraten. 
Das Ganze ist nicht so einfach, 
wie man glaubt – aber auch 
nicht so schwierig, wie befürch-
tet. Aber es braucht Zeit, um Si-
cherheit zu gewinnen. Deshalb 
wird dieser Vortrag zweigeteilt. 
Ihre Fragen dazu sind herzlich 
willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, 
PR-Competence
Anmeldung unter veranstaltun-
gen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: je 145,- €  
zzgl. MwSt. (290,- € zzgl. MwSt. 
für beide Termine) � r

Akademie
Unser Online-Seminar-Ange-
bot wird stetig ausgebaut. Un-
sere nächsten Termine stehen 
fest. Buchen Sie Ihr Ticket und 
seien Sie online live dabei!

(Fortsetzung von Seite 1)
unserer Innenstädte führen. 
Deshalb stärken wir den Han-
del vor Ort. Wir wollen generell 
vier verkaufsoffene Sonntage 
je Jahr ermöglichen. Sie sollen 
künftig nicht mehr von Märk-
ten, Messen und Veranstaltun-
gen abhängig sein.“ Hervorra-
gende Trinkwasserqualität sei 
ein bayerisches Markenzeichen 
und der Zugang zu sauberem 
Trinkwasser ein Kernelement 
der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge. Deshalb fordert die CSU eine 
staatliche Trinkwasser-Garantie. 
So soll eine öffentliche Eigen-
tums-Garantie für das Trinkwas-
ser rechtlich bindend festge-
schrieben werden. Damit blei-
be die Trinkwasserversorgung 
stets im Eigentum der öffentli-
chen Hand und Spekulationsge-
schäfte würden ausgeschlossen. 
„Unser Ziel ist es, Reallabore der 
Zukunftsmobilität in Deutsch-
land auszurollen. Wir wollen da-
für ein groß angelegtes Pilotpro-
jekt nach Bayern holen“, erklärt 
die Christlich-Soziale Union. 
„Wir wollen zeigen, wie moder-
ne Mobilität in Tourismusregio-
nen funktionieren kann: Auto-
nom fahrende Taxis sind dabei 
ein Beispiel, wie Touristen be-
quem und individuell an ihr Ziel 
gebracht werden können. Neue 
Verbundtickets der Bahn für Bi-
ke- und Carsharing, Elektrola-

desäulen an Wanderparkplät-
zen und innovative Möglichkei-
ten des Parkraummanagements 
sind weitere Ansätze.“

Handwerkerbonus

Der Handwerkerbonus soll 
von 1.200 Euro auf 2.400 Euro 
verdoppelt werden, um Hand-
werk und Klimaschutz gleicher-
maßen zu fördern. Mit schnel-
leren, degressiven Abschrei-
bungen für Investitionen in 
Energieeffizienz und CO2-Ein-
sparung will die CSU neue An-
reize für Unternehmen setzen. 
Für zuhause schwebt ihr ein Kli-
mabonus vor: „Wir wollen ei-
nen Steuernachlass für Aufwen-
dungen zum Klimasparen im ei-
genen Haushalt: ob bei klimaf-
reundlichen Investitionen in die 
eigenen vier Wände, energie-
freundlichen Haushaltsgeräten 
oder bei Investitionen für klima- 
freundliches Heizen. Der Klima-
bonus wird für private klima- 
freundliche Investitionen bis zu 
einer Höhe von maximal 10.000 
Euro gewährt. Wie beim Hand-
werkerbonus werden 20 % der 
Kosten von der Steuer erstat-
tet. So bringen wir Klimaschutz 
in jeden Haushalt“, heißt es in 
dem Wahlprogramm. Auch der 
Ausbau des Hochwasserschut-
zes steht auf der Agenda. Die Er-
eignisse der vergangenen Wo-

chen hätten deutlich gemacht: 
„Hochwasserschutz funktio-
niert dort, wo er gemacht wird, 
aber wir müssen deutlich mehr 
tun.“ Kleine Bäche und Au-
en gelte es dabei besonders in 
den Blick zu nehmen. Über ein 
Bundesprogramm sollen geziel-
te Anreize für deren Renaturie-
rung und Hochwasserschutzer-
tüchtigung gesetzt werden. Be-
nötigt werde ein verpflichten-
der Hochwasser-TÜV für ganz 
Deutschland. Dieser TÜV müs-
se bewerten, wie eine Gemein-
de gegen Hochwasser geschützt 
sei und Empfehlungen für weite-
re Maßnahmen abgeben.

Entsiegelungsprogramm

Darüber hinaus legt die CSU 
ihr Augenmerk auf ein natio-
nales Entsiegelungsprogramm 
von Flächen, um Böden wieder 
aufnahmefähiger zu machen. 
„Gleichzeitig sorgen wir dafür, 
dass unseren Landwirten, Win-
zern und Gärtnern ausreichend 
Wasser zur Bewirtschaftung zur 
Verfügung steht, um gezielt und 
effizient zu bewässern.“

Mit einer Verdopplung der Ar-
beitnehmersparzulage und der 
Erhöhung des Sparer-Pausch-
betrags sollen Sparer gerade in 
Zeiten des Niedrigzinsumfelds 
belohnt werden. Des Weite-
ren ist eine dauerhafte Senkung 
der Mehrwertsteuer auf 7 % für 
Speisen in der Gastronomie an-
gedacht. Damit will man die der-
zeit geltende befristete Mehr-
wertsteuersenkung entfristen 
und die Wirtshäuser dauerhaft 
stärken. Eine generelle Ehren-
amtsklausel soll außerdem die 
Ermessensspielräume zuguns-
ten der Vereine nutzen und, wo 
nötig, bei Traditionsveranstal-
tungen auf früheres Recht zu-
rückgreifen. � DK

Spezialitäten aus Bayern ...

Kommunalpolitik 
im Blick

Mit Seminaren und Leitfä-
den hat die Hanns-Seidel-Stif-
tung die Belange der Kommu-
nalpolitik fest im Blick. Gera-
de ist Band 4 mit Schwerpunkt 
Rechnungsprüfung in den Ge-
meinden und Kreisen (Kom-
munalrechtliche Vorgaben, Ge-
staltungsmöglichkeiten sowie 
Grundlagen der örtlichen Rech-
nungsprüfung) aktualisiert er-
schienen. Verfasser ist Dr. Her-
mann Büchner, ehem. Dozent 
an der Hochschule für den öf-
fentlichen Dienst in Hof.

Die bisherigen Bände 1-3 be-
fassen sich mit kommunalpo-
litischen Grundlagen (Band 1), 
Baurecht (zentrales Thema Bau-
recht und sein Vollzug; Band 
2) und Haushalt (Kameralistik/
Doppik; Band 3). Die Reihe ist 
mit der Neuerscheinung nun 
wieder komplett!

Zur Zielgruppe dieser Leitfä-
den zählen neben Kommunal-
politikern auch Bedienstete in 
den Verwaltungen, Architektur-
büros oder Bauherren und Bür-
ger, die sich gezielt informieren 
möchten.

Ein weiteres Angebot der 
Hanns-Seidel-Stiftung sind die 
einschlägigen Seminare. Fach-
leute vermitteln Fallbeispiele 
aus der Praxis und regen zur Dis-
kussion unter Gleichgesinnten 
an. Die kommunalpolitischen 
Leitfäden sind ideale Nachschla-
gewerke, Orientierungshilfe und 
Handreichung zugleich. 

Jetzt kostenlos erhältlich als 
Download oder Druckexemplar 
unter www.hss.de/kommunal-
politik/� r

Preise der Bayerischen Landesstiftung:

Vorbilder für aktive 
Bürgergesellschaft

Auf hohem Niveau leistet die Bayerische Landesstiftung einen 
wichtigen Beitrag zur Lebensqualität im Freistaat. Auch heuer 
zeichnet sie hervorragende Leistungen in den Bereichen Kultur, 
Soziales und Umwelt aus. Die nun bekannt gegebenen Preisträger 
können sich über ein Preisgeld von 10.000 Euro freuen.

Mit dem Sozialpreis wird der 
Hospizverein Schwabach für die 
Umsetzung des Projekts „Zeit- 
intensive Betreuung im Pfle-
geheim“ (ZiB) der Paula Kubi- 
tscheck-Vogel-Stiftung ausge-
zeichnet. Das landesweite Pro-
gramm, in das die mittelfränki-
sche Region Schwabach zum 1. 
Februar 2020 startete, bietet ei-
ne schnelle und unbürokrati-
sche Unterstützung stationärer 
Pflegeeinrichtungen in Zeiten 
der Corona-Krise.

Ziel des „Krisen-ZiB“ ist es, ge-
rade jetzt mit zusätzlichen, spezi-
ell für die Arbeit mit schwerkran-
ken und sterbenden Menschen 

ausgebildeten Kräften eine indivi-
duelle Betreuung der Bewohner 
zu ermöglichen. Diese werden in 
einem festgesetzten Rahmen von 
der regulären Arbeit freigestellt, 
um sich in diesem Zeitraum in-
tensiv um die betroffenen Men-
schen kümmern zu können. Die 
persönlichen Bedürfnisse des 
einzelnen Bewohners stehen da-
bei im Mittelpunkt.

Pfad für Kinder

Weitere Sozialpreise erhalten 
der Landesverband der Pflege- 
und Adoptivfamilien in Bayern 
für das Projekt „Pfad für Kinder“ 

sowie die Deutsche Pfadfinder-
schaft Sankt Georg in der Diöze-
se Würzburg für ihr Engagement 
im Bereich Inklusion. Um Pfle-
ge- und Adoptivkindern zu hel-
fen, braucht es nicht nur Fami-
lien, die ihnen ein Zuhause ge-
ben, sondern auch engagierte 
Menschen, die sich solidarisie-
ren und zusammenschließen. In 
zahlreichen Selbsthilfegruppen 
finden Pflege- und Adoptivfami-
lien Verständnis, Unterstützung 
und Informationen. „Pfad für 
Kinder“ setzt sich ein für Verbes-
serungen der Entwicklungschan-
cen und Lebensperspektiven 
von Kindern und Jugendlichen.

Die Deutsche Pfadfinder-
schaft Sankt Georg bietet Grup-
pen im Café Blind Dates die 
Möglichkeit, sich konkret mit 
den Schwierigkeiten einer Be-
hinderung auseinanderzuset-
zen: sei es in vollkommener 
Dunkelheit zu kommunizieren, 
zu essen oder auch mit einem 
Rollstuhl nicht-barrierefrei Hür- 
den zu überwinden. Pro Jahr  
besuchen ca. 50 Pfadfinder-
stämme, Schulklassen, kirchli-
che Gruppen und weitere Orga-
nisationen das Café.

Umweltpreis

Mit dem Umweltpreis werden 
das Unternehmen bb-net Media 
GmbH ebenso bedacht wie die 
Initiative zur Eindämmung der 
Lichtverschmutzung sowie der 
Landesbund für Vogelschutz in 
Bayern für das Projekt „Nacht-
schwärmer“.

Die inhabergeführte bb-net 
Media GmbH aus Schweinfurt 
senkt mit der IT-Wiedervermark-
tung die Kosten Ihrer IT-Ausstat-
tung, sichert einen erheblichen 
Teil Ihres IT-Budgets und schützt 
vor Datenpannen. Sämtliche ge-
brauchte IT-Produkte wie Lap-
tops, Notebooks, Tablets, Com-
puter, Monitore, Drucker oder 
Smartphones werden herstelle-
runabhängig aufbereitet. 99 Pro-
zent der zurückgegebenen Gerä-
te werden vermarktet, nur rund 
1 Prozent werden verantwor-
tungsvoll recycelt.

Die Initiative „Paten der 
Nacht“ ist ein Projekt engagier-

ter, ehrenamtlich tätiger Leu-
te, das darüber informiert, was 
Lichtverschmutzung ist, was sie 
anrichtet und welche gravieren-
den Folgen das nicht nur für Tie-
re und Pflanzen, sondern vor al-
lem auch für den Menschen hat. 
Erreicht werden soll ein Prob-
lembewusstsein für die Nega-
tiv-Wirkung von zu viel Licht 
in der Nacht. Das Projekt zeigt 
gleichzeitig aber auch auf, dass 
jeder von uns mit relativ einfa-
chen Mitteln und Maßnahmen 
mithelfen kann, die Lichtver-
schmutzung einzudämmen.

Kulturpreis

Über den Kulturpreis der Bay-
erischen Landesstiftung dürfen 
sich der Verein DenkOrt Depor-
tationen, das Theater Mummpitz 
in Nürnberg und der Künstler 
Wolfgang Koch freuen. Er begeis-
tert unter anderem mit seinen 
aufblasbaren Luftskulpturen.

Ein in mehrfacher Hinsicht 
innovativer und nachhaltiger 
Lern- und Erinnerungsort ist 
der Verein DenkOrt Deportati-

onen. Die gelungene Präsenta-
tion macht den DenkOrt-Würz-
burg zu einem herausragenden 
Beispiel moderner Erinnerungs-
kultur, der beispielhaft für seri-
öses und gleichzeitig kreatives 
Gedenken steht. Mit zurückge-
lassenen Gepäckstücken im Vor-
platzbereich des Würzburger 
Hauptbahnhofs wird an die De-
portation Würzburger Juden er-
innert, eine Präsentation im In-
ternet ist mit diesem besonde-
ren Denkmal verknüpft.

Das Nürnberger Kinderthe-
ater Mummpitz ist eines der 
ältesten freien Kinderthea-
ter Deutschlands mit dem An-
spruch, Kindern unabhängig 
von ihrer Vorbildung Kultur und 
Kunst spielerisch und gleichzei-
tig lehrreich näher zu bringen. 
2020 feierte es sein 40-jähri-
ges Bestehen. Das Repertoire 
reicht von „Jazz für Kinder“ bis 
hin zur Ausrichtung des europä-
isch-bayerischen Kindertheater-
festivals „Panoptikum“, das alle 
zwei Jahre im Theater Mumm-
pitz stattfindet. � DK

Sozialministerin Trautner beim Sudetendeutschen Tag:

Kulturpreisverleihung
„Versöhnung gelingt nur durch Verständigung“

Zur Auftaktveranstaltung des 71. Sudetendeutschen Tags in 
München unter dem Motto „Verantwortung für die Heimat – 
unser Weg in die Zukunft“, wurden die Kultur- und Förderprei-
se sowie der Sudetendeutsche Volkstumspreis verliehen. 

„Der Sudetendeutsche Tag ist das große Heimattreffen der 
Sudetendeutschen, zu dem üblicherweise Sudetendeutsche 
aus aller Welt nach Bayern kommen. In diesem Jahr fand er  
coronabedingt in kleinerem Rahmen und mit entsprechendem 
Hygienekonzept im Gasteig in München statt. Wichtig ist dass  
dieses großartige Treffen wieder stattfindet. Ich freue mich 
sehr, dass es diese schönen Begegnungen wieder gibt, dass die 
Kultur wieder präsentiert werden kann und dass wir die Kultur-
schaffenden wieder persönlich ehren können“, betonte Bayerns 
Sozialministerin Carolina Trautner.

Das Schicksal der Menschen, die in der Nachkriegszeit nach 
Bayern flüchteten und vor ihrer Ankunft Unfassbares erleiden 
mussten, darf nicht in Vergessenheit geraten. „Versöhnung ge-
lingt nur durch Verständigung“, erläuterte Trautner in ihrer 
Festansprache und führte aus: „Die Kulturschaffenden der Su-
detendeutschen tragen dazu bei, dass wir miteinander im Ge-
spräch bleiben, dass wir einander begegnen, dass wir uns erin-
nern. Das ist ein wichtiger Beitrag zur Versöhnung der Völker, 
zum friedlichen Miteinander in Europa, und zur Bewahrung der 
Geschichte. Das Schicksal und die Leistung der Sudetendeut-
schen müssen immer lebendig im Bewusstsein bleiben.“

Die Sozialministerin ergänzte: „Wir freuen uns, dass das Sude-
tendeutsche Museum Ende vergangenen Jahres eröffnet wer-
den konnte und jetzt für Besucher zugänglich ist. Es ist ein wah-
res Schatzkästchen und ein echter Leuchtturm in der bayeri-
schen Kulturlandschaft. Die Sudetendeutschen können sicher 
sein: Bayern steht fest an der Seite seines vierten Stammes.“ r
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vielleicht hatten Sie in den 
Monaten des Lockdowns Ge-
legenheit, Ihre nähere Umge-
bung intensiver zu erkunden, 
als Sie das vorher gemacht ha-
ben. Und vielleicht haben Sie 
dabei auch die eine oder an-
dere Entdeckung gemacht: Ein 
historischer Friedhof, an dem 
Sie immer nur vorbeigefahren 
sind. Die Fassaden der Häuser 
in einer Einkaufsstraße, de-
ren Schönheit in „normalen 
Zeiten“ nicht aufgefallen ist. 
Oder eine Kirche, die mit ihren vielen An- und 
Umbauten von vielen Jahrhunderten erzählt. 

Kirchen, Kapellen und Klöster, Schlösser und 
Landsitze, Bauern- und Bürgerhäuser: Denk-
mäler schaffen Heimat. Sie sind ein augenfäl-
liger Bestandteil unserer Geschichte und prä-
gen das äußere Erscheinungsbild Oberbayerns 

enorm. Dass sie heute noch existieren und 
auch künftigen Generationen erhalten blei-
ben, haben wir den vielen privaten, kirchlichen 
und kommunalen Eigentümerinnen und Eigen-
tümern zu verdanken, die Zeit und Geld in den 
Erhalt denkmalgeschützter Bauwerke und Ob-
jekte investieren. 

Weil dem Bezirk Oberbayern die große Be-
deutung des Denkmalschutzes bewusst ist, en-
gagieren wir uns dafür schon seit vielen Jahren 
mit einem eigenen Förderprogramm. Zwei Mal 
im Jahr vergibt der Bezirk Zuschüsse für die 
Denkmalpflege. Über 30 Millionen Euro sind 
seit 2004 auf diesem Weg an Kirchenstiftun-
gen, Kommunen und Privatpersonen geflos-
sen. Aktuell stellen wir jährlich rund 2,5 Mil-
lionen Euro dafür bereit. Das ist ein enormer 
Rückfluss der Bezirksumlage in die Landkreise 
und Städte, der letztlich allen zugute kommt.

Neben dem finanziellen Aspekt haben wir 
mit unserer Denkmalpflegeförderung natür-
lich auch eine politische Entscheidung getrof-
fen. Denn während der Schutz von Natur und 
Umwelt heute allgemein anerkannt ist, wird 
der Schutz von historischen Gebäuden oft kon-
trovers diskutiert. Der Bezirk Oberbayern hat 
sich in dieser Frage eindeutig positioniert: Er 
fördert alle Eigentümerinnen und Eigentümer 
denkmalgeschützter Objekte, ob privat, kirch-
lich oder kommunal. Wir finden, dass das der 
beste Weg ist, zum Erhalt unserer einzigarti-
gen Kulturlandschaft beizutragen.

Wir alle wissen aber auch, dass die Sanie-
rung alter Gemäuer langwierig und aufwändig 
sein kann. Von Bauabschnitt zu Bauabschnitt, 
nach vielen oftmals nicht leicht zu treffenden 
Entscheidungen ist es verständlich, dass sich 
die eine oder der andere fragt: Lohnt sich das 
überhaupt? Wäre ein Neubau an dieser Stel-
le nicht einfacher und lukrativer gewesen? Es 
ist zweifelsohne eine gewaltige Leistung, ei-
ne in die Jahre gekommene Immobilie instand 

zu setzen oder instand zu hal-
ten. Der Bezirk Oberbayern 
möchte dieses große Engage-
ment deshalb – über seine 
Förderung hinaus – noch ein-
mal besonders würdigen. Er 
hat deshalb den Oberbaye-
rischen Denkmalpreis ins Le-
ben gerufen. 

Bei der ersten Vergabe des 
Preises hat er fünf vorbild-
lich sanierte Denkmäler aus-
gezeichnet: das Bauernhaus 
„Beim Fesiger“ in Altomünster 
(Landkreis Dachau), die Kaitl-
Alm bei Ruhpolding (Landkreis 
Traunstein), den Schacky-Park 

bei Dießen am Ammersee (Landkreis Lands-
berg am Lech), das ehemalige Schusterhaus in 
Kochel am See (Landkreis Bad Tölz-Wolfrats-
hausen) und die Burgruine Werdenfels im 
Landkreis Garmisch-Partenkirchen. Das Preis-
geld betrug in diesem Jahr insgesamt 17.000 
Euro. Maximal vergeben wir für den Ober- 
bayerischen Denkmalpreis 25.000 Euro.

Voraussetzung für die Auszeichnung ist, dass 
die Objekte innerhalb der letzten drei Jahre 
Mittel aus dem Förderprogramm der Denk-
malpflege vom Bezirk Oberbayern erhalten ha-
ben. Weitere Kriterien sind die fachliche Qua-
lität, die Aspekte Nachhaltigkeit und Ökologie 
sowie die kulturelle Bedeutung der Denkmäler 
für Oberbayern. Die Auswahl hat eine Jury ge-
troffen, der neben Mitgliedern des Bezirkstags 
von Oberbayern und Bezirksheimatpfleger Dr. 
Norbert Göttler auch jeweils ein Vertreter des 
Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege 
sowie des Bayerischen Landesvereins für Hei-
matpflege angehören. Den Preis verleiht der 
Bezirk Oberbayern alle zwei Jahre.

Die erste Verleihung unseres neuen Preises 
war auch für uns beim Bezirk Oberbayern ei-
ne schöne Erfahrung. Denn wir durften miter-
leben, wie stolz die Ausgezeichneten auf das 
von ihnen Erreichte sind. Wer sich intensiv mit 
einem alten Haus beschäftigt, der lebt mit ihm 
und hält die Geschichte eines Gemäuers le-
bendig, das ihn später selbst einmal überleben 
wird. Das hat eine ganz eigene Qualität.   

Denkmäler verbinden die Zeiten miteinan-
der. Sie sind Zeugen unserer Geschichte, zu 
der nicht nur idyllische Parkanlagen, Almen, 
Schlösser oder Kirchen gehören, sondern auch 
Industriedenkmäler und Gedenkstätten. Aus 
diesem Grund haben wir auch einen von neun 
Anerkennungspreisen an die Europäische  
Holocaustgedenkstätte Stiftung e. V. verlie-
hen, die die Tonröhrenbauwerke auf dem Ge-
lände des ehemaligen KZ-Außenlagers Kaufe-
ring VII im Landkreis Landsberg am Lech vor 
dem Einsturz bewahrt.

Denkmäler führen aber auch in die Zukunft. 
Deshalb freut es mich persönlich immer be-
sonders, wenn „neues Leben in alte Mauern“ 
einzieht. Viele Gebäude schreien ja regelrecht 
nach einer neuen Nutzung. Und so finde ich es 
nur folgerichtig, wenn ein ehemaliges Mesner-
haus, ein einstiger Kuhstall oder eine Tenne 
heute neu genutzt werden: als Jugend- oder 
Kulturzentrum, Alters-WG oder hochwertiger 
Wohnraum.

GZ KOLUMNE
Josef Mederer

Denkmäler  
schaffen Heimat

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Josef Mederer
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern
Bezirkstagspräsident von Oberbayern

Serie „Kommunale Entwicklungszusammenarbeit anders denken“, Teil 2: 

„Werte sind nicht verhandelbar“
Unsere Autorin Anja Schuchardt behandelte im Rahmen ihrer 
Masterarbeit das Thema „Kommunale Entwicklungszusammen-
arbeit“ und sprach dazu mit Stefan Rößle. Der GZ-Herausgeber ist 
Landrat und Landesvorsitzender der Kommunalpolitischen Verei-
nigung (KPV). Inspiriert durch ein Gespräch mit Entwicklungshil-
feminister Dr. Gerd Müller im Jahr 2016, das in der Bayerischen 
GemeindeZeitung veröffentlicht wurde, warb Rößle für den Bau 
von Schulen in Afrika, Asien und Südamerika. In den Folgejahren 
wurden allein im Landkreis Donau-Ries über 35 Schulbauprojekte 
initiiert. Von Dr. Müller wurde er als einer von 22 in das Team der 
„Botschafter für Kommunale Entwicklungspolitik“ berufen und 
wirbt deutschlandweit für Kommunale Entwicklungszusammen-
arbeit und insbesondere für die Gemeinschaftsinitiative „1000 
Schulen für unsere Welt“. Im Interview beschreibt er seine per-
sönlichen Erfahrungen in der Entwicklungszusammenarbeit mit 
den Partnern im Globalen Süden.

GZ: Wie setzen Sie als Land-
rat den interkulturellen Dialog 
mit den Partnern im Globalen 
Süden praktisch um?

Rößle: Das Projekt „1000 Schu-
len für unsere Welt“, das ich fe-
derführend begleite, soll eine Hin-
führung zu dem Thema Entwick-
lungszusammenarbeit sein, so 

schen. Für die Schülerinnen und 
Schüler ist es zunächst ein Riesen- 
fortschritt, ein Dach über dem 
Kopf haben, damit sie unab-
hängig vom Wetter unterrichtet 
werden können. Ein Grundsatz, 
den wir ebenso einhalten soll-
ten: Nicht alles fertig hinstellen, 
so wie wir es gut finden, sondern 

dem voraus, dass man miteinan-
der kommuniziert und dass man 
die gleiche Sprache spricht – im 
übertragenen Sinne natürlich.

GZ: Haben Sie den Eindruck, 
dass sich eine Art neues Wer-
tesystem entwickelt? Also dass 
man Teile der einen oder der 
anderen Kultur übernimmt?

Die Kommunen vor Ort  
entscheiden selbst  
ob eine Schule gebaut wird

Rößle: Ich war dreimal in Af-
rika, in drei ganz verschiedenen 
Ländern, die auch politisch al-
le ein bisschen anders funktio-
nieren. Daher kann ich das nicht 
pauschal beantworten. Erfreulich 
ist es festzustellen, dass in den 
vergangenen Jahrzehnten im-
mer mehr Verantwortung auf die 
Kommunen vor Ort übertragen 
wurde. Der jeweilige Staat legt 
schon noch bestimmte Dinge fest 
– beispielsweise stellt er die Leh-
rer an und ist für deren Bezahlung 
verantwortlich. Aber die Regie-
rungen überlassen den Kommu-
nen die Entscheidung, ob über-
haupt eine Schule gebaut wird. 

Für mich war es jedes Mal ein  
ganz besonderes Erlebnis, wenn 
ich sehen durfte, wie groß Freu-
de und Dankbarkeit sind, wenn 
Menschen ein Projekt gemein-
sam verwirklichen. Man be-
kommt ein neues Bewusstsein 
für den Wert so eines ausge-
prägten Gemeinschaftsgefühls. 
Da können wir viel mitnehmen 
von Menschen, die deutlich we-
niger haben als wir.

Schlüsselrolle der Kommunen

GZ: Den Kommunen kommt in 
der Entwicklungszusammenar-
beit immer mehr eine Schlüssel-
rolle zu – warum lohnt sich das 
Engagement für Kommunen?

Rößle: Das ist die ganz gro-
ße Erkenntnis aus dem Projekt 
„1000 Schulen für unsere Welt“ 
oder auch aus den anderen Pro-
jekten, die wir in unserem Land-
kreis umsetzen: Die Entwick-
lungszusammenarbeit funktio-
niert nicht, wenn unser Land nur 
Gelder sammelt, verteilt und in 
den Ländern irgendwelche Pro-
jekte umsetzt. Das Ganze muss 
von den Menschen vor Ort ge-
lebt werden. Nur so gewinnt die 
Zusammenarbeit Überzeugungs-
kraft und hat die größte Akzep-
tanz – von beiden Seiten. Es ist 
vielen Kommunen noch gar nicht 
bewusst, dass Entwicklungszu-
sammenarbeit zwar vom Gesetz 
her Aufgabe des Bundes ist, aber 
funktionieren wird sie nur, wenn 
sie von den Menschen in den 
Kommunen gelebt wird.            red

Groß war die Freude im ostafrikanischen Kunkhongo, als Landrat 
Stefan Rößle zur Einweihung einer seiner persönlich finanzierten 
Schulen anreiste. 	 Bild: Sabine und Detlef Sponer

dass die Kommunen sich prin-
zipiell damit beschäftigen. Mit 
diesem Konzept schaffen wir ei-
nen Rahmen, der es Kommunen 
erleichtert, ein konkretes Pro-
jekt in einem anderen Land um-
zusetzen – und zwar speziell den 
Bau einer Schule. Im Wesentli-
chen beschränken wir uns dar-
auf, Spenden zu sammeln. Der 
Kontakt vor Ort findet in der Re-
gel erst statt, wenn die Schule 
eingeweiht wird. Ich selbst ha-
be nur drei Schuleinweihungen 
in Namibia, in Mosambik und in 
Malawi begleitet. Deshalb ha-
be ich nur wenig Einblick in das 
kulturelle Leben der Menschen 
dort. Meines Erachtens ist es 
wichtig, dass wir uns in einen in-
terkulturellen Dialog begeben. 
Es ist kein Automatismus, dass 
das, was wir für gut, richtig und 
wichtig erachten, in den Heimat-
ländern unserer Partner ebenso 
gesehen wird.

Deutsche Standards sind 
nicht das Maß aller Dinge

GZ: Welche Unterschiede 
konnten Sie während Ihrer Rei-
sen im Kontakt mit den Men-
schen feststellen?

Rößle: Was ich gelernt ha-
be: Wenn wir Entwicklungspro-
jekte erfolgreich umsetzen wol-
len, müssen wir Deutsche un-
sere „deutschen Standards“ et-
was außen vorlassen. Wir sind 
beispielsweise sehr ordnungslie-
bend. Wenn wir eine Schule se-
hen, meinen wir: „Die muss jetzt 
1:1 so auch in Afrika gebaut wer-
den.“ Wir denken dabei z. B. an 
erneuerbare Energien, nachhal- 
tige Baumaterialien etc. Dabei 
ist wichtig: Wir müssen das bau-
en was vor Ort benötigt wird und 
gerade nicht unsere Maßstäbe 
1:1 anwenden. Die Schule, die 
wir in Malawi errichtet haben, 
befindet sich in einer Gegend, 
in der 98 % der Menschen noch 
gar keinen Strom haben. Wenn 
wir da mit dem Anspruch kom-
men, eine PV-Anlage zu inte- 
grieren, überfordern wir die Men- 

besser „Hilfe zur Selbsthilfe“ leis-
ten. Die Menschen müssen sich 
mit dem Projekt identifizieren.

GZ: Dieser Grundsatz schließt 
auch ein, dass die Menschen an 
Entscheidungen teilhaben. Wie 
wird das konkret umgesetzt?

Teilhabe an Entscheidungen

Rößle: Das ist nicht immer 
ganz einfach. Bei den Schulbau-
projekten sind nicht wir von den 
Kommunen vor Ort und beglei-
ten die Baumaßnahmen. Das 
machen unsere Partner. Sie ha-
ben langjährige Erfahrung. 

Afrika ist ein riesiger Konti-
nent und die Länder sind sehr 
verschieden – angefangen bei 
ihrer Historie bis hin zu den Vo-
raussetzungen. Daher sollte 
man sich auseinandersetzen mit 
Land und Leuten und versu-
chen, die Menschen zu verste-
hen. Wenn wir erwarten, dass 
die Menschen mit dem Projekt 
glücklich sind, dann ist es not-
wendig zu verstehen und zu ak-
zeptieren, wie sich die Men-
schen dort entwickelt haben, 
warum sie bestimmte Eigen-
schaften haben, wie sie ‚ticken‘, 
denken und funktionieren. Die 
Religion, die dort für viele oft 
wie ein Gesetz ist, steht in der 
Werteordnung ganz oben. Auch 
die Ortsvorsteher spielen oft-
mals eine ganz zentrale, führen-
de Rolle. 

Gegenseitige Rücksichtnahme 
und Kommunikation  
auf Augenhöhe

GZ: Sind Werte denn verhan-
delbar?

Rößle: Ich glaube nicht, dass 
man Werte ohne weiteres „weg-
verhandeln“ kann. Man sollte 
versuchen sich gegenseitig zu 
verstehen und Rücksicht aufein-
ander zu nehmen. Wenn das in 
beiden Richtungen erfolgt, kann 
man auch bei gegensätzlichen 
Meinungen einen Weg zu einem 
Kompromiss finden. Einfach ist 
das definitiv nicht. Es setzt zu-

Sonderpreis „Unser Soziales Bayern“
Prämierung herausragender Projekte für ältere Menschen

Erstklassige Projekte aus den Regierungsbezirken zeichnete Sozi-
alministerin Carolina Trautner mit dem Sonderpreis „Unser Sozi-
ales Bayern“ aus. Der mit jeweils 3.000 Euro dotierte Preis ist Teil 
der Initiative „Unser Soziales Bayern: Wir helfen zusammen!“, die 
2020 gemeinsam mit den Kommunalen Spitzenverbänden und den 
Wohlfahrtsverbänden ins Leben gerufen wurde, um vor allem älte-
ren Menschen in der Corona-Pandemie Unterstützung zu bieten.

In Oberbayern siegte das Pro-
jekt „Das Leben im Alter (trotz 
Corona) lebenswert machen!“ 
der Nachbarschaftshilfe Fürsten-
feldbruck e.V. Rund 1.600 ehren-
amtliche Helfer unterstützen weit 
mehr als 900 Senioren persön-
lich. Sie springen bei alltagsprak-
tischen Diensten ein und haben 
auch immer ein offenes Ohr für 
Sorgen und Nöte.

Das Projekt „Gemeinsamkeit 
überwindet jede Krise“ der Stadt 
Donauwörth in Schwaben koordi-
niert zahlreiche Maßnahmen. Her-
vorzuheben ist zum Beispiel die 
Aktion „Post für Dich“, bei der En-
gangierte für ältere Mitmenschen 
in Pflegeeinrichtungen  Briefe 
schreiben oder Bilder malen.

Mit dem „Simbacher Senio-

ren-Stammtisch“ (Niederbayern) 
auf dem lokalen Radiosender Inn-
Salzach-Welle erstellen das Senio- 
renbüro der Stadt und der Senio-
renbeirats-Arbeitskreis Sachbei-
träge in Form von Interviews zu 
wichtigen Themen, bieten aber 
auch verschiedenste Unterhal-
tungsbeiträge für Senioren. So 
werden ältere Menschen auch 
ohne Präsenzveranstaltung er-
reicht und bekommen wertvol-
le Nachrichten und Lebensfreude 
direkt nach Hause geliefert.

Die „Initiative Freundschaftshil-
fe Moosbach“ im Landkreis Neu-
stadt a.d. Waldnaab (Oberpfalz) 
hat mit viel Aufwand Live-Über-
tragungen, wie z.B. Gottesdienste 
und weitere kirchliche Feste auf 
dem Kirchplatz organisiert. Hier-

durch wurde auch älteren Men-
schen ein generationenübergrei-
fendes, gemeinschaftliches Erleb-
nis ermöglicht.

Das gemeindliche Projekt „Bü-
chenbach hilft“ im Landkreis Roth 
(Mittelfranken) zeichnete verant-
wortlich für die Errichtung eines 
neuen Tausch- und Gabenhäus-
chens. Hier können kontaktlos 
Spiele, Bücher oder CDs abgege-
ben und getauscht werden. Das 
Angebot hilft dabei, das Mitein-
ander in der Gemeinde zu stärken 
und sozialer Isolation von älteren 
Menschen entgegenzuwirken.

Auszeichnung auch für das Pro-
jekt „Heimatgefühle – Kurz mal vor- 
beigeschaut“ der Fachstelle für  
Senioren und Menschen mit Behin- 
derung im Landkreis Rhön-Grab-
feld (Ufr.): Um der Vereinsamung 
entgegenzuwirken, haben sich al-
le Beteiligten für die gesellschaft-
liche Teilhabe der etwa 1.100 Se-
niorinnen und Senioren in Pflege-
einrichtungen und Tagespflegen 
des Landkreises eingesetzt. In-

dem die Pflegeeinrichtungen und 
Tagespflegen mit seniorengerech-
ten digitalen Medien ausgestattet 
wurden, war es den Bewohnern 
möglich, Kontakt zu halten. Zu-
sätzlich haben zahlreiche Bürger 
in einer landkreisweiten Video-
kampagne verschiedene Aufnah-
men zur Verfügung gestellt, um 
mehr Teilhabe zu ermöglichen. Al-
le digitalen Angebote wie Videos, 
Spiele oder Zugriff auf Mediathe-
ken stehen jederzeit den Bewoh-
nern über Tablets zur Verfügung.

Beim Projekt „Fünf Minuten 
Kultur zum Zuhören“ des Koordi-
nierungszentrums Bürgerschaft-
liches Engagement (KoBE) am 
Landratsamt Kulmbach (Ober-
franken) haben alle Kunst- und 
Kulturschaffenden aus dem Land-
kreis Mitbürger angerufen und 
am Telefon Gedichte vorgelesen, 
gemeinsam musiziert oder auch 
Theaterszenen zum Mithören an-
geboten. „Kultur auf diesem sehr 
persönlichen Weg zu transpor-
tieren, ist eine wundervolle Idee, 
um Lebensfreude zu vermitteln 
und die Herzen der Menschen hö-
herschlagen lassen“, betonte So-
zialministerin Trautner. � DK

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/interviews-gespraeche/704-gz-23-2016-interview-zur-fluechtlingspolitik-kommunale-entwicklungspolitik
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/interviews-gespraeche/704-gz-23-2016-interview-zur-fluechtlingspolitik-kommunale-entwicklungspolitik
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fen müssten breit und auf Dau-
er angelegt sein, da die Kommu-
nen Planungssicherheit für die 
Transformation der Innenstäd-
te und Ortszentren benötigen. 
Bestehende Förderinstrumente 
müssten noch mehr daran ori-
entiert werden, die Zentren zu 
stärken. Nötig seien unkompli-
zierte Förderbedingungen und 
flexible Ordnungsvorschriften. 
„Wir brauchen mehr Mut zu we-
niger Bürokratie und mehr Im-
provisation“, machte der Ver-
bandschef deutlich. Die Städte-
bauförderung, die über 50 Jah-
re hinweg gute Erfolge erzielen 
konnte, müsse finanziell aufge-
stockt und inhaltlich fortentwi-
ckelt werden.

Fürths Oberbürgermeister Tho- 
mas Jung, erster stellvertreten-
der Vorsitzender des Bayeri-
schen Städtetags, wies darauf 
hin, dass auch beim innerstädti-
schen Handel der Wandel unver-
kennbar sei. Die Einheit von Le-
ben und Arbeiten gewinne wie-
der an Bedeutung. Einige Han-
delsketten und Filialisten gäben 
ihre Standorte auf und setzten 
auf Online-Handel. Mehrstöcki-
ge Warenhäuser konzentrierten 
sich auf das Erdgeschoß. Jung 
zufolge gehört Handel traditi-
onell in die Stadtzentren. Doch 
seien Innenstädte mehr als nur 
Standorte des Handels, „sie sind 
Orte für Leben, Erleben und Be-
gegnen“. Nach dem Vorbild der 
Stadt von einst könne es mehr 
Raum für Wohnen im Zentrum 
geben. „Unten ist das Geschäft, 
oben die Wohnung.“

Neue Chanchen für  
inhabergeführte Läden

Nach Jungs Worten bie-
ten sich neue Nutzungen und 
ein breiter Mix mit Handwerk, 
Kunsthandwerk, Dienstleistung, 
Tourismus, Bildung, Kultur- und 
Kreativwirtschaft. Inhaberge-
führte Läden bekämen wieder 
eine Chance, etwa Lebensmit-
telgeschäfte für Regionalpro-
dukte, die wiederum gut zum 
Angebot regionaler Wochen-
märkte passen. Zentren könn-
ten mit Bibliotheken, Volks-
hochschulen und Musikschulen 
verstärkt zum Lern-Ort werden, 
Kultur und Gastronomie bräch-
ten Leben in die Zentren. Jung: 
„Ein Trend ist das Leben im Frei-
en mit Straßencafés und Restau-
rant-Tischen unter dem Som-
mer-Himmel. Fachleute spre-
chen von der Mediterranisie-
rung des öffentlichen Raums. 
Manche bayerische Stadt titu-
liert sich mit Augenzwinkern 
als nördlichste Stadt Italiens. 
Und Aschaffenburg als Gastge-
berstadt des Bayerischen Städ-
tetags 2021, bezeichnet sich als 
bayerisches Nizza.“

Im Sommer 2020 habe die Co-
rona-Pandemie dazu geführt, 
dass mehr Experimente für  
Freiluft-Gastronomie zugelassen 
wurden – Parkplätze am Stra-
ßenrand seien zeitweise ver-
schwunden zugunsten von  
Restaurant-Tischen, orientiert 
am Vorbild der Schanigärten in  
Wien oder der Straßengastro-
nomie in italienischen Städten, 
fuhr Jung fort. „Städte gehen mit 
Experimentierfreude und Im-
provisationsgeschick daran, den 
Ortszentren neuen Schwung zu 
geben. Das funktioniert in vie-
len Fällen gut, kann aber in man-
chen Fällen auch mal scheitern. 
Die Städte ändern ihre Gestalt, 
aber bei all dem Wandel bleibt 
eine Kontinuität bestehen: In-
nenstädte erfüllen ihre Funkti-
onen für Arbeit, Wohnen und 
Handel – sie bleiben das pulsie-
rende Herz unserer Städte.“

Markus Loth, zweiter stell-
vertretender Verbandschef und 
Weilheimer Stadtoberhaupt, 
erläuterte: „Innenstädte und 
Ortszentren sind Keimzellen des 
städtischen Lebens. Jede der 

Mitgliedstädte und Mitgliedge-
meinden des Bayerischen Städ-
tetags ist unterschiedlich. Jede 
Stadt hat ihren eigenen Charme 
und kann an ihren Vorzügen ar-
beiten. Jede Stadt sucht eigene 
Wege, orientiert sich gleichzei-
tig an den Erfahrungen der an-
deren. Allen Städten und Ge-
meinden ist gemeinsam, dass 
die Zentren Wohnort, Arbeits-
ort, Ort der Versorgung mit Wa-
ren und Dienstleistungen sind. 
Jeder zentrale Ort hält Leistun-
gen für Kinderbetreuung, Schu-
le, Erwachsenenbildung und Kul-
tur vor. Und alle Städte machen 
sich Gedanken, wie sie die Auf-
enthaltsqualität verbessern, wie 
sie barrierefreie Räume gestal-
ten, mit welchen Verkehrsmit-
teln sie erreichbar sind und wie 
sie öffentliche Räume gestalten 
können. Im Alltag geht es natür-
lich auch um Parkplätze, Müllei-
mer und öffentliche Toiletten.“

Soziale und kulturelle  
Einrichtungen

In Ortszentren hätten soziale 
und kulturelle Einrichtungen ei-
ne große Bedeutung. Dazu zähl-
ten Bildungsangebote sowie das 
weite Feld der Kultur- und Kre-
ativwirtschaft. Loth: „Das Spekt-
rum reicht von Kindertagesstät-
ten in der Innenstadt bis zu Al-
tenservicezentren und Gesund-
heitseinrichtungen. Dies sind 
konsumfreie Räume für Bewoh-
ner und Besucher – hier ver-
birgt sich ein enormes Potenzi-
al. Leerstehende Geschäfte las-
sen sich vorübergehend über 
Pop-Up-Nutzungen bespielen 
oder können dauerhaft zu Flä-
chen für Bildung, Kultur und 
Kreativität umgewandelt wer-
den.“ Nach Loths Auffassung 
muss jede Stadt ihre Qualitäten 
erkennen und auf die Bedürfnis-
se der Menschen achten. Neben 
dem Einkaufen im Einzelhandel 
gebe es viele weitere gute Grün-
de, in die Innenstadt zu gehen – 
für Stadtbewohner ebenso wie 
für Gäste aus nah und fern.

Mobilität und Erreichbarkeit

Eine der Kernfragen für vita-
le Innenstädte sei die Mobilität 
und die Erreichbarkeit: Unter-
schiedliche Verkehrsteilnehmer 
hätten vielfältige Erwartungen 
– Fußgänger, Fahrräder und Las-
tenräder, öffentlicher Nahver-
kehr, Handwerker, Pflege- und 
Fahrdienste, Taxis und Lieferver-
kehr, Kurier- und Paketdienste, 
Car-Sharing und E-Roller. Fahr-
zeuge benötigten eine besonde-
re Ladeinfrastruktur, Parkplät-
ze, Abstellflächen oder Liefer-
bereiche. Hilfreich sei dank der 
innovativen Möglichkeiten der 
Digitalisierung eine smarte Ver-
netzung von Mobilitätsangebo-
ten mit Mobilitäts-Apps. Loth: 
„Stadtzentren mit ihren Markt-
plätzen sind traditionelle Or-
te der kurzen Wege. Sie bieten 
somit besondere Perspektiven 
und zeigen Chancen für eine au-
tofreie oder autoarme Stadt mit 
Fußwegen und Radwegen oder 
Shared-Spaces zur gemeinsa-
men rücksichtsvollen Nutzung 
von Verkehrsmitteln.“

Leistungsfähige Ortszentren

Bei den Teilnehmern der Voll-
versammlung in Aschaffenburg 
bestand Einigkeit darin, dass ei-
ne nachhaltige Siedlungsent-
wicklung auf eine Stadtentwick-
lung setzt, die vom Zentrum aus-
geht. Die Landesplanung müsse 
wieder verstärkt darauf achten, 
leistungsfähige Ortszentren zu 
schaffen und zu stärken. Dass 
sich viele bayerische Städte 
und Gemeinden längst auf die-
sem Weg befinden, zeigt das Ta-
gungspapier „Zukunft der Innen-
städte und Ortskerne“ mit zahl-
reichen Best-Practice-Beispielen 
(https://www.bay-staedtetag.

de/fileadmin/Downloads/Jahres-
tagungen/2021/Broschuere_Er-
folgsmodelle_nachhaltiger_Zent-
renentwicklung.pdf).

Wie Bauministerin Kerstin 
Schreyer in Vertretung des Baye- 
rischen Ministerpräsidenten Dr. 
Markus Söder berichtete, habe 
der Freistaat Bayern den Son-
derfonds „Innenstädte bele-
ben“ aufgelegt. Damit könnten 
Städte, Märkte und Gemein-
den einmalig bei der Stärkung 
und Erhaltung ihrer Ortskerne 
unterstützt werden. Das Geld 
stammt aus den Mitteln des 
Bayerischen Städtebauförde-
rungsprogramms. Damit werde 
eine schnelle Unterstützung der 
Kommunen ermöglicht. Von den 
Mitteln profitierten Kommunen 
jeder Größe. 

Sonderfonds  
„Innenstädte beleben“

Die Marktplätze müssten 
überall mehr zum Erlebnis- und 
Wohlfühlort mit Freizeitcharak-
ter werden, erklärte Schreyer. 
Bayernweit stehen für den Son-
derfonds „Innenstädte bele-
ben“ insgesamt 100 Millionen 
Euro für 279 bayerische Städte, 
Märkte und Gemeinden zur Ver-
fügung. Zusammen mit den In-
vestitionen der Kommunen er-
gibt sich zur Belebung ihrer zen-
tralen Stadt- und Ortsbereiche 
ein Gesamtinvestitionsvolumen 
von 125 Millionen Euro. Das 
Spektrum der förderbaren Maß-
nahmen reicht dabei insbeson-
dere von städtebaulichen Kon-
zepten zur Weiterentwicklung 
der Innenstädte, Innenstadt-
managementaufgaben mit dem 
Schwerpunkt auf Städtebau und 
Projektfonds zur Innenstadtent-
wicklung über vorübergehen-
de vergünstigte Anmietung von 
leerstehenden Räumlichkeiten 
durch die Gemeinde, bis hin zum 
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gel nicht alles zugleich“, beton-
te Bundespräsident Steinmei-
er. Das eine nicht mit dem Maß-
stab des anderen zu messen, fal-
le schwer, „wenn unsere Medi-
en in den Städten zu Hause sind, 
wenn die entscheidende Politik 
in den Städten gemacht wird, 
wenn der Blick aufs Land und 
aufs Landleben von pseudoidyl-
lischen Zeitschriften für Städter 
geprägt wird – kurzum, wenn 
immer mehr ‚Stadtideale‘ aufs 
Land projiziert werden“.

Das Land, wie es wirklich ist, 
ernst nehmen

Das Land, wie es wirklich ist 
– mit seinen wirklichen Bedürf-
nissen, seinen wirklichen Qua-
litäten, seiner echten Not, aber 
auch mit seinen echten Mög-
lichkeiten – gerate dabei oft ge-
nug aus dem Blick oder wer-
de nicht genügend ernst ge-
nommen, so Steinmeier. „Dann 
fühlt sich, wer dort lebt, nicht 
nur ökonomisch und in der In-
frastruktur abgehängt, son-
dern auch abgehängt im allge-
meinen Bewusstsein. Vielen auf 
dem Land kommt es so vor, als 
sei ihnen der Blick auf das Eige-
ne, auf die Heimat und vor allem  
auf das Leben, das sie führen 
und führen möchten, enteignet 
worden.“

Denn die Kommunen bilde-
ten eine eigene, tragende Ebe-
ne dieses Staates, mit einer ei-
genen demokratischen Legiti-
mation durch Wahlen – und da-
raus leite sich am Ende nicht nur 
Legitimation, sondern auch be-
rechtigtes Selbstbewusstsein 
ab. Und mehr noch: Wie schon 
bei der Flüchtlingskrise 2015 
und 2016 zeige sich auch in der 
Pandemie wieder: „Die kom-
munale Ebene ist entscheidend 
wichtig in der Krisenbewälti-
gung – Gesundheitsämter, Kitas, 
Schulen, Gewerbeaufsicht, kul-
turelles Leben und vieles, was 

Sie aus Ihrem Alltag kennen und 
wissen. Und jetzt sind es wie-
der die Vertreter von Städten, 
Gemeinden und Kreisen, die 
uns warnen: Bereitet die Schu-
len auf den ersten Schultag vor! 
Plant die Fortsetzung der Impf-
kampagne im Herbst! Behaltet 
die Kommunalfinanzen im Auge! 
Das alles ist wichtig“, unterstrich 
das Staatsoberhaupt.

Mit Blick auf strukturelle Defi-
zite machte Steinmeier deutlich: 
„Aufs Land ziehen, aufs Land zu-
rückkehren, auf dem Land blei-
ben, das werden die Menschen 
nur tun und auf die Dauer nur 
tun können, wenn sie kom-
munikativ und verkehrsmäßig 
nicht abgeschnitten sind. Ver-
kehrs- und Dateninfrastruktur 
sind in meinen Augen das obers-
te Gebot der Stunde. Jeder Mo-
nat, der hier ungenutzt ins Land 
streicht, um im Bild zu bleiben, 
ist verlorene Zeit.“

Schwachstellen  
in Deutschland

Gerade bei der Digitalisie-
rung habe die Pandemie die 
Schwachstellen in Deutschland 
schonungslos offengelegt. Die 
Notwendigkeit, Abstand zu hal-
ten in der Pandemie, sei der gro-
ße Testfall für den Einsatz digi-
taler Technik in der Verwaltung 
und eben auch in den Schu-
len gewesen. Deutschland ha-
be diesen Test nicht bestan-
den. „Zu langsam, zu umständ-
lich meistens, und im internati-
onalen Vergleich zu weit zurück 
– dieses Urteil müssen wir uns 
gefallen lassen“, stellte der Bun-
despräsident fest.

Aus seiner Sicht wäre es fa-
tal, wenn die Pandemie nur im 
Kurzzeitgedächtnis des politi-
schen Handelns abgespeichert 
wird. „Wir haben den Digitalisie-
rungstest nicht bestanden – al-
so heißt es jetzt Konsequenzen 
ziehen, investieren, aufbessern, 
nachlegen! Wir müssen besser 

werden, und wir müssen vor al-
len Dingen bei der nächsten Kri-
se besser vorbereitet sein.“

Nur wer überall finde, was er 
zum Leben brauche, werde sich 
für ein Leben auf dem Land ent-
scheiden, hob DLT-Präsident 
Reinhard Sager hervor. Neben 
Infrastruktur und Versorgung 
seien insbesondere das gesell-
schaftliche Engagement, das 
Miteinander, die starke ehren-
amtliche Komponente in den 
Landkreisen wichtige Fakto-
ren, die gestärkt werden müs-
sen. „Das waren bislang immer 
Pluspunkte für die Landkreise. 
Kreativität, aber auch das En-
gagement von Privaten, Unter-
nehmen und auch der öffentli-
chen Hand sind weiterhin erfor-
derlich, damit gleichwertige Le-
bensverhältnisse Wirklichkeit 
werden.“

Unterstützung von  
Bund und Ländern nötig

Für die individuellen Heraus-
forderungen würden die Men-
schen und die Landkreise in den 
Rahmenbedingungen Unter-
stützung von den Ländern und 
vom Bund benötigen. „Nicht 
durch ‚Goldene Zügel‘ von oben 
oder Bevormundung, sondern 
als Hilfe zur Selbsthilfe. Zualler-
erst kommt es auf eine verant-
wortungsbewusste und gestal-
tungswillige kommunale Selbst-
verwaltung vor Ort an. Ohne 
starke und finanzkräftige Land-
kreise und Gemeinden geht das 
nicht. Deshalb brauchen wir 
nicht nur eine ordentliche Fi-
nanzausstattung durch die Län-
der, sondern auch eine Vertei-
lung der Umsatzsteuer nach Ein-
wohnern, damit gerade ländli-
che Gebiete die notwendigen 
Anpassungen der Infrastruktur 
stemmen können.“

Neue Förderprogramme wür-
den demgegenüber nur punk-
tuell helfen, keine nachhalti-
gen Strukturen schaffen und die 
Kommunen Stück für Stück im-
mer abhängiger von Projektmit-
teln des Bundes und der Länder 
machen. „Das entspricht nicht 
unserem Selbstverständnis von 
kommunaler Selbstverwaltung“, 
bekräftigte Sager. Stattdessen 
liege die Lösung in der Kreativi-
tät aus eigener Kraft und in sehr 
unterschiedlichen, passgenauen 
Maßnahmen vor Ort.

Anschubfinanzierungen des 
Bundes mit kommunalen Dauer-
kosten ohne Blick auf die Frage, 
wie die Kommunen die zusätz-
lichen Ausgaben auf Jahre und 
Jahrzehnte finanzieren können, 
seien Gift sowohl für ausgegli-
chene Haushalte als auch für die 
Aufrechterhaltung kommunaler 
Gestaltungsspielräume. Jüngstes 
Beispiel ist die Finanzierung des 
Ganztagsausbaus: Hier zeigten 
Bund und Länder in scheinheili-
ger Art und Weise mit dem Fin-
ger auf den anderen. „Nur eines 

Innenstadt neu ... Zwischenerwerb leerstehen- 
der Einzelhandelsimmobilien.

Nach Angaben des Bauminis-
teriums erhalten in Ergänzung 
zum Sonderfonds 258 Städ-
te, Märkte und Gemeinden im 
Freistaat in diesem Jahr rund 35 
Millionen Euro Städtebauförde-
rung. Rund 82 Prozent der Mit-
tel aus dem Bayerischen Städte-
bauförderungsprogramm kom-
men dem ländlichen Raum zu-
gute, in dem mehr als die Hälfte 
der Bevölkerung Bayerns lebt.

Klimaschutz, Denkmalschutz, 
Barrierefreiheit ...

Von der Förderinitiative pro-
fitiert beispielsweise die Stadt 
Dinkelsbühl in Mittelfranken, 
die in ihrem historischen Zen- 
trum eine ehemals als Parkplatz 
genutzte Fläche entsiegelt und 
unter Berücksichtigung von Zie-
len des Klimaschutzes und der 
Barrierefreiheit zu einer attrak-
tiven innerstädtischen Platzanla-
ge aufwertet. Zudem schafft die 
Gemeinde Philipsreuth in Nieder-
bayern mit dem Umbau des alten 
Zollgebäudes zu einem Bürger-
haus ein neues soziales und kul-
turelles Zentrum in der Ortsmitte.

Der Markt Rettenbach (Ober-
pfalz) beginnt dieses Jahr mit 
der Sanierung des ortsbildprä-
genden Baudenkmals „Fug-
ger-Amtshaus“. Neben der Si-
cherung des historischen Bau-
bestandes werden auch die 
Belange der Barrierefreiheit um-
gesetzt. Nach langem Leerstand 
soll hier ein attraktives Ämterge-
bäude mit baulicher Geschich-
te für die Marktgemeinde ent-
stehen. Eine Übersicht der Pro-
grammkommunen mit allen 
258 Städten, Märkten und Ge-
meinden finden sich unter htt-
ps://www.stmb.bayern.de/buw/
staedtebaufoerderung/foerder-
programme/index.php.� DK

ist sicher: Die Kommunen zah-
len am Ende die Rechnung. Da-
bei geht es um Dauerlasten von 4 
Milliarden Euro pro Jahr – so wird 
das ein absolutes Desaster!“

„Derartige Zentralisierungs-
tendenzen in Richtung Berlin 
beobachten wir leider schon 
seit vielen Jahren. Auch die Bun-
desnotbremse hat eine Materie 
von den Ländern auf den Bund 
gezogen, die dort nicht hin-
gehört. Und das, wo doch die 
Menschen im Land das Gegen-
teil wollen“, unterstrich der Prä-
sident. Eine aktuelle Studie des 
Instituts für Demoskopie Allens-
bach zeige diesen Widerspruch: 
Danach ist die Grundhaltung der 
Bevölkerung zu föderalen Struk-
turen während der Corona-Pan-
demie positiver geworden. Sa-
gers Bitte: „Keine zentralen und 
einheitlichen Lösungen in Um-
setzung des vermeintlichen Bür-
gerwillens!“

Stattdessen sollte der Bund 
die wichtigen Fragen der Zeit im 
Rahmen seiner rechtlichen Mög-
lichkeiten angehen: Dazu zähle 
neben dem zentralen Punkt ei-
ner verbesserten Steuerausstat-
tung für die Kommunen vor al-
lem der Breitbandausbau, der 
weiter forciert werden muss. In 
der kommenden Legislaturperi-
ode müssten dafür Fördermittel 
in Höhe von mindestens 20 Mrd. 
Euro bereitgestellt werden.

Mehr Tempo  
bei der Digitalisierung

Auch bei der Digitalisierung 
müsse es künftig schneller vor-
angehen, was die weitere Aus-
formung des technischen Rah-
mens angeht, in dem Verwal-
tungsdigitalisierung stattfindet. 
Kommunale Systeme müssten 
respektiert, technisch unter-
stützt und standardisiert über 
Schnittstellen angebunden wer-
den. Es sei nicht erfolgverspre-
chend, aus dem Elfenbeinturm 
heraus zu agieren, die föderale 
Landschaft ist Sager zufolge teil-
weise schon viel weiter, als man-
che Verantwortliche glauben.

Nach Sagers Auffassung wird 
die nächste Legislaturperiode 
zeigen, wie ernst es Bund und 
Ländern mit der Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnis-
se wirklich ist. Landkreise, Städ-
te und Gemeinden seien dabei 
die wesentlichen Akteure. Des-
halb müsse die Politik sie wei-
ter kräftigen, gemäß dem Mot-
to „Hilfe zur Selbsthilfe“. „So kä-
men wir in den kommenden vier 
Regierungsjahren womöglich ei-
nen echten Schritt voran. Lassen 
Sie uns alle gemeinsam mit gan-
zer Kraft dafür eintreten, das im-
mer wieder einfordern und un-
sere Mitarbeit anbieten. Die 
20. Legislaturperiode sollte ei-
ne Wahlperiode der gleichwer-
tigen Lebensverhältnisse wer-
den, aber ohne Zentralisierung!“, 
stellte der DLT-Chef klar. � DK

Wieder Land in ...

Bayerischer Innovationspreis Ehrenamt 2022: 

Jetzt bewerben!
Sozialministerin Trautner: 75.000 Euro Preisgelder gibt es für 

innovative Projekte und beste Ideen“
Bayerns Sozialministerin Carolina Trautner hat den Startschuss 

für den „Bayerischen Innovationspreis Ehrenamt 2022“ gegeben: 
„Unter dem Motto „Ehrenamt – damit gewinnen wir alle“ suchen 
wir Projekte und Ideen, die das Ehrenamt voranbringen. Kreativ, 
mutig und einzigartig! Zeigen Sie uns Ihren Blick aufs Ehrenamt! 
Erzählen Sie uns Ihre Erfolgsgeschichte! Wir suchen Personen, 
Initiativen und Organisationen mit neuen Ideen rund ums Ehren-
amt. Ab sofort können Vorschläge eingereicht werden.“

Beteiligen kann sich jeder, der ein innovatives Projekt bereits 
durchführt oder noch umsetzen möchte. Entscheidend sind fünf 
Bewertungskriterien: Die Vorschläge müssen innovativ, gemein-
wohlorientiert, vorbildlich, auch für andere Engagementfelder 
geeignet und praktikabel sein. Insgesamt werden elf Preise in den 
Kategorien „Innovative Projekte“ und „Neue Ideen“ ausgezeich-
net. Die Preisgelder belaufen sich auf insgesamt 75.000 Euro. In 
Bayern engagiert sich jede/r Zweite ehrenamtlich.

Das Motto ist bewusst einfach und knapp formuliert, gibt aber 
Raum für vielfältige Bewerbungen. Anträge sind bis 17. Oktober 
2021 online unter www.innovationehrenamt.bayern.de möglich. 
Dort sind auch der Flyer und weitere Informationen zum Preis 
hinterlegt. Die Preisträger sollen im Frühjahr 2022 bei einem 
Festakt in München ausgezeichnet werden. � r
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Staatsministerin Judith Gerlach, Landrat Siegfried Walch und Staatsministerin Kerstin Schreyer vor 
einem Bagger mit der Leica „Pegasus Ultimate II“ der Firma geovision. Das Gerät ist weltweit ein-
malig und bietet die Möglichkeit zur mobilen, effizienten Digitalisierung von bereits bestehender 
Infrastruktur. � Bild: StMD

Ein voller Erfolg:  
Bauanträge auch digital 
Staatsministerinnen Schreyer und Gerlach: „Wir bauen Barrieren ab  

und sorgen für mehr Bürgerfreundlichkeit“
Mehr Bürgerfreundlichkeit, weniger Bürokratie: Nach dieser De-
vise treibt Bayern die Digitalisierung der Verwaltungsleistungen 
voran. Gerade bei der Baugenehmigung bietet sich ein enormes 
Potenzial zur Beschleunigung und Vereinfachung. Das Bauminis-
terium hat gemeinsam mit dem Digitalministerium und ausge-
wählten Landratsämtern daher frühzeitig in einem Pilotprojekt 
den Digitalen Bauantrag erarbeitet und am 1. März in ausge-
wählten Landkreisen gestartet.  Bayerns Bauministerin Kerstin 
Schreyer und Digitalministerin Judith Gerlach konnten sich im 
Landratsamt Traunstein vom beachtlichen Erfolg überzeugen. Da-
bei wurde bereits ein erster Meilenstein erreicht: Dort ist bereits 
der 100. digitale Bauantrag eingegangen. 

Bayerns Bauministerin Kerstin 
Schreyer freut sich über diesen 
Fortschritt: „Der digitale Bauan-
trag ist sehr gut angelaufen. Das 
freut mich sehr, denn damit ge-
hen wir einen großen Schritt zu 
mehr Bürgerfreundlichkeit beim 
Bauen. Ich bedanke mich herz-
lich beim Landratsamt Traun-
stein und den Landratsämtern 
Ebersberg, Hof, Kronach, Neu-
stadt an der Waldnaab, bei de-
nen Bürgerinnen und Bürger ih-
re Bauanträge ebenfalls schon 
digital einreichen können. Ab 
August werden weitere Land-
ratsämter ebenfalls auf den di-
gitalen Bauantrag setzen.“

Unterlagen bequem zu jeder 
Zeit online einreichen

Bayerns Digitalministerin Ju-
dith Gerlach: „Die digitale Ver-
waltung schreitet mit großen 
Schritten voran. Der digitale 
Bauantrag ist ein hervorragen-
des Beispiel dafür. Bürgerinnen 
und Bürger oder die beauftrag-
ten Planer können dadurch die 

notwendigen Unterlagen be-
quem zu jeder Zeit online einrei-
chen. So bauen wir Barrieren ab, 
vereinfachen die Antragstellung 
und beschleunigen die Bearbei-
tung. Gerade für viele junge Fa-
milien mit dem Wunsch nach ei-
nem Eigenheim ist das ein Rie-
sengewinn. Ein großes Lob geht 
an die Landratsämter Traun-
stein, Ebersberg, Hof, Kronach 
und Neustadt an der Waldnaab, 
die eine Vorreiterrolle einge-
nommen haben. Ich freue mich 
schon darauf, wenn bald weite-
re Landratsämter und Städte ih-
rem digitalen Vorbild folgen.“

Traunsteins Landrat Siegfried 
Walch „Der digitale Bauantrag 
ist ein Gewinn für alle und wird 
bestens angenommen: Inzwi-
schen ist bereits der 100. digi-
taler Bauantrag im Landratsamt 
Traunstein eingegangen! Wir 
sind froh und stolz, dass wir den 
Schritt einer digitalen Bauan-
tragstellung von Beginn an mit-
gestaltet haben. Zu Beginn mei-
ner Amtszeit im Jahr 2014 muss-
ten die Akten noch mühevoll 

von A nach B gebracht werden. 
Bereits seit über zwei Jahren ar-
beiten wir daran, sämtliche Pro-
zesse Schritt für Schritt zu digi-
talisieren. Das nun diese Arbeit 
wegfallen kann und gar kein An-
trag mehr in Papier gestellt wer-
den muss, ist im Hinblick auf die 
Digitalisierung nur konsequent. 
Wir werden die Digitalisierung 
unserer Dienstleistungen mit 
Überzeugung und Leidenschaft 
weiter vorantreiben.“

Pilotprojekt

Der digitale Bauantrag für 
Bayern ist in den vergangenen 
zwei Jahren im Rahmen eines 
gemeinsam vom Staatsministe-
rium für Wohnen, Bau und Ver-
kehr und vom Staatsministeri-
um für Digitales angestoßenen 
Pilotprojekts mit 15 unteren 
Bauaufsichtsbehörden konzi-

piert und entwickelt worden. 
Die technische Umsetzung er-
folgt in enger Zusammenarbeit 
mit dem IT-Dienstleistungszen-
trum des Freistaats Bayern. In-
telligente elektronische Formu-
lare, sogenannte „Online-As-
sistenten“, helfen den Nutzern 
beim Ausfüllen. Je nach Anga-
be können weitere Eingabefel-
der und ganze Seiten ein- und 
ausgeblendet werden, es wird 
ausdrücklich auf einzureichende 
Bauvorlagen hingewiesen. Da-
durch werden Bauanträge voll-
ständiger und die Bearbeitungs-
zeiten reduziert. Zudem ermög-
licht es der digitale Bauantrag 
dem Planer, seine ohnehin in ei-
ner CAD-Anwendung entworfe-
ne Planung ohne Datenverluste 
einzureichen.

Praxistauglichkeit

Die Online-Assistenten nut-
zen den vorhandenen bayeri-
schen Formularserver, die Bau-
anträge gelangen über eine neu 
eingerichtete Schnittstelle di-
rekt in die Bauverwaltungssoft-
ware der unteren Bauaufsichts-
behörden. Mit dem Landrats- 
amt Traunstein wurde bereits 
im Dezember 2020 das erste Pi-
lotamt an die Schnittstelle an-
geschlossen. Im Testbetrieb hat 
der digitale Bauantrag seine 
Praxistauglichkeit unter Beweis 
gestellt.

Der Digitale Bauantrag ist am 
1. März an den Landratsämtern 
Ebersberg, Hof, Kronach, Neu-
stadt an der Waldnaab und Traun-
stein in den regulären Betrieb ge-
gangen. In den ersten drei Mona-
ten des digitalen Bauantrags, also 
von März bis Mai, sind insgesamt 
bereits ca. 250 digitale Anträge 
und Anzeigen über die Schnitt-
stelle zu den fünf Pilotämtern ge-
langt. Ziel ist der schrittweise flä-
chendeckende Einsatz an allen 
Unteren Bauaufsichtsbehörden 
in Bayern. Eine erste Erweiterung 
um die Landratsämter Augsburg, 
Pfaffenhofen und Straubing-Bo-
gen ist bereits für den 1. August 
vorgesehen.�  r

STEICO gewinnt Bayerischen 
Ressourceneffizienzpreis 

Spende für Partnerschule in Tansania
In einem feierlichen Festakt wurde die Firma STEICO vom Baye-
rischen Umweltminister Thorsten Glauber mit dem Bayerischen 
Ressourceneffizienzpreis ausgezeichnet. Den Preis hat das Um-
weltministerium Anfang 2021 erstmals ausgelobt, um bayerische 
Unternehmen zu würdigen, die beim nachhaltigen und umwelt-
schonenden Umgang mit natürlichen Rohstoffen eine Vorreiter-
rolle einnehmen. 

STEICO ist ein solcher Vor-
reiter – noch dazu bei der Ver-
wertung des wohl umwelt- 
und klimafreundlichsten Roh-

erschließt und gleichzeitig den 
Holzverbrauch senkt.

„Seit 35 Jahren hat STEICO 
das Thema ‚Nachhaltigkeit‘ fest 
in seiner Unternehmensphiloso-
phie verankert“, sagte Umwelt-
minister Glauber in seiner Lau-
datio. „Von der Produktion bis 
zum fertigen Produkt greifen al-
le Abläufe wie Zahnräder in-
einander.“ Bei der feierlichen 
Preisverleihung im Börsensaal 

STEICO CEO Udo Schramek und Ehefrau Katarzyna Schramek 
(rechts) mit Staatsminister Thorsten Glauber (links) � Bild: STEICO

stoffs überhaupt: Holz. Zum ei-
nen ermöglicht seine verzahnte 
Produktion von Furnierschicht-
holz, Stegträgern und Holzfaser- 
Dämmstoffen, geerntetes Roh-
holz quasi „bis zur letzten Fa-
ser“ stofflich zu verwerten – und 
so das im Holz gebundene CO2 
fast vollständig für einen lan-
gen Zeitraum zu speichern. Zum 
anderen ergänzen sich Furnier-
schichtholz und Stegträger zu 

der Industrie- und Handelskam-
mer für München und Oberbay-
ern nahm Unternehmensgrün-
der und CEO Udo Schramek die 
Auszeichnung persönlich entge-
gen. Das Preisgeld in Höhe von 
2.500 Euro spendete er an das 
Ernst-Mach-Gymnasium Haar für 
ein Aufforstungsprojekt von des-
sen Partnerschule in Tansania.  

Nachhaltigkeitsbericht

Da Nachhaltigkeit zur „Unter-
nehmens-DNA“ von STEICO ge-
hört, wird seit 2018 jährlich ein 
Nachhaltigkeitsbericht veröf-
fentlicht, in dem alle ökologi-
schen, ökonomischen und sozia- 
len Aspekte detailliert dargestellt 
sind. Der kürzlich erschienene Be-
richt für das Jahr 2020 orientiert 
sich erstmals an der Option „Co-
re“ des anerkannten Berichts-
standards der Global Reporting 
Initiative (GRI) und informiert nun 
noch umfangreicher. Ressource-
neffizienz und CO2-Speicherung 
der STEICO Produkte sind die wohl 
wichtigsten Aspekte, doch darü-
ber hinaus gibt es noch zahlreiche 
weitere: z. B. bei der Produktion 
die Senkung der Energie-Intensi-
tät pro Tonne Fertigprodukt um 

Bayerische Mehrgenerationenhäuser:

Qualitätsentwicklung
Trautner: Neuer Leitfaden ist wichtige Arbeitsgrundlage 

Mehrgenerationenhäuser sind Orte der Begegnung, der Teilha-
be und des Engagements. Dabei wird stets auf ein Miteinander 
der Generationen gesetzt. Hier kommen Menschen jeden Alters 
zusammen, knüpfen Kontakte und unterstützen sich gegensei-
tig. Mit ihrem generationenübergreifenden Ansatz leisten sie ei-
nen wichtigen Beitrag zum gesellschaftlichen Miteinander.

Um Mehrgenerationenhäuser in ihrer Arbeit bestmöglich 
zu unterstützen, fördert das Bayerische Sozialministerium seit 
2019 das Projekt der Katholischen Stiftungshochschule Mün-
chen zum Qualitätsentwicklungsprozess für bayerische Mehr-
generationenhäuser.

„Mehrgenerationenhäuser sind ein Erfolgsmodell für mehr 
Generationsbewusstsein in der Gesellschaft. Mit unserem neu-
en Handlungsleitfaden „Qualitätsmerkmale bayerischer Mehr-
generationenhäuser“ stellen wir nun den 88 bayerischen Mehr-
generationenhäusern eine praxisnahe und auf ihre Bedarfe ab-
gestimmte Arbeitshilfe zur Verfügung. Die gewonnenen Er-
kenntnisse und Best-Practice-Beispiele wurden direkt in einem 
aktiven Dialogprozess mit den Mehrgenerationenhäusern he-
rausgearbeitet. Der vorliegende Leitfaden stellt eine wichtige 
Arbeitsgrundlage dar und sichert die Qualität der Arbeit nach-
haltig“, betont Bayerns Sozialministerin Carolina Trautner.

„Mein Dank gilt allen teilnehmenden Mehrgenerationenhäu-
sern, die mit ihrem Wissen und viel Herzblut die Erstellung des 
Handlungsleitfadens ermöglicht haben und der Katholischen 
Stiftungshochschule München für die zugewandte und kompe-
tente wissenschaftliche Begleitung“, so Trautner abschließend.

Der Handlungsleitfaden „Qualitätsmerkmale bayerischer 
Mehrgenerationenhäuser“ kann unter https://www.bayern-ist- 
ganz-ohr.de/mgh/bayern/index.php heruntergeladen werden.

Innenstadtstrategie
Bundesinnenministerium fördert lebenswerte  

Innenstädte mit 250 Millionen Euro
Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
setzt im Auftrag des Bundesministeriums des Innern, für Bau 
und Heimat (BMI) das Bundesprogramm „Zukunftsfähige In-
nenstädte und Zentren“ um. Städte und Gemeinden sind auf-
gerufen, bis zum 17.09.2021 Projektvorschläge für innovative 
Konzepte und Handlungsstrategien zur Stärkung der Resilienz 
und Krisenbewältigung einzureichen. Dafür stehen insgesamt 
250 Millionen Euro zur Verfügung.

Staatssekretärin Anne Katrin Bohle: „Die Corona-Pandemie 
ist ein Stresstest für Innenstädte und Ortszentren. Sie stan-
den als Herzstücke unserer Städte aber in Teilen schon vor der 
Corona-Pandemie unter Druck. Mit unserer Förderung unter-
stützen wir Städte und Gemeinden dabei, Neues auszuprobie-
ren und Experimente in der Stadtentwicklung zu wagen, da-
mit unsere Stadtzentren und Dorfkerne weiterhin attraktiv 
und lebenswert bleiben.“

Außerdem hat der Beirat Innenstadt beim BMI seine Innen-
stadtstrategie veröffentlicht. Darin werden 37 Empfehlungen 
zur Stärkung lebendiger Innenstädte vorgeschlagen.

Der Förderaufruf sowie weitere Informationen sind abrufbar 
unter: www.bbsr.bund.de/innenstadtprogramm

Die Innenstadtstrategie finden Sie unter: www.bmi.bund.de/
SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/bau-
en/wohnen/innenstadtstrategie.html

Informationen zur Wanderausstellung „Gemeinsam Stadt be-
wegen! 50 Jahre Städtebauförderung“ finden Sie hier:
www.staedtebaufoerderung.info/SharedDocs/kurzmeldun-
gen/DE/TopMeldungen/gemeinsam-stadt-bewegen.html� r

einem außergewöhnlich mate- 
rialeffizienten und leistungsstar-
ken Holzbausystem, was dem 
Holzbau neue Aufgabenfelder 

10 % und der CO2-Intensität um  
27 %. In Maßnahmen für eine kli-
mafreundliche Produktion inves-
tierte STEICO seit 2016 rund 60 
Mio. Euro.
Weitere Informationen 
Bayerischer Ressourceneffizienz- 
preis: www.ressourceneffizienz-
preis.bayern
STEICO: Die STEICO-Gruppe 
entwickelt, produziert und ver-
treibt ökologische Bauproduk-
te aus nachwachsenden Roh-
stoffen. Der europäische Markt-
führer im Segment der Holz-
faser-Dämmstoffe positioniert 
sich zudem als innovativer Sys-
temanbieter für den ökologi-
schen Hausbau: branchenweit 
einzigartig ist das integrier-
te STEICO Holzbausystem, bei 
dem sich Dämmstoffe und kons-
truktive Bauelemente ergänzen. 
Die nachhaltigen Produkte aus 
umweltgerecht genutzten Res-
sourcen finden beim Neubau 
und bei der Sanierung von Dach, 
Wand, Decke, Boden und Fassa-
de Verwendung und ermöglichen 
den Bau zukunftssicherer, gesun-
der Gebäude mit besonders ho-
her Wohnqualität. Die Produk-
te schützen zuverlässig vor Kälte, 
Hitze und Lärm. www.steico.com �r

Holzbau muss Standard werden
Forstministerin Michaela Kaniber eröffnet  

innovatives Mehrfamilienhaus in Regensburg 
Etwa 700 Kubikmeter Holz stecken im ersten Mehrfamilienhaus 
aus Holz in Regensburg, das Forstministerin Michaela Kaniber of-
fiziell eröffnet hat. „Das ‚Haus auf Stelzen‘ der Bayerischen Staats-
forsten zeigt auf eindrucksvolle Weise, welch riesiges Potenzial in 
unserem heimischen, klimaneutralen Öko-Rohstoff Holz steckt. Es 
ist ein faszinierendes Vorzeigeobjekt für den Holzbau und damit 
ein Sinnbild für die Leistungs- und Zukunftsfähigkeit der gesamten 
Wertschöpfungskette Forst und Holz“, sagte die Ministerin. 

Vor allem in Sachen Klima-
schutz sei Bauen mit Holz un-
schlagbar: „Heimisches Holz ist 
der umweltfreundlichste aller 
Baustoffe und zudem ein ausge-
sprochen wirkungsvoller Klima- 
speicher, der das schädliche Koh-
lendioxid für Jahrzehnte bindet. 
Deshalb muss das ökologische 
Bauen mit Holz in Stadt und Land 
zum Standard werden“, so Kani-
ber. Ein wichtiger Baustein, um 
hier rasch voran zu kommen, sei 
das jüngst von ihr ins Leben ge-
rufene Aktionsprogramm „Kli-
mahäuser für Bayern“.

Immer mehr Architekten und 
Bauherren erkennen die Vor-
züge von Holz für den mehr-
geschossigen Bau, nicht allein 
wegen der Klimaschutzeffek-
te. Holz ist ein Baustoff, der mit 
seinen hervorragenden Materi-
al- und Fertigungseigenschaften 
gerade für das Bauen in engen 

Stadträumen optimal geeignet 
ist, wie das „Haus auf Stelzen“ 
in Regensburg unter Beweis 
stellt. Denn dort sind nicht nur 
vier unterschiedliche Holzar-
ten verbaut, sondern auch inno-
vative Produkte wie tragfähige 
Furnierschichtträger aus Buche 
oder hochwertiges Brettsperr-
holz aus Käferholz. Ein Blickfang 
sind die verkohlte Fassade und 
die Stelzen, die dem Gebäude 
seinen Namen geben. Mit dem 
überdachten Parkplatz ist das 
Gebäude nicht nur praktisch, 
sondern auch flächensparend. 

Weitere Informationen zum 
„Haus auf Stelzen“ finden Sie 
unter www.holzbau-in-bayern.
de. Zum Aktionsprogramm „Kli-
mahäuser für Bayern“ finden Sie 
näheres unter www.stmelf.bay-
ern.de/regierungserklaerung 
(Rubrik: Dem Klimawandel be-
gegnen). � r
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Im öffentlichen Raum zu Hause
Mobile Raumlösungen in Containerbauweise – www.container.de/bgz

Denkmalschutzmedaille 2021 
für Berthaler und Kaltner

Für ihren herausragenden Einsatz für die Denkmalpflege werden 
heuer 15 Denkmalschutzmedaillen an Persönlichkeiten und Ins-
titutionen im gesamten Freistaat vergeben, teilten Kunstminis-
ter Bernd Sibler und Generalkonservator Prof. Mathias Pfeil mit. 
Zu den Ausgezeichneten zählen Landrat a. D. Wolfgang Bertha-
ler (Rosenheim) und Erster Bürgermeister Hans Kaltner (Butten-
wiesen).

Landrat a. D. Wolfgang Ber-
thaler wird für die Instandset-
zung der Burgruine Falkenstein 
in Flintsbach am Inn (Land-
kreis Rosenheim) geehrt. Als 
Erster Bürgermeister der Ge-
meinde, anschließend als Land-
rat das Landkreises Rosenheim 
und ebenso als Vorsitzender ei-
nes eigens für diesen Zweck von 
ihm gegründeten Fördervereins 
setzte er sich über Jahre hinweg 
dafür ein, dass das historische 
Baudenkmal aus dem 13. Jahr-
hundert aufwändig saniert wer-
den konnte.

Burgruine Falkenstein

Laut Minister Sibler „ist die 
Burgruine Falkenstein die wohl 
eindrucksvollste des Landkrei-
ses Rosenheim. Sie übt einen 
malerischen Reiz aus, schon von 
der Ferne ragt sie stolz über der 
Schlucht empor. Dass wir sie 
heute so bewundern können, 
haben wir Ihnen und Ihren Mit-
streitern zu verdanken: Sie ha-
ben Spenden akquiriert und 
Bürgerinnen und Bürger für die-
ses Projekt begeistert.“

Brände hatten gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts das Bau-
denkmal zerstört. Berthaler 
setzte sich dafür ein, dass die 
Burgruine 2009 von der Um-
welt-, Kultur- und Sozialstiftung 
des Landkreises Rosenheim er-

worben und so in eine öffentli-
che Trägerschaft überführt wer-
den konnte. Auch die Sanierung 
der verfallenen Ruine ab dem 
Jahr 2016 brachte er auf den 
Weg: Mauerkronen und Ausbrü-
che wurden gesichert, der Eck-
turm wurde wieder standfest 
gemacht. Einheimische wie Tou-
risten können die Burgruine und 
den Bergfried über die histori-
sche Bogenbrücke, und damit 
über ihren ursprünglichen Zu-
gang, erreichen. Heute gehört 
sie zum Denkmalkomplex Pe-
tersberg.

Mikwe Buttenwiesen

Gemeinsam mit Archivar Dr. 
Johannes Mordstein wird Erster 
Bürgermeister Hans Kaltner für 
die Instandsetzung der ehemali-
gen Mikwe und das Engagement 
für die jüdische Baukultur in 
Buttenwiesen (Landkreis Dillin-
gen a. d. Donau) mit der Denk-
malschutzmedaille 2021 ausge-
zeichnet. Das jüdische Ritualbad 
(Mikwe) Buttenwiesen gilt als 
ein herausragendes Kulturdenk-
mal von überregionaler Bedeu-
tung. Es zählt zu den wichtigs-
ten Zeugnissen jüdischer Kultur 
im Landkreis Dillingen.

In allen jüdischen Gemeinden 
existierten Ritualbäder, von de-
nen jedoch die meisten im Lau-
fe der Zeit zerstört wurden. Die 

um 1860 errichtete Buttenwie-
sener Mikwe zählt zu den weni-
gen Ausnahmen. Mit ihrer um-
fassenden Instandsetzung wird 
in besonderer Weise der Ver-
pflichtung gegenüber den ehe-
maligen jüdischen Mitbürgern 
Rechnung getragen.

Wie Kunstminister Sibler her-
vorhob, „sind Denkmäler Hor-
te unserer Vergangenheit, die in 
unserer Gegenwart präsent sind 
und auch in unserer Zukunft be-
stehen sollen. Sie stiften Identi-
tät und prägen unsere Heimat. 
Die Pflege und der Erhalt dieser 
Kostbarkeiten in ihrer breiten 
Vielfalt ist eine Verantwortung, 
die wir alle tragen.“

Die Preisträgerinnen und Preis-
träger aus ganz Bayern hätten 
sich in vielfacher Weise um den 
Erhalt von Denkmälern verdient 
gemacht, so Sibler. Sie seien Bot-
schafter und Fürsprecher stiller 
Zeugen, die doch unglaublich viel 
zu erzählen haben. „Sie gehen mit 
bestem Beispiel voran, um die Be-
deutung und den unbezahlbaren 
Wert unserer Denkmäler heraus-
zustellen. Für Ihr Engagement, Ih-
re Arbeit und Mühe danke ich Ih-
nen ganz herzlich.“

Auch Generalkonservator Prof.  
Dipl.-Ing. Architekt Mathias 
Pfeil drückte seinen Dank aus 
und lobte: „Dank deren Engage-
ment können die gebauten und 
archäologischen Zeugnisse der 
bayerischen Geschichte im Heu-
te und im Morgen bestehen. 
Das ist wichtig, denn es sind im 
Besonderen Denkmäler, die un-
sere Städte und Dörfer lebens-
wert machen, die unserer Hei-
mat ihr unverwechselbares Ge-
sicht geben.“� DK

Erster Bürgermeister Andreas Strauß, Bauamtsleiter Ralf Ringlstet-
ter und Bauingenieur Michael Hutzenthaler (v.l.) sind von der neu-
en Sanierungstechnologie überzeugt.� Bild: Markt Ergolding

Markt Ergolding:

Nanotechnologie, die zweite
Der Feldweg vom Bereich der „Gartenfreunde Brenneisen“ Rich-
tung Klosterholz erscheint im neuen Glanz. Der Markt Ergolding 
sanierte den etwa 1.100 m langen Weg mit Nanotechnologie im 
Fräsrecyclingverfahren und anschließender Asphaltierung.

Ende Februar starteten die 
Zweckverbände zur Wasserver-
sorgung Rottenburger Gruppe 
und Isar-Gruppe mit dem Neu-
bau einer Verbundleitung, um in 
Notsituationen, z.B. bei Rohrbrü-
chen, die Wasserversorgung bes-
ser gewährleisten zu können. Im 
Anschluss an diese Bauarbeiten 
hat nun Ergolding den Feldweg 
in einen asphaltierten Weg um-
gewandelt.

Anstatt eines aufwändigen Bo-
denaustausches wurde innerhalb 
von zwei Tagen das vorhandene 
Material durch einen modernen 
Recyclingzug wiederverwendet 
und im Mixed-in-Place-Verfahren 
mit Zement und einem patentier-
ten Nanopolymer vermischt, mit 
einem Grader planiert und an-
schließend mit geeigneten Wal- 
zen verdichtet. Das genaue 
Mischverhältnis legten Fachleute 
der ausführenden Firma im Vor-
feld auf Basis der Analysen des 
vorhandenen Materials fest. 

Das Ergebnis ist eine tragfä-
hige und frostbeständige Trag-
schicht, welche die vorgeschrie-

benen Werte einer konventio-
nellen Bauweise übertrifft. Durch 
das Recyclingverfahren wurden  
zudem viel Zeit und Baukos-
ten eingespart, da auf dutzen-
de LKW-Fahrten für den Ab- und 
Antransport von Bodenmaterial 
verzichtet werden konnte.

Innovatives und 
langlebiges Verfahren

Der Markt Ergolding setzt dabei 
auf ein innovatives und langlebi-
ges Verfahren, das bereits seit 
vielen Jahren weltweit erprobt 
und erfolgreich z. B. bei der Sa-
nierung von Autobahnen einge-
setzt wird. Die durch das Bauamt 
abschließend festgestellten Trag-
fähigkeiten des Untergrundes wa- 
ren bereits einen Tag nach Fer-
tigstellung der Bauleistung bes-
ser als bei einer herkömmlichen 
Methode mit Bodenaustausch. 
Nach fünf weiteren Tagen gab der 
Markt Ergolding den Weg wieder 
für den Verkehr frei.

Ergolding wandte diese Tech-
nik bereits im Oktober 2019 bei 

der Sanierung des Weges zur 
Oberglaimer Alm an. „Das Ver-
fahren hat uns damals überzeugt, 
sodass wir dieses gerne noch-
mals durchgeführt haben“, so 
Ergoldings Erster Bürgermeister 
Andreas Strauß. Auch Bauinge-
nieur Michael Hutzenthaler und 
Bauamtsleiter Ralf Ringlstetter 
zeigten sich mit dem Ergebnis 
der zügigen Sanierung sehr zu-
frieden.� r

Geprüfte Qualität  
rund ums Flachdach

RAL Gütesicherung Flachdachsysteme und -services erweitert
Innenräume, die frei von Schrägen sind, Platz für die Installation 
von Solaranlagen und die Möglichkeit eines begrünten Daches – 
Flachdächer bieten auch aufgrund ihrer Kosteneffizienz viele Vor-
teile, bei Gewerbebauten ebenso wie bei Wohnhäusern. Damit 
sie Witterungseinflüssen wie Feuchtigkeit, Schnee oder praller 
Sonneneinstrahlung langfristig standhalten, ist ihre fachgerech-
te Planung und Abdichtung mit hochwertigen Materialien eben-
so notwendig, wie eine qualifizierte regelmäßige Begutachtung, 
Dichtigkeitsprüfung und Instandhaltung. Die Gütesicherung wur-
de vollständig überarbeitet und auf Flachdachprodukte erweitert.

Karin Koller von der Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg 
(links) übergibt die Spende in Form eines roten Glücksschweins an Ildi-
ko Novak, Dietmar Gruchmann und die Hortkinder.� Bild: Felix Brümmer

Hort Kinderinsel:

Kreissparkasse bezuschusst 
neues Klettergerüst 

Der Hort Kinderinsel in Garching wurde im September 2020 eröff-
net. Seitdem stehen im Sprengel West 20 zusätzliche Hortplätze 
für Grundschulkinder zur Verfügung. Dies hat die bereits sehr gu-
te Aufstellung Garchings in Sachen nachschulischer Betreuung noch 
weiter verbessert: Die Stadt kann hier weit vor dem gesetzlichen 
Rechtsanspruch Plätze anbieten. Nun hat die Kreissparkasse Mün-
chen Starnberg Ebersberg der Stadt Garching im Rahmen ihres so-
zialen Engagements 2.500 Euro für ein neues Klettergerüst für den 
Hort übergeben.

Garchings Erster Bürgermeis-
ter Dr. Dietmar Gruchmann 
freute sich bei der Übergabe 
des großzügigen Betrages: „Bei 
solchen Spielgeräten kommen 
schon mal sehr große Summen 
zusammen, die man da als Stadt 
zu berappen hat. Es muss ja alles 
kindgerecht und vor allem auch 
sicher und TÜV-geprüft sein. 
Daher freuen wir uns natürlich 
über den Zuschuss und danken 
sehr dafür!“ 

Auch die Kommunalkunden-

beraterin der Kreissparkasse Ka-
rin Koller, die für die Spende den 
Garchinger Hort besuchte, zeig-
te sich zufrieden: „Der Kreis-
sparkasse München Starnberg 
Ebersberg liegt aus ihrer Verant-
wortung heraus viel daran, dass 
sie soziale und kulturelle Projek-
te sowie den Breitensport för-
dert. Sehr gerne unterstützen 
wir deshalb die Kinderinsel und 
die Stadt Garching für die An-
schaffung eines schönen neuen 
Klettergerüstes.“� r

Eine voll funktionsfähige und 
sachgerecht geplante Entwässe-
rung ist bei Flachdächern unver-
zichtbar. Zum einen wird hier-
durch das Eindringen von Feuch-
tigkeit in das Gebäude vermieden. 
Zum anderen kann nur eine indivi-
duell abgestimmte Entwässerung 
die Gewichtsüberlastung des Da-
ches beispielsweise bei starken 
Regenfällen verhindern. Bauher-
ren sollten aber auch eine Lecka-
geortung für Flachdächer einpla-
nen, denn die Lokalisierung von 
Undichtigkeiten in großflächigen 
Dacheindeckungen ist meist auf-
wendig und kostenintensiv. 

Für ein dauerhaft dichtes und 
funktionstüchtiges Flachdach ist 
zudem die Wahl geeigneter Ab-
dichtungsmaterialien sowie deren 
zuverlässige Anbringung durch 
Fachpersonal wichtig. Das RAL 
Gütezeichen Flachdachsysteme 
und -services garantiert Bauher-
ren die Ausführung durch quali-
fiziertes Personal, das regelmä-

ßig an Schulungen teilnimmt. Zu-
dem steht es für hohe technische 
Ansprüche bei der Wahl der ver-
wendeten Materialien. Auftrag-
geber können sich darüber hinaus 
auf zuverlässige Serviceleistun-
gen verlassen sowie auf Arbeits-
geräte, die jährlich fachgerecht 
geprüft und kalibriert werden.

Flachdachabdichtung

Das RAL Gütezeichen Flach-
dachsysteme und -services um-
fasste bisher Leistungen des Flach-
dachneubaus, der Dachsanierung 
und Reparatur, der Dachwartung, 
Abnahmebegleitung und Begut-
achtung, sowie die Dichtigkeits-
prüfung, Auflastung mit Solar- 
und Photovoltaik-Anlagen und die 
Begrünung von Flachdächern. Die 
nun erweiterte Gütesicherung gilt 
zukünftig auch für Produkte der 
Flachdachabdichtung. Hierzu ge-
hören u.a. EPDM-Dichtungsbah-
nen für Verklebung und für me-
chanische Fixierung sowie lose 
Verlegung, selbstklebende FPO/
TPO-Dichtungsbahnen, Befesti-
gungstechnikprodukte, die für die 
Flachdachabdichtung benötigt 
werden und Anforderungen an 
verwendete Klebstoffe� r

http://www.container.de/bgz
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Wir zertifizieren Sekundär-
baustoffe nach dem 
QUBA-Qualitätsstandard.

QUALITÄTSSICHERUNG 
SEKUNDÄRBAUSTOFFE 

NEU

Baustoff Recycling Bayern e.V.
Leopoldstraße 244 ∙ 80807 München
T 089 / 20 80 39 -414 ∙ F 089 / 20 80 39 -416
baustoffrecycling-bayern.de

Recyclingbaustoffe –  
warum eigentlich nicht?

In Bayern fallen mittlerweile jährlich über 53 Mio. Tonnen Bau- 
abfälle als Bauschutt, Bodenaushub, Gleisschotter und Straßen-
aufbruch an. Laut bayerischem Landesamt für Statistik wurden 
davon 2018 nur 18,6 % (9,92 Mio. Tonnen) in Recyclinganlagen 
aufbereitet. Mehr als zwei Drittel aller Bauabfälle werden in Bay-
ern bis heute deponiert oder zum Großteil in Gruben und Brüchen 
verfüllt. Dafür werden oftmals weite Transportwege verbunden 
mit der entsprechenden Verkehrs-, Umwelt- und Klimabelastun-
gen ungefragt in Kauf genommen. Der Bedarf von rund 150 Mio. 
Tonnen mineralischen Baustoffen, den wir in Bayern jährlich ha-
ben, werden nur ca. 10 % durch Sekundärbaustoffe (Recycling-
baustoffe) gedeckt.

Statistisch gesehen (Bay. Lan-
desamt für Statistik 2018) recy-
celn oder verwerten wir auf Bau-
stellen in Bayern 66,8 % des Bau-
schutts, beim Gleisschotter 82,3 
% und sogar 98 % des Straßen-
aufbruchs (Altasphalt). Doch die-
se Zahlen belegen leider nur den 
Anlageninput, d.h. die Mengen, 
die in den Asphaltmisch- und 
Bauschuttrecyclinganlagen ange- 
liefert werden. Was aber letzt-
endlich davon wieder im neu-
en Asphalt verwendet oder als 
Recyclingbaustoff in Gebäuden, 
beim Straßenbau, im Erdbau 
oder in Bauprodukten eingesetzt 
wird, das spiegeln diese Zahlen 
nicht wider. Dass die wieder ein-
gesetzte Menge aber wesentlich 
geringer ist, ist in Bayern belegt 
durch die täglich wachsenden 
Altasphalt- und Bauschuttberge 
nicht zu übersehen. Bei Boden-
aushub werden zudem lediglich 
6,2 % aufbereitet oder auf Bau-

stellen direkt wiederverwertet.
Warum werden nicht mehr 

Primärbaustoffe durch Sekun-
därbaustoffe substituiert? Kön-
nen wir nicht mehr recyceln? An-
scheinend NEIN und die dafür 
angeführten Gründe sind vielfäl-
tig:
•	 der Einsatz von Sekundärbau-
stoffen wäre zeit- und kosten-
aufwendiger,
•	 die heute verfüllten oder de-
ponierten Bauschutt- oder Bo-
denmaterialien wären zudem 
für das Recycling nicht geeignet 
oder
•	 die Qualität von Recycling-
baustoffen wäre schlechter als 
die von Primärbaustoffen.

JA, wir müssen uns mit der 
Thematik „Recyclingbaustoffe“ 
beschäftigen. Das kostet Zeit und 
finanziellen Aufwand gegenüber 
Baustoffen, deren Einsatz und 
deren Anwendung uns heute 
bereits geläufig ist. Aber diesen 

Aufwand haben wir bei jedem 
„neuen“ Baustoff, bis wir uns da-
ran gewöhnt haben, in regelmä-
ßig einzusetzen. Vor dem Hinter-
grund der explodierenden Ent-
sorgungsgebühren und steigen-
den Preise für natürliche Sande, 
Kiese und andere Gesteinsma-
terialien sind Recyclingbaustof-
fe mittlerweile für viele Bauher-
ren bereits ein probates Mittel, 
um ihre Baukosten auf der Ent-
sorgungs- als auch der Beschaf-
fungsseite spürbar zu senken.

Mangelnde Akzeptanz

Viele der heute noch verfüll-
ten oder deponierten Bauabfäl-
le und dabei insbesondere Bo-
denaushub sowie Boden-Bau-
schutt-Gemische könnten mit 
der zur Verfügung stehenden 
modernen Aufbereitungstech-
nik jederzeit zu hochwertigen 
Sekundärbaustoffen aufbereitet  
werden. Hemmschuh dafür ist 
jedoch die mangelnde Akzep-
tanz und Nachfrage nach Recyc- 
lingbaustoffen. Viele Recycling- 
unternehmen zögern deshalb, 
in neue Anlagentechnik und Ar-
beitsplätze zu investieren.

Auch die Qualität von geprüf-
ten, güteüberwachten und zer-
tifizierten Sekundärbaustoffen 
kann nicht in Zweifel gezogen 
werden. Die Anforderungen an 
die bautechnischen Eigenschaf-

ten (z.B. Korngrößenverteilung, 
Frostempfindlichkeit, Tragfähig-
keit usw.), die an Primärbaustof-
fe gestellt werden, sind nämlich 
1:1 die Anforderungen, die auch 
von den Sekundärbaustoffen zu 
erfüllen sind: kein Recycling-Bo-
nus, keine Abstriche. Zusätzlich 
werden Recyclingbaustoffe zu-
dem auf ihre Umweltverträg-
lichkeit geprüft. D.h. der Bau-
herr weiß hier genau, was er ein-
baut und vor allem wie und wo 
er diese Materialien bei einem 
späteren Aus- oder Rückbau 
wiederverwerten oder entsor-
gen kann. Alles ohne böse Über-
raschungen. 

QUBA-Qualitätssiegel

Bei der Auswahl von Sekun-
därbaustoffen erfährt der priva-
te, gewerbliche und kommuna-
le Bauherr dabei Unterstützung 
durch das QUBA-Qualitätssiegel. 

Das Siegel gewährleistet ihm, 
dass alle einschlägigen Normen 
und Regelwerke auf EU-, Bun-
des- und Länderebene eingehal-
ten werden. QUBA-zertifizierte 
Recyclingbaustoffe sind qualita-
tiv hochwertig und unterliegen 
einem engmaschigen Prüf- und 
Überwachungskonzept. Die her-
gestellten Recyclingbaustoffe als 
auch die Hersteller müssen da-
bei teilweise höhere als im offizi-
ellen Regelwerk formulierte An-
forderungen erfüllen.

Die einheitliche, marktüb-
liche und anwenderfreundli-
che Kennzeichnung der zertifi-
zierten Recyclingbaustoffe er-
möglicht Bauherren, Architek-
ten und Planern die direkte 
Zuordnung, den direkten Ver-
gleich und eine einfache Bewer-
tung der angebotenen Recy-
clingbaustoffe im Rahmen von 
Ausschreibungen und Bauver-
gaben. Über ein frei zugäng-

liches Firmenverzeichnis und  
einer tagesaktuellen Karte aller 
zertifizierten Anlagen und Bau-
stellen haben sie zudem jeder-
zeit Zugriff auf alle Produzen-
ten von Sekundärbaustoffen mit 
dem QUBA-Qualitätssiegel.

Der Baustoff Recycling Bayern 
e.V. hat sich deshalb im Herbst 
2020 dem QUBA-Qualitätssiegel 
angeschlossen. Bereits über 200 
unserer bayerischen Mitglieds-
betriebe und mehr als 2 Mio. 
Tonnen Recyclingbaustoffe wur-
den bis Ende Juni 2021 nach den 
QUBA-Richtlinien zertifiziert.

QUBA-zertifizierte Recycling-
baustoffe: Noch nie war Kreis-
laufwirtschaft, Klima- und Um-
weltschutz am Bau so einfach!

Weitere Informationen unter 
www.baustoffrecycling-bayern.
de und www.quba-gmbh.org 
oder über die Geschäftsstelle  
info@baustoffrecycling-bayern.
de bzw. info@quba-gmb.org� r

Fitnessprogramm „Starke Zentren“:

Die fünf bayerischen  
Modellkommunen stehen fest

Das Bayerische Wirtschaftsministerium (StMWi) hat im Rah-
men der Auftaktveranstaltung die fünf Modellkommunen für 
das Fitnessprogramm „Starke Zentren“ bekannt gegeben. Wirt-
schaftsminister Hubert Aiwanger überreichte die Teilnahme-
bescheinigungen an die Oberbürgermeister und Bürgermeister 
von Coburg, Rothenburg ob der Tauber, Beilngries, Schwandorf 
und Kempten. 

der Bewerbung dargelegte Not-
wendigkeit der Transformation 
von einer mono- zu einer mul-
tifunktional ausgerichteten In-
nenstadtentwicklung lässt Er-
gebnisse erwarten, die für viele 
Kommunen in Bayern interes- 
sant sind. Oberbürgermeister 
Dr. Markus Naser: „Rothenburg 
ob der Tauber ist durch die Coro-
na-Pandemie in besonderer Wei-
se betroffen. Gleichzeitig sind wir 
nicht die einzige Kommune, die 
durch den Ausfall des internatio-
nalen Reiseverkehrs in eine Not-
lage geraten ist. Wir sind über-
zeugt, dass wir als Modellkom-
mune ideal geeignet sind, um alle 
vom Ausfall des internationalen 
Tourismus betroffenen Kommu-
nen zu repräsentieren. Wir er-
hoffen uns wertvolle Ratschläge, 
wie wir unsere Innenstadt auch 
zukünftig attraktiv für Einheimi-
sche und Gäste erhalten kön-
nen. Darüber hinaus hoffen wir, 
dass es Unterstützung nicht nur 
für die Erarbeitung des Konzepts, 
sondern auch für dessen Umset-
zung geben wird.“

Schwandorf

Die Oberpfälzer Stadt Schwan. 
dorf steht stellvertretend für Mit-
telzentren in eher ländlich gepräg-
ten Räumen, die ihr Versorgungs- 
und Begegnungsangebot auf eine 
stagnierende oder abnehmende 
Bevölkerungsentwicklung ausrich-
ten müssen. Hinzu kommen die 
Herausforderungen einer Kom-
mune im deutsch-tschechischen 
Grenzraum. Schwandorf hat be-
reits konkrete Ideen zur Erhöhung 
der Aufenthaltsqualität zentra-
ler Lagen entwickelt, wie etwa die 
Umgestaltung des Stadtparks zum 
Garten der Innenstadt. Leerstän-
den begegnet die Stadt mit einer 
kommunalen Strategie, bei der 
städtische Einrichtungen wie die 
Musikschule freistehende Räum-
lichkeiten nutzen. OB Andreas Fel-
ler: „Viele der bei uns vorhande-
nen Problemstellungen sind auch 
in anderen Städten zu finden. Es 
gilt, zukunftsorientierte Lösungen 
zur Schaffung von ‚Starken Zent-
ren‘ in Bayern zu finden und um-
zusetzen. In den vergangenen Mo-
naten wurde eine Vielzahl von 
Projektenideen für die Stärkung 
der Innenstadt entwickelt. Diese 
Projekte müssen nun sinnvoll in 
ein Gesamtkonzept unter Einbe-
ziehung der Bürgerschaft einge-
bettet werden. Nur so ist eine po-
sitive Weiterentwicklung unserer 
Stadt unter den besonderen An-

forderungen dieser Zeit möglich. 
Dies wird uns mit Hilfe des großen 
Erfahrungsschatzes und der Bera-
tung durch die Projektleiter sicher 
gut gelingen.“

Beilngries

Die Stadt Beilngries steht als 
oberbayerisches Mittelzentrum 
im ländlichen Raum für kleine 
Städte mit einer zunehmen-
den Bevölkerungsentwicklung. 
Beilngries konnte in der Bewer-
bung bereits auf für die Stadt-
größe bemerkenswerte Innen-
stadtaktivitäten, wie etwa eine 
Altstadtmanagerin, verweisen. 
Zudem sind konkrete Projekte 
zur Förderung neuer Geschäfts-
konzepte in leerstehenden In-
nenstadtimmobilien geplant. Bür- 
germeister Helmut Schloderer: 
„Aufgrund der Corona-Pande-
mie hatten Gastronomie und Ein-
zelhandel im Ortskern erhebliche 
Umsatzeinbußen. Die Besucher-
frequenz in der Innenstadt ist in 
den zurückliegenden Monaten 
stark zurückgegangen. Mit den 
Mitteln des Fitnessprogramms 
wollen wir das Leben im Ortskern 
wieder in Schwung bringen und 
möglichst nachhaltig stärken. So 
soll dort zum Beispiel durch kul-
turelle Akzente die Besucher-
frequenz wieder erhöht und das 
Zentrum als Raum für Begegnung 
reaktiviert und attraktiver ge-
macht werden.“

Kempten

Die Stadt Kempten repräsen-
tiert als schwäbisches Oberzent-
rum Kommunen in eher verdich-
teten Räumen mit wachsender 
Bevölkerung und einer weit ins 
Umland reichenden Versorgungs-
funktion. Kempten hat in der Be-
werbung aufgezeigt, dass bereits 
vielfältige Ideen vorliegen, die 
Leerstandsproblematik mit flexi-
blen und innovativen Nutzungen 
anzugehen. Das Bewusstsein für 
einen vielschichtigen Transfor-
mationsprozess ist vor Ort stark 
ausgeprägt. Bürgermeister Tho-
mas Kiechle: „Das zunehmende 
Online-Angebot an Waren sowie 
ein verändertes Nutzungsverhal-
ten sorgen für rückläufige Fre-
quenzen in der Einkaufsinnen-
stadt. Gleichzeitig führen die täg-
lichen starken Pendler- und Be-
sucherströme zu einer hohen 
Belastung durch den motorisier-
ten Individualverkehr. Vor die-
sem Hintergrund sind wir hoch 
motiviert, die verschiedenen 
Themen wie Veränderung der 
Einzelhandelsstruktur, Mobilität, 
Wohnen, digitales und mobiles 
Arbeiten, Freizeit und Kultur und 
Aufenthaltsqualität aufzugreifen 
und in eine übertragbare Strate-
gie mit konkreten Handlungsan-
sätzen zu überführen.“� r

Kupfer und Zink sind  
umweltgerechte Materialien

Nicht zuletzt durch den europäischen Green Deal und dem damit ver-
bundenen Fokus auf Themen wie Gebäude und Kreislaufwirtschaft 
sind Baumaterialien sowie entsprechende Produkte für die Bauwirt-
schaft wichtige Elemente zur Erreichung der Klimaziele, denn für den 
Bau, die Nutzung und die Renovierung von Gebäuden sind erhebliche 
Mengen an Energie und mineralischen Ressourcen erforderlich. Gerade 
unter dem Aspekt der Recyclingfähigkeit gehören Kupfer und Zink des-
halb nach wie vor zu den beliebtesten Materialien für die Anwendung 
im Bereich von Dach und Fassade, kombinieren sie doch architektoni-
sche Vielfalt und Nachhaltigkeit auf vorbildliche Weise.

Dennoch gibt es für den Einsatz 
von Kupfer und Zink immer noch 
Vorbehalte seitens Verbraucher 
und Baubehörden. Zu Unrecht mit 
dem negativen Begriff Schwer-
metall assoziiert, wird der Einsatz 
beider Materialien oftmals auch 
in öffentlichen Bauplanungen aus 
falscher Sorge vor Umweltbelas-
tungen von Wasser und Boden 
strikt reglementiert. 

Eine langjährige Initiative der 
Projektgruppe Baumetalle Kupfer 
und Zink hat jetzt entsprechende 
Widersprüche in der bei Baupro-
jekten verbindlichen herangezoge-
nen Muster-Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen des 
Deutschen Instituts für Bautechnik 

ausgeräumt und damit bestehen-
de Hindernisse für den Einsatz der 
Baumetalle Kupfer und Zink besei-
tigt. Damit ist zugleich eine Anpas-
sung an die europäische Baupro-
duktenverordnung erfolgt.

Betrachtet man hierzu die um-
weltrelevanten Metallabschwem-
mungen von Dächern, so ist be-
legbar, dass diese in den vergan-
genen Jahrzehnten dank stark 
reduzierter Schwefeldioxidkonzen- 
trationen in der Atmosphäre mas-
siv gesunken sind. Nach einer um-
fassenden Studie des Umweltbun-
desamtes aus dem Jahr 2005 ge-
hen nur etwa ein bis zwei Prozent 
der jährlichen Einträge von Kup-
fer und Zink in die Umwelt auf den 

Einsatz als Bedachungsmaterialien 
zurück. Der Anteil, der in die Bö-
den gelangt, ist mit einem halben 
Prozent noch deutlich geringer. Zu 
beachten ist auch, dass nur rund 
die Hälfte der in der Außenhaut 
von Gebäuden eingesetzten Kup-
fer- oder Zinkflächen einer Bewit-
terung ausgesetzt wird. Nur dieser 
Anteil kann einer Betrachtung von 
Abschwemmungen zugrunde ge-
legt werden, was angenommene 
Freisetzungen noch weiter redu-
ziert. Für den objektspezifischen 
Nachweis der Unbedenklichkeit 
von Metallabschwemmungen kön-
nen heute entsprechende Berech-
nungsprogramme genutzt werden. 
Diese Programme ermöglichen ei-
ne Risikoanalyse zu den Emissio-
nen der Materialoberflächen und 
vergleichen diese mit Umweltqua-
litätszielen und Vorsorgewerten.
So entsteht ein zuverlässiger Be-
weis für eine ökologisch vertret-
bare Nutzung. Dies zeigt, dass von 
starken Umweltbelastungen durch 
den großflächigen Einsatz von Kup-
fer und Zink an Dach und Fassade 
keine Rede sein kann.� r

In den fünf Städten werden mit 
Unterstützung von Planern und ei-
nes Projektbeirates bis Jahresende 
innovative und auf andere baye- 
rische Städte übertragbare Maß-
nahmen zur Belebung und Funk-
tionssicherung der Ortszentren 
entwickelt. Die Kosten für die Pla-
nungsbüros werden dabei vom 
StMWi getragen. Staatsminister  
Aiwanger zufolge „gehen die aus-
gewählten Modellzentren als 
Stellvertreter für alle bayerischen 
Städte und Gemeinden voran. Wir 
wollen zeigen, wie die Akteure vor 
Ort Ladensterben, Leerstand oder 
Verödung in den Griff bekommen 
und die Innenstädte aufblühen 
können.“

Coburg

Die oberfränkische Stadt Co-
burg steht stellvertretend für 
Oberzentren in eher verdichteten 
Räumen, die ihr Versorgungs- und 
Begegnungsangebot auf eine stag- 
nierende oder abnehmende Be-
völkerungsentwicklung ausrichten 
müssen. Ein interessanter Aspekt 
aus der Bewerbung ist dabei die 
kürzlich installierte Projektgruppe 
„Stadtmacher“, die einen strategi-
schen Aktionsplan für die Innen-
stadtentwicklung erarbeiten soll. 
Oberbürgermeister Dominik Sau-
erteig: „Wir erhoffen uns vom Fit-
nessprogramm neue, mutige Im-
pulse und vielseitige Einblicke in 
Möglichkeiten einer wirklich nach-
haltigen Innenstadtentwicklung. 
Aber auch die enge Vernetzung 
mit den weiteren bayerischen Mo-
dellkommunen ist für uns wich-
tig, um über den eigenen Teller-
rand zu blicken. Es braucht für die 
kommenden Jahre einen innovati-
ven und integrierenden Aktions-
plan aus kurz- mittel- und lang-
fristig angelegten Maßnahmen für 
unsere Innenstädte. Wenn wir in 
Coburg als Reallabor für andere 
Städte agieren können und dabei 
im Fitnessprogramm eine fachlich 
kompetente Moderation an die 
Seite gestellt bekommen, dann ist 
das in meinen Augen ein weiterer 
wegweisender und guter Schritt 
für die Zukunft unserer Coburger 
Innenstadt.“

Rothenburg ob der Tauber

Die mittelfränkische Stadt Ro-
thenburg ob der Tauber reprä-
sentiert Mittelzentren im ländli-
chen Raum mit einer stagnieren-
den oder abnehmenden Bevöl-
kerungsentwicklung. Die stark 
touristische Prägung und die in 

https://www.baustoffrecycling-bayern.de/
http://www.baustoffrecycling-bayern.de
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Wer kann sich 
die Mieten noch leisten?

Die Suche nach bezahlbarem Wohnraum wird zunehmend zu einer 
drängenden sozialen Frage. Kommunen spielen dabei eine Schlüs-
selrolle – so fordern die Landtags-Grünen mehr Unterstützung bei 
der sozialgerechten Bodennutzung, kommunalen Bodenbevorra-
tung und Konzeptvergabe. Über Lösungsansätze und Perspektiven 
diskutierten Abgeordnete und Experten in der Anhörung „Bayeri-
sche Wohnungsbaugesellschaften und Immobilien Freistaat Bay-
ern (IMBY)“ des Bauausschusses im Bayerischen Landtag.

Die Wohnungskosten in der 
Metropolregion München sind in 
den vergangenen Jahren rasant 
gestiegen. Auch wenn Geringver-
diener, Alleinerziehende, Fami-
lien und junge Menschen sowie 
Seniorinnen und Senioren beson-
ders von der Entwicklung betrof-
fen sind, ist das Problem längst 
in der Mitte der Gesellschaft an-
gekommen. „Seit dem Ausbruch 
der Coronakrise werden erstmals 
spürbare Effekte auf dem baye-
rischen Mietmarkt sichtbar“, be-
stätigte Prof. Stephan Kippes, 
Leiter des IVD-Marktforschungs-
instituts, diesen Trend anlässlich 
der Vorstellung aktueller Zah-
len zu Mietpreisen auf dem bay-
erischen Mietmarkt. „Im Bayern-
trend sind zwar keine Mietrück-
gänge, aber abgebremste Miet- 
steigerungen zu beobachten. 
Von einer nennenswerten Ent-
spannung am Markt kann jedoch 
nicht gesprochen werden. Wer 
gehofft hatte, die Pandemie wür-
de quasi als Collateral-Gewinn 
den Mietmarkt nennenswert 
entlasten, muss sich leider von 
diesen Hoffnungen verabschie-
den.“ Die Mieten legen also wei-
ter zu, aber langsamer.

Vorteile für Kommunen

Dipl.-Ing. Andreas F. Heipp, 
Vorstand der Joseph-Stiftung, 
hob in der Expertenanhörung im 
Bauausschuss des Bayerischen 
Landtags die Vorteile hervor, die 
sich für Kommunen derzeit ab-
zeichnen. So führte er aus, dass 
verwertbare Liegenschaften häu-
figer identifiziert und angezeigt 
würden. Sofern für entsprechen-
de Areale noch keine baurecht-
liche Planung bestehe, könn-
ten Städte und Gemeinden ent-
scheiden, ob sie selbst oder mit 
Dienstleistern bzw. mit Investo-
ren die Flächen entwickeln wol-
len. Wichtig sei vor allem, dass 
bei der Veräußerung von Flächen 
Konzepte mit gefördertem Woh-
nungsbau privilegiert würden, 
so Heipp. Zudem müsse der ge-

förderte Wohnungsbau durch 
Zweckbindungen und Vorkaufs-
rechte abgesichert werden. Laut 
Heipp sei dabei allerdings zu ver-
meiden, dass „geförderter Woh-
nungsbau zu einer Asset-Klasse 
mutiert, bei der durch Mietstei-
gerungen nach der Bindungspha-
se hohe Renditen erwirtschaftet 
werden können“. Aktuelle Mehr-
fachveräußerungen nach Pro-
jektentwicklung ließen diese Ten-
denz vermuten. 

Hans Maier, Direktor des Ver-
bands bayerischer Wohnungsun-
ternehmen e.V., ergänzte, dass in 
Anbetracht der Wohnungsnot al-
le noch nicht bebauten Liegen-
schaften für die Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum in Be-
tracht gezogen werden müssten: 
Insoweit müssten auch etwaige 
Umwidmungen von Bauland zu-
gunsten von Wohnraumprojek-
ten geprüft werden.

Flexible Rahmenbedingungen 
schaffen

Laut Andreas Eisele, Präsident 
des Bayerischen Landesverban-
des der privaten Immobilien-
wirtschaft (BFW), seien die Ur-
sachen für teures Wohnen viel-
schichtig: So seien nicht nur die 
hohen Grundstückskosten, son-
dern auch die durch die Coro- 
na-Pandemie verursachten knap-
pen Ressourcen bei Fachkräften 
und Baumaterialien sowie kom-
plexe Bauvorschriften Gründe für 
steigende Baukosten. Beim sozi-
alen Wohnungsbau ist laut Eise-
le „der Staat aber nicht der bes-
sere Unternehmer“, denn al-
lein durch den Ankauf von Woh-
nungsbeständen durch die 
öffentliche Hand entstehe keine 
einzige Sozialwohnung. Die Auf-
gabe des Staates sieht Eisele da-
rin, flexible Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die es der Immobi- 
lienwirtschaft erlauben, die hohe 
Nachfrage an Wohnungen zu de-
cken. Wettbewerbliche Nachtei-
le müssten zugunsten der freien 
Immobilienwirtschaft stärker be-

rücksichtigt und von staatlicher 
Stelle ausgeglichen werden.

Bessere Förderkonditionen

Ulrike Klar, Stadtdirektorin 
und Leiterin der Hauptabteilung 
Stadtsanierung und Wohnungs-
bau der Landeshauptstadt Mün-
chen, führte aus, dass Wohnbau-
grundstücke des Freistaats Bay-
ern ausschließlich für den ge-
förderten und preisgedämpften 
Wohnraum verwendet werden 
sollten. Darunter falle z. B. auch 
der Wohnungsbau für die Be-
schäftigten des Freistaats Bay-
ern (StadiBau) oder der Bau von 
Studentenwohnungen, für die 
der Freistaat zuständig ist. Er-
heblichen Verbesserungsbedarf 
sieht Klar bei den Förderkonditi-
onen im staatlichen Einkommens 
orientierten Förderungsverfah-
ren (kurz EOF). Dies zeigten zahl-
reiche Rückmeldungen unter-
schiedlicher Fördernehmer. Ins-
besondere blieben die in den 
Förderprogrammen vorgesehe-
nen Kostenobergrenzen weit hin-
ter den tatsächlichen Kosten und 
Kostensteigerungen zurück. Hans 
Maier, Direktor des Verbands 
bayerischer Wohnungsunterneh- 
men e.V., warnte in diesem Zu-
sammenhang davor, dass ge-
förderte Wohnungen nicht zum 
Spekulationsobjekt werden dürf-
ten. Weiterveräußerungen soll-
ten deshalb erst nach längeren 
Haltefristen genehmigt werden.

Ziel Partnerschaften

Daniel von Schamann, Ressort-
leiter Recht und Prokurist der 
GEWOFAG Holding GmbH, be-
zeichnete die „Förderung des 
Baus billiger Volkswohnungen 
als Aufgabe des Staates und der 
Gemeinden“ und forderte einen 
stärkeren kooperativen Ansatz 
zwischen den staatlichen Stellen 
bzw. staatseigenen Gesellschaf-
ten und den Wohnungsgesell-
schaften vor Ort. Das Eingehen 
von Öffentlichen Partnerschaf-
ten sei für eine Verstärkung des 
sozialen Wohnungsbaus in dem 
Münchner Gebiet essenziell, so 
Schamann. 

Maximilian Karl, Vorsitzender  
des Oberen Gutachterausschus-
ses für Grundstückswerte im 
Freistaat Bayern, unterstrich in 
seinen Ausführungen die Rele-

vanz von Ausschreibungen zur 
Wertermittlung bei der Veräu-
ßerung staatlicher Grundstücke. 
Nicht das „billigste Gutachten 
sei automatisch das beste Gut-
achten“, so Karl. Vor diesem Hin-
tergrund müsse nicht zuletzt die 
Verzahnung zwischen Liegen-
schaftsverwaltung und Bauver-
waltung intensiviert werden.

Mehr Unterstützung 
für Kommunen

Jürgen Mistol (Bündnis 90/ 
Grüne) fordert eine bessere Zu-
sammenarbeit zwischen der IMBY 
und den bayerischen Wohnungs-
bauunternehmen und eine trans-
parente Immobilienstrategie des 
Freistaats zur Erhöhung des An-
teils von preisgünstigem Wohn-
raum. „Darüber hinaus muss 
die Wohnraumförderung deut-
lich aufgestockt werden und die 
Kommunen brauchen mehr Un-
terstützung bei der sozialgerech-
ten Bodennutzung, kommunalen 
Bodenbevorratung und Konzept-
vergabe.“ Mistol hob aber auch 
hervor, dass es problematisch 
sei, dass sich Kommunen gera-
de im Speckgürtel von München 
teilweise dem öffentlich geför-
derten Wohnungsbau verwehr-
ten, was dazu führe, dass Förder-
mittel nicht vollumfänglich ab-
gerufen würden. Natascha Koh-
nen (SPD) ergänzte, dass durch 
die Nutzung eines sog. Flächen-
katasters noch mehr und mög-
licherweise auch schwieriger zu 
planende Bauflächen, z.B. über 
Parkplätzen, identifiziert werden 
könnten.

Gleichwertige  
Lebensverhältnisse schaffen

Die FDP-Landtagsfraktion setzt 
sich für gleichwertige Lebens-
verhältnisse im Freistaat ein. 
„Nur durch eine bessere analoge 
und digitale Verflechtung kann 
ein weiterer starker Zuzug in die 
Städte und damit eine weitere 
Explosion der Mietpreise abge-
mildert werden. Hierzu zählt vor 
allem eine gleichwertige Breit-
band- und Mobilfunkversorgung, 
um alle ländlichen Regionen für 
Home-Office-Tätigkeiten interes- 
santer zu machen“, forderte  
Ausschussvorsitzender Sebastian  
Körber (FDP). Er erkundigte sich 
zudem, inwiefern vom Staat in 
Auftrag gebende Verkehrsgut-
achten die Veräußerung und 
Festsetzung des Verkaufspreises 
staatlicher Grundstücke plausibi-
lisierten. Körber äußerte diesbe-
züglich Bedenken, dass staatliche 
Grundstücke zum Teil unter ihrem 
Marktwert veräußert würden. 

Auch laut Jürgen Baumgärt-
ner (CSU) müssen die Förder-
richtlinien in Bayern dazu beitra-
gen, dass überhitzte Räume auf 
der einen Seite und Räume mit 
demografischen Problemen auf 
der anderen Seite stärker geför-
dert werden.� red

The Flow Move Mix:

Bewegungs-Vielfalt 
in jeder Gemeinde

Menschen brauchen Freiflächen. Wie wichtig Bewegungsflä-
chen in den Kommunen wie asphaltierte Schulhöfe, betonier-
te Parkplätze, Verkehrsübungsflächen oder aber (temporäre) 
Spielstraßen sind, hat die Corona-Pandemie deutlich aufge-
zeigt. Derart simple Flächen haben nicht nur Kindern und Ju-
gendlichen auch im Lockdown immer wieder Bewegungsfreu-
de ermöglicht. Corona-konform konnten sie mit ihren Lauf- und 
Fahrrädern, mit Longboards, mit ihren Hula-Hoop-Reifen, Bäl-
len, Springseilen oder Frisbeescheiben ausgiebig an der fri-
schen Luft aktiv sein.

Die Idee, größte Bewegungs- 
Vielfalt in jede noch so kleine 
Gemeinde zu bringen, griff be-
reits in den 1980er Jahren das 
bundesweit einmalige Gesund-
heitsprojekt „The Flow Move  
Mix“ auf. Entwickelt wurde das 
Projekt vom Sport-Pädagogen  
Wolfgang Richter unter der 
Schirmherrschaft des Bildungs-, 
Gesundheits- und Jugendfor-
schers Prof. Dr. Klaus Hurrel-
mann. Es macht deutlich, wie ein-
fach, preiswert, fröhlich und ef-
fektiv Gesundheits-Projekte für 
Kinder sein können, wenn die-
se als Partner in Erscheinung tre-
ten dürfen und ihre Bewegungs- 
Präferenzen akzeptiert werden. 
Richter zufolge steht dies dem 
häufig ungesunden Spitzen- und 
Extremsport-Prinzip entgegen. 
Sport- und Gesundheits-Förde-
rung gemeinsam mit Kindern, 
Eltern, Großeltern und Lehrern 
vielseitiger, gesünder und span-
nender zu gestalten, laute die 
Maxime. Damit auch und im Be-
sonderen leistungsschwächere  
Kinder Freude an Bewegung 
und gesundem Verhalten entwi-
ckeln können, sei der „Flow“, das 
Glücksgefühl beim Aktivsein, das 
Ziel der Bemühungen.

Preiswert und vielseitig 
aktiv sein

Für Kommunen besonders 
erfreulich ist dabei der Um-
stand, dass für den „Flow Mo-
ve Mix“ kaum Anschaffungen 
nötig sind, weil die meisten Fa-
milien bereits Spiel- und Sport-
geräte besitzen. Hinzu kom-
men zehntausende potenziel-
le und temporär nutzbare As-
phalt- oder Betonflächen, die 
aus Richters Sicht auch nach 
der Pandemie eine viel größere 
Beachtung finden müssen, sei 
doch auf keiner noch so teuren 
Sportanlage eine derart große 
Bewegungsvielfalt für alle Ge-
nerationen möglich. Sein Ap-
pell: „Auf keinen anderen Flä-
chen können so viele Men-
schen gleichzeitig so preiswert 
und vielseitig aktiv sein - mit 
Abstand und trotzdem gemein-
sam. Bieten wir ihnen endlich 
öfter die Möglichkeit, diese 
Dinge gemeinsam mit anderen 
zu nutzen und bringen so 100 

Prozent mehr Bewegung, Spaß 
und Gesundheit in unsere Kom-
munen!“

Seit vielen Jahren recherchiert 
Richter in Europa und weltweit 
die Nutzungsvielfalt und das 
Nutzungsverhalten auf schlich-
ten Asphalt- und Betonflächen. 
Für ihn sind solche Flächen die 
wahren Supersportplätze – vo-
rausgesetzt, man erkennt, dass 
der Großteil der Bevölkerung 
keine Leistungssportler sind und 
niederschwellige Bewegungsan-
gebote mit Spaß und für die gro-
ße Mehrheit gesünder sind, als 
teurer Leistungssport für Weni-
ge. Das Tempelhofer Feld in Ber-
lin ist hierfür ein gutes Beispiel, 
weiß der Sport-Pädagoge zu be-
richten. Es bestehe aus nichts 
anderem als Asphalt und Wie-
se, wecke aber bei sehr viel mehr 
Menschen die Bewegungsfreu-
de, als jedes Fußballstadion und 
jeder Skatepark. Mit ein wenig 
Inspiration lasse sich die Vielfalt 
des Tempelhofer Feldes auf je-
den Supermarkt-Parkplatz selbst 
kleinster Gemeinden übertra-
gen.

Zahlreiche Referenzen

Der „Flow Move Mix“ ist kein 
fertiges Projekt, sondern ein ste-
tiger Innovations-Prozess mit 
grenzenloser Offenheit für An-
regungen aus allen Richtungen. 
Er formt sich aus den Ideen und 
den Bewegungswünschen aller 
Menschen, ganz besonders de-
nen der Kinder. Mit kleinsten 
Budgets hat Wolfgang Richter 
im Laufe der Zeit hunderte un-
terschiedlichste (schulische) Pro-
jekte realisiert, bayernweit u.a. 
in Schwabhausen, Bad Winds-
heim, Landsberg, Würzburg und 
Hallbergmoos. Die hierbei ge-
sammelten Erfahrungen, sei-
ne Kompetenz und sein Know-
how stellt er nach eigenem Be-
kunden unter anderem mit un-
terhaltsamen Inspirations- und 
Beratungs-Projekten allen Inte-
ressierten, den Schulen, Kinder-
gärten und anderen kommuna-
len und überregionalen Instituti-
onen sehr gerne zur Verfügung.

Mehr Informationen erhalten 
interessierte Kommunen unter 
0151-46414190 oder www.flow-
move-mix.com.� DK

Walter-Höllerer-Realschule in Sulzbach-Rosenberg:

Startschuss für neue 
Dreifach-Turnhalle

Schweres Gerät regiert am Erlheimer Weg in Sulzbach-Rosenberg: Mit 
dem offiziellen Spatenstich startete der Neubau der Dreifach-Turnhal-
le für die Walter-Höllerer-Realschule. Der Abbruch der bestehenden 
Sporthalle erfolgte bereits von März bis Juni diesen Jahres und war 
der Beginn des 2. Bauabschnitts. Dieser soll dann im Winter 2022/23 
fertiggestellt sein. Solange werde auch das Containergebäude im Nor-
den des Areals stehen bleiben und dann erst an die Berufsschule bzw. 
ins alte Freibadgelände umgesetzt, wo die nächste Großbaustelle be-
ginnt und ebenfalls Klassenräume ausgelagert werden müssen. 

Ab diesem Zeitpunkt wird 
der Platz frei für die Erneue-
rung der Freisportanlagen im 
Jahr 2023 als letzte Maßnah-
me des 2. Bauabschnitts und 
der Realschul-Generalsanie-
rung, mit Gesamtkosten im 
Bauabschnitt 2 von rund 10 
Millionen Euro.

Die Entscheidung „Ersatzneu-
bau statt einer Sanierung“ stell-
te Thomas Raithel vom Land-
kreis-Gebäudemanagement 
noch einmal kurz dar: Die Sta-
tik der Dachbinder war unter-
dimensioniert, diese hätten er-
setzt werden müssen, die Ver-
ankerungen der Betonfertigteile 
der Fassade waren ungenügend, 
eine neue Fassade könnte nicht 
darauf montiert werden. Der 
Aufbau des Sportboden sei so 
dünn gewesen, dass bei einer 

Sanierung keine Dämmung mög-
lich gewesen wäre. „Die Einspa-
rungen bei einer Sanierung wä-
ren so gering gewesen, dass sie 
zu den statischen Risiken nicht 
im Verhältnis lagen, und selbst 
dann hätte eine Sanierung kein 
gleichwertiges Ergebnis er-
bracht!“

Versammlungsstätte  
für 400 Personen

Die neue Halle mit Zuschauer- 
galerie, freute sich Landrat 
Richard Reisinger, biete zusätz-
lich eine Versammlungsstätte für 
400 Personen, sie sei direkt am 
oberen Pausenhof angeschlos-
sen, aus Stahlbeton-Fertigteilen 
errichtet als KfW-Standard-Ef-
fizienzhaus 55 mit einem Til-
gungszuschuss in Höhe von bis 

zu 112.000 Euro, samt moderner 
Gebäudetechnik mit Lüftungs-
anlage. Sie sei barrierefrei vom 
Pausenhof und auch aus der Re-
alschule direkt zugänglich.

Sulzbach-Rosenbergs Bürger-
meister Michael Göth dankte 
Landrat und Kreistag für die vie-
len Investitionen in die Schulen, 
besonders für die zehn Millio-
nen Euro an dieser Stelle, und si-
cherte zu, bei weiteren Turnhal-
len-Sanierungen wieder mit Er-
satzstunden für die betroffenen 
Schulen auszuhelfen. Er unter-
strich auch die Bedeutung der 
neuen Halle für den lokalen Ver-
einssport.

Realschuldirektor Martin Zim-
mermann freute sich über den 
Baufortschritt und erinnerte da-
ran, dass der Sportunterricht 
teils völlig zum Erliegen gekom-
men sei in den Corona-Zeiten. 
Die Realschule habe „Asyl“ in 
den Turnhallen anderer Schulen 
erhalten und werde sich dafür 
auch revanchieren, wenn diese 
in Zukunft zur Sanierung anstün-
den. Er hofft auf eine gute Fort-
setzung des „Schule-Bau-Agree-
ments“ mit perfekter Zusam-
menarbeit.� r

https://bayerngrund.de/
http://www.flow-move-mix.com 
http://www.flow-move-mix.com 


KO M M U N A L E  G E S U N D H E I T S T H E M E N10 GZ29. Juli 2021

Corona-Impfstoffe
Das haben sie gemeinsam und so unterscheiden sie sich

Seit dem ersten Auftreten des Coronavirus wurden in den vergan-
genen Monaten weltweit Impfstoffe im Rekordtempo entwickelt. 
Insgesamt sind in der Europäischen Union aktuell vier Vakzine ge-
gen das Virus zugelassen. Als erster Impfstoff hat das Präparat der 
deutsch-amerikanischen Firmenkooperation von Biontech/Pfizer im 
Dezember letzten Jahres die Zulassung der EU-Kommission erhalten. 
Kurz darauf, im Januar 2021, folgte dann die Genehmigung des Impf-
stoffs von Moderna sowie die des schwedisch-britischen Herstellers 
AstraZeneca, bevor im März dieses Jahres dann mit dem US-Konzern 
Johnson & Johnson das vierte Vakzin seine Marktzulassung erhielt. 
Alle derzeit zugelassenen Impfstoffe sind geeignet, um die Pandemie 
einzudämmen und haben nach vollständiger Impfung eine gute indi-
viduelle Wirksamkeit.

Viel wurde diskutiert in den 
vergangenen Monaten. Vor al-
lem darüber, wie schnell, oder 
eher wie langsam, die Impfkam-
pagne deutschlandweit voran-
schreitet. Wer in welcher Prio-
risierungsgruppe zu finden ist. 
Und wer nicht. Ob es Erleichte-
rungen für Geimpfte geben soll-
te und wenn ja, wann dafür der 
richtige Zeitpunkt wäre. Und 
auch darüber, welcher Impfstoff 
der vermeintlich Beste ist. Letz-
tere Frage lässt sich nicht pau-
schal beantworten. Denn grund-
sätzlich sind alle für Deutschland 
zugelassenen Präparate sicher 
und wirksam. Vielmehr sollte im 
Mittelpunkt der Diskussion ste-
hen, was die einzelnen Vakzine 
gemeinsam haben und worin sie 
sich unterschieden. Und wie gut 

und schnell sie sich gegen die im-
mer wieder auftretenden Muta-
tionen anpassen lassen. 

mRNA- und Vektor-Impfstoffe:  
So ist die Wirkweise

Allen Impfstoffen gemeinsam 
ist, dass sie den Körper zur Bil-
dung von Antikörpern gegen die 
Bestandteile von Sars-CoV2 anre-
gen. Dies geschieht, indem Bau-
pläne des Virus für bestimm-
te Eiweißbestandteile, die soge-
nannten Spike-Proteine, in die 
menschliche Zelle eingeschleust 
werden. Das Immunsystem des 
Geimpften erkennt diese Antige-
ne als Fremdkörper und beginnt 
mit der Produktion von passen-
den Antikörpern und bestimm-
ten Immunzellen, sogenannten 

T-Zellen, gegen das Spike-Pro-
tein. Kommt es im späteren Ver-
lauf zu einer Infektion mit dem 
Coronavirus, erkennt der Körper 
das Spike-Protein wieder und be-
kämpft es. 

Soviel zu den Gemeinsamkei-
ten beider Impfstoffvarianten. 
Wie die Information über die 
Spike-Proteine in die menschli-
che Zelle gelangt, ist jedoch zwi-
schen mRNA- und Vektor-Impf-
stoff unterschiedlich. Die Vakzine 
von Biontech/Pfizer und Moder-
na gehören zu den sogenannten 
mRNA-Impfstoffen, die gentech-
nisch hergestellt werden. Sie wer-
den in Deutschland erstmals am 
Menschen eingesetzt. „m“ steht 
dabei für messenger (Bote), RNA 
für Ribonukleinsäure. Bei dieser 
Vakzin-Variante ist die mRNA der 
Bauplan für das Spike-Protein. Die 
Boten-RNA gelangt mit Hilfe win-
ziger Fettteilchen in die Körperzel-
len. Diese stellen dann das Virus-
eiweiß her, gegen das der Körper 
seine Immunantwort entwickelt. 
An dieser Stelle sei nochmals be-
sonders betont: Die im Präparat 
enthaltene mRNA baut der Kör-
per innerhalb weniger Tage ab, 
sie gelangt nicht in das menschli-
che Erbgut. 

Die Vakzine von AstraZeneca 
und Johnson & Johnson wie-
derum sind sogenannte Vek-
tor-Impfstoffe. Sie benötigen als 

In Kooperation mit der Sana Kliniken AG.  
Alle Beiträge finden Sie auf unserer Internetseite unter: www.gemeindezeitung.de/GZ-Blog.

Grundlage ein Virus, um die In-
formationen über das Spike-Pro-
tein in den Körper zu schleusen. 
Hierbei handelt es sich um ein für 
den Menschen harmloses Virus, 
das sich nicht vermehren kann. 
Der Träger-Virus (Vektor-Virus) 
wird vom menschlichen Immun-
system in kurzer Zeit abgebaut. 
Das Spike-Protein löst im Körper 
selbst dann den gleichen Prozess 
aus, wie bei den mRNA-Impfstof-
fen und baut so ebenfalls den an-
gestrebten Schutz gegen das Co-
ronavirus auf. Das Verfahren der 
Vektor-Impfstoffe hat sich be-
reits bei Impfungen gegen das 
Ebola-Virus bewährt. 

Homologe Impfung  
oder Kreuzimpfung? 

Für einen vollständigen Impf-
schutz sind sowohl bei den  
mRNA-Impfstoffen als auch bei 
dem Vektor-Vakzin von Astra-
Zeneca zwei Impfdosen notwen-
dig. Für mRNA-Präparate wird ein 
Impfabstand von vier bis sechs 
Wochen empfohlen, bei Astra-
Zeneca erfolgt die zweite Imp-
fung nach neun bis zwölf Wo-
chen. Bei dem Vakzin von John-
son & Johnson ist eine einmalige 
Impfung hingegen ausreichend. 
Das Robert Koch-Institut befür-
wortet grundsätzlich beide Imp-
fungen mit dem gleichen Präpa-

rat erfolgen zu lassen. Hiervon 
ausgenommen ist das Vakzin von 
AstraZeneca, zu dem aufgrund 
des Auftretens seltener Neben-
wirkungen die Empfehlung im 
Verlauf der Kampagne angepasst 
wurde. Nach Empfehlung der STI-
KO erhalten mit AstraZeneca Erst-
geimpfte, die jünger als 60 Jahre 
sind, ihre Zweitimpfung mit ei-
nem mRNA-Präparat. Nach einer 
entsprechenden ärztlichen Nut-
zen-Risiko-Bewertung ist aber 
auch unter individueller Risikoak-
zeptanz des Impflings eine Zweit- 
impfung mit AstraZeneca mög-
lich. Wichtig festzuhalten bleibt: 
Beide Optionen – die homologe 
wie auch die heterologe Impfung 
– haben nach vollständiger Imp-
fung eine gute individuelle Wirk-
samkeit. 

Thema vieler Diskussionen 
rund um die Corona-Impfung ist 
der Impfschutz gegen die immer 
wieder neu auftretenden Mutati-
onen. Alpha, Beta, Delta und Co. 
– wie gut können die Präparate 
im Verlauf der Pandemie auf die 
unterschiedlichen Virusausprä-
gungen angepasst werden? Die 
mRNA-Impfstoffe haben hier ei-
nen entscheidenden Vorteil: Sie 
lassen sich sehr schnell mit einer 
neuen mRNA bestücken und kön-
nen so grundsätzlich schnell an 
auftretende Virusvarianten ange-
passt werden. 

Wer sollte  
sich impfen lassen?

Prinzipiell können sich seit 
dem Wegfall der Impfpriorisie-
rung im Juni 2021 alle Erwach-
sene gegen Corona impfen las-
sen. Insbesondere Menschen, 
mit einem erhöhten Risiko für 
einen schweren Verlauf der Co-
vid-19-Erkrankung, etwa durch 
Vorerkrankungen, oder auch 
Personen, die engen Kontakt zu 
Risikogruppen haben bzw. die 
beruflich dem Virus stark aus-
gesetzt sind, wird die Impfung 
empfohlen. Grundsätzlich gilt: 
Alle derzeit zugelassenen Impf-
stoffe sind geeignet, um die Pan-
demie einzudämmen und haben 
nach vollständiger Impfung eine 
gute individuelle Wirksamkeit. 
Je höher die Durchimpfungsra-
te, umso besser können wir uns 
gegen die Pandemie behaup-
ten. Für die nächste Zeit wird es 
wichtig werden, der aktuell stei-
genden Impfmüdigkeit mit nie-
derschwelligen Angebote zu be-
gegnen. So etwa mit der soge-
nannten „aufsuchenden Imp-
fung“, bei der beispielsweise in 
Impfmobilen auf Supermarkt-
parkplätzen Menschen erreicht 
werden, die bislang den Weg in 
die Impfzentren oder zum nie-
dergelassenen Arzt gescheut 
haben. � r

Bundesfreiwilligendienst wird 10
Erfolgsmodell für Malteser – Bedarf im Erzbistum Bamberg bleibt hoch

Seit zehn Jahren können Frauen und Männer zwischen 16 und 99 
Jahren als Bundesfreiwillige in sozialen Diensten Menschen helfen 
und Lebenserfahrung sammeln. Bei den Maltesern in der Diözese 
Bamberg sind derzeit mehr als zehn Freiwilligendienstleistende ak-
tiv. Weil der Bedarf nach wie vor hoch ist, suchen die Malteser drin-
gend Freiwillige für die Bereiche Erste-Hilfe-Ausbildung, Fahrdienst, 
Menüservice und Hausnotruf zwischen Nürnberg und Bamberg. 
Jährlich engagieren sich bundesweit rund 100.000 Menschen im 
Freiwilligen Sozialen Jahr (FSJ) und Bundesfreiwilligendienst (BFD).

Gianluca (21) ist bei den Mal-
tesern im Fahrdienst beschäf-
tigt. Er ist bereits im zweiten Jahr 
als „Bufdi“, wie Absolventen des 
BFD im Volksmund häufig ge-
nannt werden, dabei, weil ihm 
die Aufgabe und die Atmosphä-
re bei den Maltesern so gut ge-
fällt. Gianluca fährt in Nürnberg 
vor allem Behinderte täglich von 
zu Hause in die Werkstätten und 
Einrichtungen – und am Nachmit-
tag wieder zurück. „Die Arbeit 
mit behinderten Menschen hat 
mir sehr viel gezeigt, auch per-
sönlich. Ich kann jetzt viel bes-
ser als früher mit Kindern umge-
hen. Und bin Menschen gegen-
über generell offener geworden“, 
erzählt Gianluca, warum der BFD 
auch seine Lebensperspektive 
zum Positiven verändert hat.

Khalil (19) und Anton (20) sind 
am Standort Bamberg als Freiwil-
ligendienstleistende im Einsatz. 
Beide loben das tolle Arbeitskli-
ma und ihre abwechslungsrei-
chen und vielfältigen Aufgaben. 
Anton arbeitet für den Malteser 
Menüservice und fährt meist äl-
teren Menschen in Bamberg das 
Mittagessen aus. In der übri-
gen Zeit ist er mit der Organisa-
tion und Administration beschäf-
tigt. „Ich wollte das Brückenjahr 
nach der Schule nutzen, um et-
was Sinnvolles zu tun. Und das 
hat sich hier zu 100 Prozent er-
füllt“, sagt Anton. Ihm gefällt es 
so gut, dass er auch während des 
Studiums bei den Maltesern wei-
termachen will. Khalil, der in der 
Ersten-Hilfe-Ausbildung tätig ist, 
definiert für sich einen klaren 
Auftrag: „Ich will die Mitmensch-
lichkeit, die man im FSJ erfährt, 
an die Gesellschaft zurückge-
ben!“

BFD als Qualifikation

Nach Einschätzung der Mal-
teser ist der Bundesfreiwilligen-
dienst insgesamt ein Erfolgsmo-
dell. Manche Befürchtungen bei 

Einführung des Angebotes zum 
1. Juli 2011 sind nicht eingetre-
ten. Daniela Eidloth, Leiterin der 
sozialen Angebote im Haupt- und 
Ehrenamt bei den Maltesern im 
Erzbistum Bamberg sieht einen 
wichtigen Fortschritt. „Früher 
standen uns Zivildienstleitende 
nur noch neun Monate zur Verfü-
gung, heute dauert die Tätigkeit 
eines Freiwilligen in der Regel ein 
Jahr oder mehr. Diese Differenz 
schafft auch andere und qualifi-
ziertere Einsatzmöglichkeiten.“ 
Gerade für junge Menschen inte-
ressant ist oftmals eine Qualifika-
tion im Rettungsdienst, die sie als 
Vorstufe zu einem späteren me-
dizinischen oder pflegerischen 
Beruf nutzen können.

Eidloth wirbt aber auch für die 
vielen anderen attraktiven Aufga-
ben jenseits des Rettungsdiens-
tes, für die die Malteser im Erz-

bistum dringend Unterstützung 
durch Freiwillige suchen. Und 
zeigt sich optimistisch, dass dies 
auch gelingt: Freiwilliges sozia-
les Engagement sei heute vor al-
lem bei vielen jungen Menschen 
fest im Bewusstsein verankert. 
„Wir haben gute Erfahrungen ge-
macht und hoffen sehr, dass wir 
auch jetzt wieder Interessenten 
mit attraktiven Tätigkeiten für ein 
Engagement begeistern können“, 
sagt Eidloth.

Auch über 27-Jährige  
dürfen mitmachen

Ein weiterer Vorteil des BFD: 
„Der Bundesfreiwilligendienst 
hat das damals schon bestehen-
de Freiwillige Soziale Jahr er-
gänzt. So können seitdem eben 
auch über 27-Jährige mitma-
chen“, wie die Malteser-Refe-
rentin erklärt. Deutschlandweit 
haben in den vergangenen zehn 
Jahren 3.500 FSJler und 7.000 
BFDler die sozialen Angebo-
te der Malteser freiwillig unter-
stützt. „Gerade die Älteren brin-
gen viel Lebens- und Berufser-
fahrung mit und sind bei den 
Maltesern gerne gesehen“, sagt 
Eidloth.  Immerhin 16 Prozent al-

ler BFD-Freiwilligen der Malteser 
in Deutschland sind älter als 27 
Jahre. Für sie sollte es mit einem 
BFD unter anderem leichter wer-
den, sich beruflich neu zu orien-
tieren, aus der Familienzeit zu-
rückzukehren oder sich nach Ab-
schluss des Arbeitslebens sinn-
voll zu engagieren.

Engagierter Ruhestand

Vorruheständler, die selbst ak-
tiv werden und sich eine Freiwil-
ligenstelle suchen, sind ein Weg. 
Ein anderer ist das Beispiel des 
„Engagierten Ruhestands“, das 
die Nachfolgeunternehmen der 
Deutschen Bundespost, heu-
te DHL, Postbank und Telekom, 
praktizieren: Sie bieten ihren äl-
teren Mitarbeitenden einen ab-
schlagsfreien vorgezogenen Ru-
hestand an, wenn sie mindes-
tens einen einjährigen BFD leis-
ten oder sich mindestens 1.000 
Stunden ehrenamtlich engagie-
ren. Für die Malteser ein sinnvol-
les Angebot. „Wir wünschen uns, 
dass auch andere Unternehmen 
ihren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern einen solchen wert-
vollen Übergang in den Ruhe-
stand ermöglichen“, sagt Eidloth 
und hofft, dass in den nächsten 
Wochen viele Bewerbungen von 
Jung und Alt auf ihrem Schreib-
tisch liegen.� r

Bayerische Therapiestrategie
Förderbescheid in Höhe von 14 Millionen  

geht an Biotech-Unternehmen aus Oberbayern
Der erste Förderbescheid im Rahmen der 50 Millionen Euro star-
ken Bayerischen Therapiestrategie geht an die Pieris Pharmaceuti-
cals GmbH aus Hallbergmoos. Bayerns Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger: „Die gesundheitlichen Folgen der Corona-Pandemie wer-
den die Menschen und unser Gesundheitssystem noch lange beglei-
ten. Bayerns Biotech- und Pharmaunternehmen sind deshalb ganz 
vorne mit dabei, um neue Medikamente und Therapien zu entwi-
ckeln. Mit der Förderung durch die Therapiestrategie des bayeri-
schen Wirtschaftsministeriums geben wir finanziellen Rückenwind 
für besonders innovative Forschungsprojekte. Wir sind vom großen 
Potential des Wirkstoffes PRS-220 überzeugt und fördern deshalb 
die Medikamentenentwicklung der Pieris Pharmaceuticals GmbH 
mit 14,2 Millionen Euro.“

Die Bayerische Therapiestrate-
gie fördert die Entwicklung von 
Medikamenten, mit denen sich 
potenziell lebensbedrohliche Er-
krankungen durch das SARS-
CoV-2-Virus zielführend behan-
deln lassen sollen. Der Wirkstoff-
kandidat PRS-220 soll auf dessen 
Wirksamkeit bei der Behandlung 
von fibrotischen Lungenschädi-
gungen als Spätfolgen einer CO-
VID-19 Erkrankung geprüft wer-
den. Bei mehr als einem Drittel 
der Patienten, die aufgrund ei-
nes schweren Verlaufs der aku-
ten COVID-19 Erkrankung im 
Krankenhaus stationär behandelt 
werden mussten, wurden pulmo-
nale fibrotische Anomalien fest-
gestellt. Dies macht den Anti-
calin®-basierten Wirkstoff PRS- 
220 zu einem potentiellen Kan-
didaten für die Behandlung der 
Lungenfibrose in Folge einer 
SARS-CoV-2-Infektion, einer Indi-
kation, für die es momentan kei-
ne zugelassenen Therapien gibt.

Forschung und Entwicklung 
in Hallbergmoos

Das Biotech-Unternehmen Pie-
ris Pharmaceuticals ging 2001 aus 
einer Ausgründung der TU Mün-
chen hervor und ist mittlerweile 
global tätig. Die Forschung und 
Entwicklung findet im oberbaye-

rischen Hallbergmoos statt. Das 
Unternehmen entwickelt auf Ba-
sis seiner proprietären Antica-
lin®-Technologieplattform neu-
artige Biotherapeutika für die 
Behandlung von Krebs und Er-
krankungen der Lunge, wie bei-
spielsweise der idiopathischen 
Lungenfibrose.

Stephen S. Yoder, Präsident 
und Vorstandsvorsitzender von 
Pieris: „Die Unterstützung der 
bayerischen Staatsregierung für 
die Entwicklung innovativer Me-
dikamente ist außerordentlich 
bemerkenswert. Wir sind dank-
bar, dass wir im Rahmen der Bay-
erischen Therapiestrategie als ei-
ner der Zuwendungsempfänger 
für die klinische Entwicklung von 
PRS-220 ausgewählt wurden.“

Wirtschaftsminister Aiwanger 
ergänzt: „Pieris Pharmaceuticals 
ist das erste von insgesamt sechs 
hochinnovativen Forschungsvor-
haben bayerischer Biotech-Un-
ternehmen, die vom Freistaat 
Bayern finanziell gefördert wer-
den sollen. Die Antragsprüfun-
gen laufen derzeit auf Hochtou-
ren. Ich freue mich sehr, dass ver-
schiedene mögliche Wirkstoff-
kandidaten im Kampf gegen die 
Corona-Pandemie in Bayern ent-
wickelt werden. Das zeigt einmal 
mehr die Stärke unserer Biotech- 
und Pharmabranche.“� r

Minister Hubert Aiwanger (li.) übergibt den Förderbescheid im Rah-
men der Bayerischen Therapiestrategie an Dr. Hitto Kaufmann, CSO 
und Leiter des Pieris Forschungs- und Entwicklungsstandortes. 	
� Bild: StMWi/E.Neureuther

Green Hospital in Lichtenfels: 

Klimabilanz von Krankenhäusern verbessern
Gesundheitsminister Klaus Holetschek setzt auf einen klimascho-
nenden Ausbau der Krankenhäuser. Anlässlich eines Besuchs im 
„Green Hospital“ Lichtenfels (Oberfranken) sagte er: „Das Klinikum 
Lichtenfels ist ein Leuchtturmprojekt in Bayern, wenn es darum 
geht, Klimaschutz und Gesundheit miteinander zu verbinden. Es ist 
das erste Krankenhaus in Bayern, das umfassend als Green Hospital 
gebaut wurde mit dem Ziel, die Treibhausgasemissionen zu senken.“

Die Fortführung der „Green 
Hospital Initiative“ soll einge-
bettet werden in ein themen-
übergreifendes Zukunftskonzept 
von Gesundheitsminister Holet-
schek, um Klimaschutz und Ge-
sundheitspolitik stärker mitein-
ander zu verzahnen. Holetschek 
will damit Projekte vorantreiben, 
die zum einen die Klimabilanz des 
Gesundheitssektors verbessern 
– schließlich ist die Gesundheits-
branche Schätzungen zufolge 
selbst für rund fünf Prozent der 
nationalen Treibhausgasemissio-
nen verantwortlich.

Zum anderen will der Minister 
weitere Programme anstoßen, 

die Gesundheitsrisiken eindäm-
men sollen, die die Folgen des Kli-
mawandels wie wärmere Durch-
schnittstemperaturen, Hitzewel-
len und steigende Gewässer-
temperaturen mit sich bringen. 
Konkrete Projekte zu beiden As-
pekten laufen, neue Programme 
befinden sich in Planung.

Die „Green Hospital Initiative“ 
will durch den Einsatz von erneu-
erbaren Energien sowie energie-
effizienter und ressourcenscho-
nender Bauweisen die Treibhaus-
gasbilanz von Krankenhäusern 
verbessern. Holetschek erklärte: 
„Die CO2-Emissionen eines Kran-
kenhauses sind ungefähr zwei-

einhalbmal so hoch wie die eines 
vergleichbaren Bürogebäudes. 
Nach Schätzungen könnte der 
CO2-Ausstoß allein in bayerischen 
Krankenhäusern durch energeti-
sche Verbesserungen um rund ei-
ne Mio. Tonnen jährlich reduziert 
werden. Dazu wollen wir mit ei-
ner umweltfreundlichen, nach-
haltigen und energieeffizienten 
Bauweise bei den Krankenhäu-
sern einen Beitrag leisten.“

Der Minister ergänzte: „Ei-
nen wesentlichen Impuls dabei 
geben die kontinuierlich hohen 
Bauinvestitionen des Freistaats. 
Allein in den vergangenen zehn 
Jahren haben wir rund 2,7 Milli-
arden Euro in unsere Kliniken in-
vestiert, und auch in diesem Jahr 
garantiert Bayern wieder eine 
Spitzenförderung für die Kran-
kenhäuser von 643 Millionen Eu-
ro. Mit diesem Mittelvolumen ist 
Bayern in einer bundesweiten 
Vorreiterrolle.“� r

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/component/search/?searchword=Sana%20Kliniken%20AG&searchphrase=all&categ_id=&article_id=203-188-187-186-65-361-360-215-214-213-212-62-61-60-59-196-195-194-193-365-364-192-191-190-68-3318&Itemid=143
https://www.gemeindezeitung.de/GZ-Blog
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Systempartnerschaften stellen für viele Krankenhäuser einen 
Weg zur Verbesserung der wirtschaftlichen Situation und 
damit indirekt auch der medizinischen Behandlungsqualität 
dar. Unter Systempartnerschaften versteht man die Ko-
operation mit externen Partnern zur Verbesserung der Wett-
bewerbsfähigkeit durch Prozess- und Produktinnovationen 
sowie neue Finanzierungs- und Gesellschaftsmodelle. 

Seit diesem Jahr bietet die Sana Kliniken AG kommunalen 
oder kirchlichen Trägern eine neue und innovative System-
partnerschaft an. Mit über 50 eigenen Krankenhäusern 
ist das Unternehmen der drittgrößte private Klinikträger in 
Deutschland und verfügt nicht nur über enorme Größenvor-
teile, sondern durch langjährige Erfahrung im Betrieb von 
Krankenhäusern auch über eine hohe Expertise in allen für die 
Führung von Krankenhäusern notwendigen Fragestellungen.

Für Träger, die ihr Krankenhaus nicht verkaufen oder teilprivatisieren, aber die 
Vorteile eines großen Verbunds nutzen wollen, bietet Sana einen sogenannten 
Vertrag für Management Services. Sana stellt über einen zeitlich befristeten Ver-
trag, nicht aber unter drei Jahren Laufzeit, dem Krankenhaus in allen Leistungs-
bereichen das Know-how seiner Spezialisten zur Verfügung. Ein perfektes Bei-
spiel für eine gelungene Systempartnerschaft. Der Träger und das Krankenhaus 
nutzen die Vorteile eines privaten Klinikkonzerns bei vollständigem Erhalt der 
kommunalen oder kirchlichen Eigenständigkeit und machen die Einrichtung fit 
für die Zukunft. Der Träger stärkt kommunale Strukturen durch die Vorteile eines 
privaten Verbunds.

Dr. Andreas Hartung
Generalbevollmächtigter Managementverträge 
T: (+49) 89 678 204 260  | M: andreas.hartung@sana.de
www.sana.de/management

Systempartnerschaften im Krankenhaus
Investitionen in neueste medizintechnische Innovationen, Vorteile bei der Rekrutierung und Bezahlung von Spezialisten und der Spielraum, neue Wege 
in der Behandlung von Patienten zu gehen – all diese Faktoren ermöglichen es wirtschaftlich gesunden Krankenhäusern, eine bessere medizinische 
Versorgung zu erreichen als defizitäre Einrichtungen. Die Krankenhausgeschäftsführung von heute muss eine zunehmende Komplexität in allen Be-
reichen bewältigen, um ein Krankenhaus sicher und zukunftsorientiert zu leiten. Ein Weg führt dabei über Systempartnerschaften. 

ABC des kommunalen Gesundheitswesens:
Die Ausgliederung der Pflegekosten aus dem DRG-System:

Systemwechsel im Pflegebudget
Die Krankenhausfinanzierung gehört zu den 
komplexesten Themen des deutschen Gesund-
heitswesens. Sie erfolgt nach dem Prinzip der  
„dualen Finanzierung“. Dabei werden die Be-
triebskosten eines einzelnen Krankenhauses, 
also die Kosten, die für die Behandlung eines 
Patienten entstehen, von den Krankenkassen 
finanziert. Für die Investitionskosten hingegen 
kommen die Bundesländer auf. Die Vergütung 
für somatische, also den Körper betreffende, 
Behandlungen erfolgt dabei über das DRG-Sys-
tem (Diagnosis Related Group).

Mittelpunkt dieses Systems ist der sogenann-
te Fallpauschalenkatalog, der über 1.200 abre-
chenbare Fallpauschalen enthält, die das kom-
plexe Behandlungsgeschehen in einem Kranken-
haus abbilden. Dabei wird der Basispreis für eine 
einzelne DRG-Leistung über Landesbasisfallwer-
te festgelegt, die jährlich von den Krankenhaus-
gesellschaften und den Krankenkassen auf der je-
weiligen Landesebene verhandelt werden. 

Kosten des Pflegepersonals

Seit 2020 werden die Kosten des Pflegeper-
sonals in der unmittelbaren Patientenversor-
gung, der sogenannten „Pflege am Bett“, nicht 
mehr über die Fallpauschalen vergütet. Grundla-
ge hierfür ist das Pflegepersonalstärkungsgesetz 
(PpSG) mit dem beschlossen wurde, die Kranken-
hausvergütung auf eine Kombination aus Fallpau-
schalen und Pflegekostenvergütung (Pflegebud-
get) umzustellen. Sein individuelles Pflegebud-
get muss jedes Krankenhaus nun direkt mit den 
Kostenträgern verhandeln – im Rahmen der jähr-
lichen Entgeltverhandlungen. 

Die Abgeltung der Pflegekosten erfolgt fallbe-
zogen über einen krankenhausindividuellen Pfle-
geentgeltwert und die Pflege-Bewertungsrela-
tion pro Tag. Diese Bewertungsrelation wird für 
jeden Abrechnungsfall mit der jeweiligen Ver-
weildauer des Falles und dem individuellen Pfle-
geentgeltwert multipliziert. Das Ergebnis dieser 
Berechnung entspricht dem Geldbetrag pro Fall 
(Pflegeerlös), der zusätzlich zur bisher bereits 
geltenden Bewertungsrelation der DRG abge-
rechnet wird. 

Das neu eingeführte Pflegebudget wird auf 
Grundlage der geplanten und nachgewiesenen 
Pflegepersonalausstattung sowie der kranken-
hausindividuellen Kosten ermittelt. Bis zur erst-
maligen Vereinbarung eines krankenhausindivi-
duellen Pflegebudgets gilt ein gesetzlich festge-
legter vorläufiger Pflegeentgeltwert. 

Verlust oder Gewinn  
abhängig von Gegebenheiten vor Ort

Eine Herausforderung des neuen Systems ist 
die fehlende Vergleichbarkeit des G-DRG-Sys-
tems aus 2019 mit dem aG-DRG-System 2020. 
Während das „alte“ System noch unter Berück-
sichtigung der Pflegekosten in vollem Umfang 
berechnet wurde, kommen diese im „neuen“ 
System nur noch teilweise zum Tragen. Inwie-
weit die ausgegliederten Pflegekosten für eine 
Klinik einen Verlust oder einen Gewinn gegen-
über der bisher geltenden Abrechnungssystema-
tik darstellen, wird zentral von der Ausgestaltung 
der Verhandlungen vor Ort und auch der indivi-
duellen Ausstattung mit Pflegekräften in der je-
weiligen Klinik abhängen.� r

In Kooperation mit der Sana Kliniken AG 
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-

Ministerrat:

Neue Krankenhaus- 
bauvorhaben in Bayern
Start frei für die Finanzierung von 14 neuen Krankenhausbauvorha-
ben in Bayern mit Schwerpunkt im ländlichen Raum. Laut Beschluss 
des Ministerrats investiert der Freistaat für die neuen Bauprojekte 
in den nächsten Jahren bis 2025 insgesamt rund 346 Millionen Euro. 
Der bayerische Krankenhausförderetat, der nicht nur die Einzelför-
derung von Investitionen, sondern daneben auch die jährlichen Pau-
schalmittel für die Krankenhäuser und weitere Leistungen umfasst, 
bleibt auch 2022 stabil auf dem hohen Niveau von jährlich 643 Mil-
lionen Euro.

Die beschlossenen Investiti-
onsmaßnahmen tragen wesent-
lich dazu bei, die Qualität der 
stationären Versorgung im Frei-
staat weiter zu verbessern. He-
rausragende Projekte sind u.a. 
die Baumaßnahmen am kbo-Inn-
Salzach-Klinikum Wasserburg a. 
Inn (45,9 Millionen Euro), am Kli-
nikum Landshut (34,5 Millionen 
Euro), am Klinikum am Europa-
kanal Erlangen (36 Millionen Eu-
ro), an der Main-Klinik Ochsen-
furt (18,1 Millionen Euro) und der 

Rotkreuzklinik Lindenberg (41,8 
Millionen Euro).

Nach Angaben von Finanz- und 
Heimatminister Albert Füracker 
profitiert allein die Oberpfalz mit 
drei zusätzlichen Projekten und 
rund 40 Millionen Euro: In das 
kommende Bauprogramm 2022 
wurde das Bauprojekt beim Kli-
nikum Neumarkt zur Integration 
der Kreisklinik Parsberg mit 6,4 
Millionen Euro sowie der Neu-
bau der Klinik für Psychosoma-
tische Medizin und Psychothe-

rapie in Parsberg mit 11,5 Mil-
lionen Euro eingeplant. Für das 
Bauprogramm 2023 ist der Er-
satzneubau der Asklepios Kli-
nik Oberviechtach mit 22,1 Mil-
lionen Euro vorgesehen. Im dies-
jährigen Bauprogramm fließen 
bereits Fördermittel von insge-
samt rund 14 Millionen Euro an 
acht Krankenhäuser in der Ober-
pfalz, darunter das Klinikum St. 
Marien, Amberg, das Klinikum 
Neumarkt und das Bezirkskran-
kenhaus Wöllershof.

Förderung außerhalb  
der Ballungszentren

Zusammen mit den laufenden 
Projekten sind insgesamt Inves-
titionsvorhaben mit einem Ge-
samtvolumen von fast 3,4 Milli-
arden Euro für die bayerischen 
Kliniken zur Finanzierung einge-
plant. Mit einem Volumen von 
über zwei Milliarden Euro sind 
60 Prozent aller im Krankenhaus-
bauprogramm veranschlagten 
Fördermittel für Projekte an Kli-
niken außerhalb der Ballungszen-
tren vorgesehen.� DK

Förderprogramm ‚Gesundheitsregionenplus‘: 

Weiter auf Erfolgskurs
Zwei neue Gesundheitsregionen in Niederbayern stärken Vernetzung

Das Förderprogramm ‚Gesundheitsregionenplus‘ des Freistaats ist 
weiter auf Erfolgskurs. Darauf hat Bayerns Gesundheits- und Pflege-
minister Klaus Holetschek anlässlich der Übergabe der Förderplaket-
ten für die Gesundheitsregionplus in Rottal-Inn und Freyung-Grafe-
nau hingewiesen. Der Minister betonte: „Das Interesse an unserem 
Förderprogramm ist nach wie vor sehr groß. Ich freue mich sehr, dass 
wir gleich zwei Gesundheitsregionenplus dazu gewinnen können.“

Holetschek ergänzte: „Mit Rot-
tal-Inn und Freyung-Grafenau ha-
ben wir nun sieben Gesundheits-
regionenplus allein in Niederbay-
ern und insgesamt 55 Mitglie-
der in unserer stetig wachsenden 
Familie. Damit sind schon mehr 
als zwei Drittel aller bayerischen 
Landkreise und Städte mit dabei. 
Ich freue mich, dass das Engage-
ment der Kommunen so groß ist.“

Der Minister erläuterte: „Un-
ser oberstes Ziel ist es, die best-
mögliche medizinische und pfle-
gerische Versorgung für die Men-
schen sicherzustellen – und das 
in der Stadt und auf dem Land. 

Dabei spielen die Gesundheits-
regionenplus eine ganz zentra-
le Rolle. ... Das Erfolgsrezept liegt 
darin, dass die Städte und Land-
kreise maßgeschneiderte Lösun-
gen in der Gesundheitsversor-
gung, Prävention und Pflege ent-
wickeln können. Denn wer kennt 
die Bedürfnisse seiner Bürgerin-
nen und Bürger besser als die Be-
teiligten vor Ort?“

Gesundheitsnetzwerke  
sind bewährtes Instrument

Gemeinsam mit der Kommu-
nalpolitik vernetzen die Gesund-

heitsregionenplus die Akteure 
aus dem Bereich Gesundheit und 
Pflege vor Ort. Die Koordination 
übernimmt eine dafür eingerich-
tete Geschäftsstelle. Holetschek 
betonte: „Die regionalen Ge-
sundheitsnetzwerke haben sich 
als Instrument längst bewährt. 
Wir haben unser Programm da-
her für eine zweite Förderphase 
verlängert und stellen Haushalts-
mittel für weitere Gesundheitsre-
gionenplus zur Verfügung.“

Seit 2015 fördert das Bayeri-
sche Staatsministerium für Ge-
sundheit und Pflege Landkrei-
se und kreisfreie Städte, die eine 
Gesundheitsregionplus bilden: 
Sie erhalten jeweils für fünf Jah-
re bis zu 250.000 Euro.

Eine Liste mit allen Gesund-
heitsregionenplus und weitere 
Informationen finden Sie unter 
www.gesundheitsregionenplus.
bayern.de.� r

Naturheilverfahren bei 
Corona-Langzeitfolgen

Würdigung von Sebastian Kneipp zum 200. Geburtstag
Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holetschek hat mit Blick auf 
mögliche Langzeitfolgen von COVID-19-Erkrankungen für den ver-
stärkten Einsatz auch von Naturheilverfahren geworben. Anlässlich 
des 200. Geburtstags von Sebastian Kneipp (17. Mai) betonte Holet-
schek: „Die Corona-Pandemie zeigt uns, was das Wichtigste für jede 
und jeden von uns ist: unsere Gesundheit – und zwar in allen Facet-
ten. Kneipps Ansatz einer ganzheitlichen Medizin ist damit aktuel-
ler denn je. Er war ein Pionier auf dem Gebiet der Naturheilkunde, 
ein Visionär der Prävention und Gesundheitsvorsorge. Diese Idee 
hat er nicht nur selbst gelebt, sondern auch in die Welt getragen.“

Holetschek erläuterte: „Einer-
seits müssen wir bei der aku-
ten Corona-Infektion alle Mög-
lichkeiten der modernen Medi-
zin nutzen. Andererseits dürfen 
wir auch komplementäre, tra-
ditionelle Heilverfahren wie die 
Kneipp-Therapie nicht ungenutzt 
lassen, um bei möglichen Lang-
zeitfolgen einer Corona-Infektion 
zu helfen.“

Als „Post- COVID- Syndrom“ 
oder „Long COVID“ werden lang- 
anhaltende Krankheitssympto-
me bezeichnet, die nach einer 
akuten COVID-19-Erkrankung 
auftreten. Zu den möglichen 
Spätfolgen gehören Lungenfunk-
tionsstörungen, Herzbeschwer-
den, geringere Leistungsfähig-
keit, Schmerzen, Fatigue und Er-
schöpfungszustände sowie psy- 
chische Beschwerden wie De-
pressionen oder Angstzustän-
de. Fachleute schätzen, dass et-
wa zehn Prozent aller Corona-In-
fizierten mit Langzeitfolgen zu 
kämpfen haben dürften. Das ent-
spräche in Bayern aktuell rund 
62.000 Menschen. Die Dunkelzif-
fer könnte höher sein.

Der Pfarrer Sebastian Kneipp 
steht für einen ganzheitlichen 
Ansatz zur Gesunderhaltung von 
Körper, Geist und Seele. Dieser 
beruht auf fünf Säulen: Wasser, 
Bewegung, Ernährung, Heilpflan-
zen und Lebensordnung. Zielset-
zung der seit ihren Anfängen ste-
tig weiterentwickelten Lehre ist 
es, im Einklang von Mensch und 
Natur die Gesundheit zu erhalten 
und Krankheiten aktiv vorzubeu-
gen. Hinter diesem Ansatz ver-
birgt sich die Erkenntnis, dass ein 
gut funktionierendes Immunsys-
tem, körperliche Fitness und eine 
gute Stressresistenz wichtig sind, 
um gesund zu bleiben oder wie-

der zu werden. Kneippen gehört 
zum immateriellen Kulturerbe in 
Deutschland. 

Der Minister ergänzte: „Viele 
Elemente der Kneippschen Lehre 
können wir völlig unkompliziert, 
kostenlos und ganz individu-
ell in unseren Alltag integrieren. 
Unumstritten ist die präventive 
Wirkung mancher Anwendun-
gen – und sie tun gut! So berei-
tet Barfußlaufen auch den Jüngs-
ten in den Kitas Freude, der war-
me Heusack kommt zum Beispiel 
in Pflegeeinrichtungen zum Ein-
satz.“

Naturheilverfahren stärker 
wissenschaftlich in den Fokus

Holetschek fügte hinzu: „Ich 
setze mich auch dafür ein, Na-
turheilverfahren stärker wissen-
schaftlich in den Fokus zu neh-
men. Noch mehr gesicherte Er-
kenntnisse über die Naturheil-
verfahren helfen uns, diese 
gewinnbringend und ergänzend 
zur Schulmedizin einzusetzen.“�r

Landkreis Regensburg:

500.000 Euro für Kreisklinik
Wie in den beiden Vorjahren unterstützt der Landkreis die 
Kreisklinik Wörth a.d.Donau auch in diesem Jahr wieder mit 
einem Investitionszuschuss von 500.000 Euro. 

Mit diesen Mitteln werden, wie schon in den Vorjahren, so-
wohl neue Medizingeräte gekauft als auch die Digitalisierung 
maßgeblich vorangebracht, etwa durch die Einführung der di-
gitalen Patientenakte.� r

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/component/search/?searchword=Sana%20Kliniken%20AG&searchphrase=all&categ_id=&article_id=203-188-187-186-65-361-360-215-214-213-212-62-61-60-59-196-195-194-193-365-364-192-191-190-68-3318&Itemid=143
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3786-gz-3-2021-abc-des-kommunalen-gesundheitswesens
http://www.gesundheitsregionenplus.bayern.de
http://www.gesundheitsregionenplus.bayern.de
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Voraussetzung für nachhaltigen Kanalbau:

Der Einfluss von Lastannahmen 
auf die Ausführungsqualität

Innerhalb der RAL-Gütesicherung Kanalbau führen die vom Güteaus-
schuss beauftragten Prüfingenieure regelmäßige Baustellenbesuche 
bei Gütezeicheninhabern durch. Gegenstand der Besuche von Maß-
nahmen in offener Bauweise ist die Prüfung der Qualifikation des Un-
ternehmens auf der Baustelle und die Frage, ob eine fachgerechte 
Bauausführung und Einhaltung der Technischen Regeln vorliegt und 
somit die Voraussetzungen für eine Einhaltung der prognostizier-
ten Nutzungsdauer des Bauwerks gegeben sind. Voraussetzung hier-
für ist ein für den konkreten Einzelfall zutreffender statischer Nach-
weis des Rohr-Boden-Systems und dass die Einbaubedingungen und 
Lastannahmen auf der Baustelle (Bettung, Verfüllung usw.) den An-
nahmen aus der Rohrstatik entsprechen und eingehalten werden. 

Der Einbau von Abwasserkanä-
len und -leitungen ist durch DIN 
EN 1610 „Einbau und Prüfung 
von Abwasserleitungen und -ka-
nälen” auf europäischer Ebene 
geregelt; im Arbeitsblatt DWA-A 
139 werden darauf aufbauend 
ergänzende Details beschrieben. 
Zusätzlich sind für verwendete 
Werkstoffe die zugehörigen Her-
stelleranleitungen zu beachten. 
Nach DIN EN 1610, Abschnitt 4.2, 
gilt: „Die Ausführung der Arbei-
ten muss in der Weise kontrolliert 
werden, dass die Entscheidun-
gen, die sich aus den Planungs-
unterlagen ergeben, eingehalten 
oder an die veränderten Bedin-
gungen angepasst sind“. 

Gemäß Arbeitsblatt DWA-A 
139 muss das Tragwerksystem 
Rohr/Boden vorhandene und zu-
künftige Belastungen mit ausrei-
chender Sicherheit aufnehmen 
können. Deshalb müssen die auf 
Abwasserleitungen und -kanäle 
einwirkenden statischen und dy-
namischen Lasten schon bei der 
Planung festgelegt werden. Da-
zu gehören auch Belastungen aus 
Bauzuständen, die für die Bemes-
sung bestimmend sein können. 
Hinzu kommt: Das Tragwerksys-
tem Rohr/Boden muss vor der 
Bauausführung definiert und 
nachgewiesen, bzw. in Art und 
Ausführung vorgegeben sein. Da-
rüber hinaus müssen die stati-
schen Nachweise der Rohre (sie-
he ATV-DVWK-A 127) und der Si-
cherung der Baugrube (siehe DIN 
4124) vorliegen und auf der Bau-
stelle inhaltlich bekannt sein. 
Die in der Rohrstatik genannten 

Lastannahmen sind Grundlage 
für die Ausführung auf der Bau-
stelle und somit auch prüfrele-
vante Daten, die der Prüfingeni-
eur zur Beurteilung der Bauaus-
führung berücksichtigt.

Durch den Planer ist das Trag-
werkssystem Rohr/Boden vor-
zugeben, und es sind die für die 
statische Berechnung maßgeben-
den Randbedingungen der Bau-
maßnahme im Objektfragebogen 
zu benennen (ATV-DVWK-A 127, 
S. 41). Die statische Berechnung 
wird dann in der Regel durch den 
Rohrhersteller auf dieser Basis 
sowie der Rohr-Kenngrößen er-
stellt. Während der Ausführung 
muss geprüft werden, ob die tat-
sächlichen Randbedingungen auf 
der Baustelle den Annahmen in 
der Statik bzw. im Objektfragebo-
gen entsprechen. 

Bodenart und Verkehrslast

Im Arbeitsblatt ATV-DVWK-A 
127 sind die Böden in Hinblick 
auf ihre Eigenschaften für die 
statische Berechnung in vier 
Gruppen eingeteilt (Kurzzei-
chen nach DIN 18 196). Außer-
dem werden die Rohrleitungen 
durch die Verkehrslasten be-
ansprucht. Für deren Berech-
nung verwendet der Statiker so-
genannte Regelfahrzeuge mit 
genormten Abmessungen und 
Gewichten. Darüber hinaus sind 
die Verkehrslasten unter Bau-
stellenbedingungen (z. B. gerin-
ge Überschüttung) zu beachten. 

Die Einbettungsbedingungen  
berücksichtigen die Einflüsse aus - 

der Einbettung des Rohres in 
der Leitungszone. Die Defini-
tion der diesbezüglichen Ein- 
bettungsbedingungen B1 bis B4 
entspricht sinngemäß den Über-
schüttungsbedingungen A1 bis 
A4, also:
•	 B1: Lagenweise gegen den ge-
wachsenen Boden bzw. lagen-
weise in der Dammschüttung ver-
dichtete Einbettung (ohne Nach-
weis des Verdichtungsgrades); 
gilt auch für Trägerbohlwände 
(Berliner Verbau). 
•	 B2: Senkrechter Verbau inner-
halb der Leitungszone mit Ka-
naldielen, die bis zur Grabensoh-
le reichen und erst nach der Ver-
füllung und Verdichtung gezogen 
werden. Verbauplatten und -ge-
räte unter der Voraussetzung, 
dass die Verdichtung des Bodens 
nach dem Ziehen des Verbaus er-
folgt. 
•	 B3: Senkrechter Verbau in-
nerhalb der Leitungszone mit 
Spundwänden oder Leichtspund- 
profilen und Verdichtung gegen 
den Verbau, der bis unter die Gra-
bensohle reicht. 
•	 B4: Lagenweise gegen den ge-
wachsenen Boden bzw. lagen- 
weise in der Dammschüttung ver-
dichtete Einbettung mit Nach- 
weis des nach ZTVE-StB erfor- 
derlichen Verdichtungsgrades 
(nicht anwendbar bei Böden der 
Gruppe G4).

Überschüttungsbedingungen

Bei der Grabenverfüllung ober-
halb der Leitungszone werden 
vier Überschüttungsbedingungen 
unterschieden (A1 bis A4), die 
im Wesentlichen vom gewählten 
Grabenverbau abhängig sind. 
Auch die Grabenform beein-
flusst die Belastung des Rohres. 
Das Arbeitsblatt ATV-DVWK-A 
127 unterscheidet verschiede-
ne Grabenformen. Zur rechne-
rischen Abschätzung der Laster-
höhung infolge Unterrammung 
wird auf den Arbeitsbericht „Be-
rechnungsansätze für die Rohr-
belastung im Graben mit gespun-

detem Verbau“ verwiesen. Beim 
Einbau von Abwasserrohren in ei-
nem Stufengraben steigt der Ein-
fluss auf die Rohrbelastung mit 
der Höhe der Stufe im Verhältnis 
zum Rohrdurchmesser. Durch ei-
ne größere Setzung auf der Seite 
des tieferliegenden Rohres stellt 
sich eine verstärkte Lastumlage-
rung auf das höher liegende Rohr 
ein. Dieser Lastumlagerungsef-
fekt tritt auch dann ein, wenn das 
untere Rohr vorher in einem ei-
genen Graben separat eingebaut 
wurde und das obere Rohr et-
was später in einem neuen Bau-
abschnitt eingebaut wird. 

Rohrwerkstoff

Je nach Zusammenwirken von 
Rohrsteifigkeit und Bodenver-
formung werden Rohre als bie-
gesteif oder biegeweich bezeich-
net. Biegesteif sind Rohre, bei de-
nen die Belastung keine wesent-
lichen Verformungen hervorruft 
und damit keine Auswirkung auf 
die Druckverteilung hat. Biege-
weich sind Rohre, deren Verfor-
mung die Belastung und Druck-
verteilung wesentlich beeinflusst, 
da der Boden Bestandteil des 
Tragsystems ist. Infolge der un-
terschiedlichen Verformungsfä-
higkeit des Rohres und des um-
gebenden Bodens lagern sich die 
errechneten Bodenspannungen 
um. Allgemein gilt der Merksatz 
„Ein steifes Rohr zieht die Lasten 
an, ein weiches Rohr weicht der 
Belastung aus.“ 

Die Druckverteilung am Rohr- 
umfang ist abhängig von der Aus-
bildung des Auflagers, von der 
Verfüllung der Leitungszone so-
wie vom Verformungsverhal-
ten der Rohre. Das Arbeitsblatt 
ATV-DVWK-A 127 definiert unter-
schiedliche Auflagerreaktionen 
oder Lagerungsfälle. 

Durch Vorgabe der Einbet-
tungs- und Überschüttungsbedin-
gungen wird in der Statik z. B. der 
Einfluss der Grabensicherung auf 
die Belastung der Rohre berück-
sichtigt. 

Silowirkung

Die Erdlasten werden als Bo-
denspannung in der Ebene des 
Rohrscheitels berechnet. Die  
möglicherweise entstehenden 
Reibungskräfte zwischen Graben-
verfüllung und Grabenwand kön-
nen unter bestimmten Randbe-
dingungen zur Entlastung dieser 
Spannungen führen (horizontaler 
Erddruck). Sie werden in der sta-
tischen Berechnung berücksich-
tigt und können wesentlich zur 
Entlastung der Rohre beitragen. 
Diese Berechnungsmethode ist 
jedoch nur ansetzbar, wenn die 
Grabenwände auf Dauer erhal-
ten bleiben (ATV-DVWK-A 127). 
In der Praxis kann dies jedoch 
vom Unternehmen nicht sicher-
gestellt werden, da es zukünfti-
ge Bautätigkeiten im Bereich des 
Kanalgrabens nicht beeinflussen 
kann. Auch für den Auftraggeber 
ist eine solche Zusage nur einge-
schränkt möglich.

Die Bedeutung der im Vorfeld 
getroffenen Annahmen für die 
Rohrstatik wird in der Praxis häu-
fig unterschätzt. Nur wenn sicher-
gestellt ist, dass die Eingangsgrö-
ßen der Rohrstatik den Gegeben-
heiten in der Praxis entsprechen, 
ist die Rohrstatik für die konkre-
te Maßnahme relevant. Die Über-
einstimmung der Annahmen in 
der Statik mit den tatsächlichen 
Einbaubedingungen ist daher zu 
prüfen. 

Im Rahmen der Eigenüberwa-
chung der Unternehmen mit Gü-
tezeichen Kanalbau RAL-GZ 961 
werden Arbeitshilfen zur Verfü-
gung gestellt, mit denen systema-
tisch die Übermittlung der Soll-
werte auf die Baustelle, die Do-
kumentation der Istwerte sowie 
der Abgleich von Soll/Ist erfol-
gen kann. So etwa in Form des 
„Leitfadens für die Eigenüber-
wachung AK Kanalbau in offener 
Bauweise“. Darüber hinaus stellt 
die Gütegemeinschaft Kanalbau 
den ausführenden Unternehmen 

Nach der Hochwasserkatastrophe: 

Schlussfolgerungen 
für Bayern

Um Kommunen bestmöglich auf Extremwetterereignisse vorzu-
bereiten, startet das Umweltministerium eine Beratungs-Offen-
sive für Kommunen. Dies gab Bayerns Umweltminister Thorsten 
Glauber als Reaktion auf die verheerenden Starkregenereignisse 
in Bayern, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz bekannt, bei 
denen neben enormen Sachschäden auch viele Menschenleben 
zu beklagen sind.

„Mit unserer Beratungs-Offen-
sive wollen wir Kommunen für 
das Thema Hochwasser und 
Starkregen sensibilisieren. Je-
de Kommune kann betroffen 
sein. Gleichzeitig sollen Kommu-
nen motiviert werden, die beste-
henden Fördermöglichkeiten in 
Anspruch zu nehmen“, betonte 
Glauber. Die Erstellung und Pla-
nung von Schutzkonzepten wird 
mit bis zu 75 Prozent unterstützt. 
Darüber hinaus werden zahlrei-
che weitere kommunale Maß-
nahmen gefördert. Hierzu zählen 
unter anderem die Ermittlung von 
Überschwemmungsgebieten, 
Sicherheitsüberprüfungen kom-
munaler Stau- und Hochwasser-
schutz-Anlagen, die Durchfüh-
rung eines Hochwasseraudits so-
wie der Bau von Hochwasser-
schutzanlagen.

Extremwetterereignisse  
werden zunehmen

Experten gehen davon aus, 
dass solche Extremwetterereig-
nisse aufgrund des Klimawan-
dels an Häufigkeit und Intensi-
tät zunehmen werden, vor allem 
in der zweiten Hälfte des Jahr-
hunderts. Wie die aktuellen Er-
eignisse zeigen, können Hoch-
wasser und Sturzfluten für klei-
ne Gemeinden eine existenzielle 
Bedrohung sein. Glauber zufol-
ge „werden wir die Kommunen 
in Zukunft noch stärker unter-
stützen, vor Ort den Schutz vor 
Hochwasser und Starkregen ge-
zielt zu verbessern“.

Dazu zählt auch die Realisie-
rung von Flutpoldern. Laut ei-
ner aktuellen Studie sind sie 
notwendig für einen bestmögli-
chen Hochwasserschutz an der 
Donau. Wie der Minister erläu-
terte, kann am Pegel Straubing 
der maximale Wasserstand mit 
dem Flutpolderprogramm um 
knapp 40 Zentimeter gesenkt 
werden, am Pegel Deggendorf 
um bis zu 24 Zentimeter. Der 
Polder Bertoldsheim allein be-
wirkt am Pegel Ingolstadt eine 
entsprechende Absenkung von 
über 20 Zentimetern. Die Wir-
kung der Flutpolder wurde an-
hand mehrerer teilweise groß-
räumiger sogenannter Überlast-
fallereignisse berechnet, die als 
Katastrophenhochwasser deut-
lich über ein HQ100 hinausge-
hen.

Rückhaltebecken an den Zu-
flüssen können den Hochwasser-
schutz an der Donau unterstüt-
zen, aber nicht ersetzen, so die 
Untersuchung: Die Wirkung von 
großen Flutpoldern an der Do-
nau ist deutlich positiver als von 
Rückhaltebecken an den Zuflüs-
sen. Das gleiche Rückhaltevolu-
men in Hochwasserrückhaltebe-
cken im Einzugsgebiet reduziert 
den Hochwasserscheitel weniger 
als halb so weit wie Flutpolder an 
der Donau. Auch wenn das Rück-
haltevolumen an den Seitenge-
wässern verdoppelt würde, kön-
nen im Mittel nur rund 70 Prozent 
der Flutpolder-Wirkung erreicht 
werden.

Auch ein optimiertes Staustu-

fenmanagement kann zusätzliche 
Auswirkungen auf eine Hochwas-
serwelle haben. Der Effekt redu-
ziert die Pegel aber nur im sehr 
niedrigen einstelligen Prozent-
bereich. Und auch die kurzzeiti-
ge Verzögerung durch eine Steu-
erung der Staustufen hat keine 
entscheidende Wirkung auf die 
der Hochwasserwelle.

Noch einmal untersucht wur-
de zudem die Grundwassersitua-
tion an den drei Standorten. Die 
Ergebnisse zeigen, dass eine Re-
alisierung ohne negative Verän-
derungen der Grundwassersitu-
ation für die Anlieger erfolgen 
kann. Dazu wurden numerische 
Grundwassermodelle aufgestellt 
und entsprechende Schutzmaß-
nahmen eingeplant, beispielswei-
se Dichtwände, Drainagen und Si-
cherungsbrunnen.

Das Thema Flutpolder soll im 
Dialog mit der Bevölkerung vor- 
angebracht werden. Erst vor 
kurzem diskutierte Glauber in 
Kelheim mit Kommunalpoliti-
kern und Interessenvertretern 
aus Niederbayern und der Ober-
pfalz.

Streit um den Bau von 
Hochwasserrückhaltebecken

Um den Bau der Hochwasser-
rückhaltebecken ist ein Streit ent-
brannt, nachdem das Umweltmi-
nisterium einen konkreten Vor-
schlag entwickelt hat. Zusätzlich 
zu den sieben bereits gesetzten 
Standorten Leipheim, Helmerin-
gen, Neugeschüttwörth, Riedens-
heim, Großmehring, Katzau und 
Öberauer Schleife soll der Stand-
ort Bertoldsheim (Kreis Neu-
burg-Schrobenhausen) beibehal-
ten werden. Die geplanten ge-
steuerten Flutpolder in Wörthhof 
und Eltheim (Kreis Regensburg) 
können nach diesem Vorschlag 
zu einer wirkungsgleichen Vari-
ante mit einem Rückhaltevolu-
men von rund 30 Millionen Kubik-
metern zusammengefasst wer-
den. Im Koalitionsvertrag hatte 
die Staatsregierung den Polder-
bau 2018 ad acta gelegt. Hierauf 
berufen sich die Gegner der Bau-
maßnahme, zu denen Kommunal-
politiker, Landwirte und Natur-
schützer zählen.

Flutpolder sind alternativlos

Nach Glaubers Auffassung sind 
die Flutpolder alternativlos. Er 
appellierte an die Solidarität der 
Bürger an den geplanten Stand-
orten an der oberen Donau. Die 
Polder könnten im Hochwasser-
fall geflutet und somit Wasser-
mengen aus dem Fluss genom-
men werden, um flussabwärts 
liegende Regionen vor Über-
schwemmungen zu schützen. Der 
Minister sicherte Landwirten, de-
ren Äcker und Wiesen im Bereich 
der Polder liegen würden, eine 
100-prozentige Entschädigung 
für Ernteausfälle zu, falls die Pol-
der geflutet werden müssten.

Die Poldergegner, wie zum Bei-
spiel der Landrat des Landkreises 
Neuburg-Schrobenhausen, Peter 
von der Grün, setzen unter ande-
rem auf einen dezentralen Hoch-
wasserschutz an den Zuflüssen 
zur Donau. Sein Landkreis solle 
nicht zum Auffangbecken wer-
den. Auch Josef Schütz, Bürger-
meister der Stadt Wörth an der 
Donau, bezweifelt die Wirksam-
keit der Flutpolder. Zu befürch-
ten seien negative Auswirkun-
gen der Baumaßnahme auf das 
Grundwasser und die Trinkwas-
serqualität.� DK

Hochwasserschutzdamm an der Donau bei Oberelchingen:

Erfolgreich saniert und gleichzeitig 
ökologisch aufgewertet

Bei der Staustufe Oberelchingen, einem Wasserkraftwerk der 
Obere Donau Kraftwerke AG (ODK), hat die LEW Wasserkraft 
GmbH als Betreiberin des Kraftwerks die Sanierungsarbeiten 
an den Dämmen und Deichen erfolgreich abgeschlossen. Da-
bei erfolgte auch eine Verlängerung der sogenannten Öko-Ber-
men, die vor drei Jahren an der Staustufe angelegt wurden. Im 
Vorfeld der Baumaßmaßnahmen hat LEW Wasserkraft im Be-
reich der Staustufe bereits an vier Standorten Reptilienhab-
itate errichtet. Die Kosten für das Gesamtprojekt beliefen sich 
auf rund eine Million Euro und wurden vom Kraftwerkseigen-
tümer, der ODK, getragen.

Hintergrund der Maßnahme 
waren die gestiegenen Anforde-
rungen an den Hochwasserschutz. 
Bei der Unterhaltsmaßnahme hat 
LEW Wasserkraft den Damm des-
halb auf einer Länge von etwa 
drei Kilometern flussaufwärts der 
Staustufe um 10 bis 40 Zentime-
ter erhöht und statisch ertüchtigt. 
So wurde der Hochwasserschutz 
in diesem Bereich noch einmal 
deutlich verbessert.

Anknüpfung an 
erfolgreiches Projekt

Die Maßnahme fand auf bei-
den Uferseiten statt. Auf beiden 
Seiten wurden die Dämme dabei 
nicht nur erhöht, sondern auch 
ökologisch aufgewertet. Damit 
knüpft LEW Wasserkraft an ein 
erfolgreiches Projekt an: Vor 
drei Jahren hat das Unterneh-
men hier bereits auf einer Län-
ge von etwa 500 Metern soge-
nannte Öko-Bermen, also natur-

nahe Dämme, errichtet. In die-
sem Abschnitt wurde der Damm 
damals schon erhöht und ver-
breitert und gleichzeitig ökolo-
gisch aufgewertet. Die Maßnah-
me war Teil des europaweit ein-
maligen Projekts „INADAR“ und 
hatte das Ziel, den Hochwasser-
schutz zu verbessern und gleich-
zeitig ökologisch wertvolle Le-
bensräume für Tiere und Pflan-
zen zu schaffen. 

Wege während der Arbeiten 
nur eingeschränkt passierbar

Die Bauarbeiten zur Dammsa-
nierung haben Anfang Septem-
ber begonnen. Aufgrund der 
langen Winterperiode mussten 
die Arbeiten im Dezember ein-
gestellt werden und konnten 
erst im April fortgesetzt wer-
den. Nun hat LEW Wasserkraft 
die Sanierung erfolgreich ab-
geschlossen. Im Zuge der Bau-
arbeiten hat das Unternehmen 

auch die Dammwege erneu-
ert. Während der Bauarbeiten 
musste aus Sicherheitsgründen 
der Weg auf der Dammkrone 
komplett gesperrt werden. „Wir 
bedanken uns bei allen Gemein-
den, Anliegern und Passanten 
für das Verständnis. So konnten 
wir die Bauarbeiten reibungs-
los durchführen und den sanier-
ten Abschnitt nun wieder freige-
ben“, sagt Lars Leifeld, Projekt-
leiter bei LEW Wasserkraft.

Reptilienhabitate  
als Ersatzlebensräume

Im Vorfeld der Sanierungs-
arbeiten hat LEW Wasserkraft 
im Bereich der Staustufe be-
reits an vier Standorten Reptili-
enhabitate in Abstimmung mit 
der Unteren Naturschutzbehör-
de des Landkreises Neu-Ulm ge-
baut. Die Habitate bestehen aus 
größeren Steinen und Wurzel-
stöcken, in die sich Eidechsen, 
Blindschleichen, Nattern oder 
andere Reptilien zurückziehen 
können. Die Habitate bleiben 
dauerhaft bestehen. 

Die Maßnahmen zur Dammsa-
nierung fanden im Einklang mit 
den geltenden Bestimmungen 
des Natur- und Vogelschutzes so-
wie des Trinkwasserschutzes statt 
und waren mit den anliegenden 
Kommunen und dem Landrats- 
amt Neu-Ulm abgestimmt.� r

eine Arbeitshilfe zur Beurteilung 
der Randbedingungen und zur Ein-
schätzung erforderlicher, relevan-
ter Angaben zur Verfügung. Die 
Durchführung der Eigenüberwa-
chung und insbesondere die Kon-
trolle der Lastannahmen werden 
durch die Prüfingenieure bei den 
Baustellenbesuchen innerhalb der 
RAL-Gütesicherung geprüft.� r
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Trinkwasserqualität sichern – 
aber wie?

Schutzgebiete und grundwasserschonende Landwirtschaft: Da-
mit plant die Politik für kommende Generationen die Trinkwas-
serqualität in Bayern zu sichern. Impulse dazu, wie das gelingen 
kann, gaben Experten in einer Anhörung im Umweltausschuss 
des Bayerischen Landtags. Dabei wurde der Appell an die Kom-
munen laut, Stadtgebiete „wassersensitiv“ umzubauen. Auf ih-
rer Klausurtagung schrieb die CSU-Fraktion zudem eine staatliche 
Trinkwasser-Garantie im gemeinsamen Wahlprogramm von CDU 
und CSU fest.

Die aktuelle Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts 
zum Klimaschutzgesetz ist ein 
Appell an alle Akteure, die Le-
bensgrundlagen der kommen-
den Generationen nachhaltig 
zu schützen. Dies schließt auch 
eine sichere öffentliche Was-
serversorgung und Abwasser- 
entsorgung mit ein. Doch die 
Grundwasserbelastung in Bay-
ern ist bereits seit einiger Zeit 
ein Problem – vor allem durch 
die Belastung durch Nitrat und 
Pflanzenschutzmittel. Im Rah-
men einer Expertenanhörung 
diskutierten Abgeordnete, Wis-
senschaftler und Verbandsver-
treter wie die Trinkwasserquali-
tät in Bayern gewährleistet wer-
den kann.

Wasserkreislauf entscheidend

Gunnar Braun, Geschäftsfüh-
rer des Verbandes Kommunaler 
Unternehmen e. V., Landesgrup-
pe Bayern führte in seiner Stel-
lungnahme aus, dass die Quali-
tät der Gewässer in der Fläche 
mit einem guten Zustand des 
Wasserkreislaufs beginne. Nur 
wenn der Wasserkreislauf intakt 
sei, könnten hochwertige und 
reichhaltige Wasserressourcen 
über die technische Infrastruk-
tur einer Wassernutzung zu-
gänglich gemacht werden. Zwar 
könne die Wasserqualität bei-
spielsweise auch durch Wasser-
aufbereitungsanlagen technisch 
optimiert werden. Dies verursa-
che aber hohe Kosten. Daher sei 
die Wasserwirtschaft grundsätz-
lich auf den Erhalt und die Funk-
tionalität des natürlichen Was-
serkreislaufs angewiesen, un-
terstrich Braun.

Kooperation zwischen 
Land und Stadt

Prof. Dr.-Ing. Frank Kolb, De-
kan der Fakultät Umweltingeni-
eurwesen der Hochschule Wei-
henstephan-Triesdorf, hob her-
vor, dass Wasserschutz nicht nur 
ländliche, sondern auch urba-
ne Gebiete in den Fokus rücken 
müsse. So müssten Stadtgebie-
te „wassersensitiv“ umgebaut 
werden. Im ländlichen Raum 
könnten Kooperationsprojekte 
zwischen Landwirten und Was-
serschutzinitativen gewünschte  
Effekte erzielen. Hierbei gelte 
das Minimierungsgebot: Die 
Vermeidung von stofflichen 
Einträgen in das Grundwasser 
durch Wasserschutzgebiete sei 
einer Aufbereitung von Wasser 
vorzuziehen.

Schutz der Böden

Prof. em. Dr. Dr. h.c. Alois 
Heißenhuber, ehem. Leiter des 
Lehrstuhls für Produktions- 
und Ressourcenökonomie an 
der Technischen Universität 
München-Weihenstephan un-
terstrich, dass ein wirksamer 
Schutz von Grundwasser und 
Oberflächenwasser ohne um-
fassenden Schutz der Böden 
nicht denkbar sei. Böden seien 
ein zentraler Baustein im Was-
serkreislauf, minimierten als Fil-
ter und Puffer den Eintrag von 
Schadstoffen ins Grundwasser 
und seien zudem eine essenzi-
elle Voraussetzung für den Was-
serrückhalt in der Fläche. Ge-
sunde Böden erleichtern nicht 
nur die Infiltration von Nieder-
schlagswasser in den Unter-

grund, sondern ermöglichten  
auch nachhaltiges Pflanzen-
wachstum, machte Heißenhu-
ber deutlich.

Wirksamer  
Grundwasserschutz

Dr. Marlene Gruber, Projekt- 
koordinatorin Landwirtschaft/ 
Grundwasserschutz des Was-
serzweckverbands Rottenbur-
ger Gruppe, forderte beim The-
ma Grundwasserschutz „mehr 
staatliche Vorsorge, statt teu-
rer Nachsorge“. Die Tatsache, 
dass in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten in Bayern mehrere 
Brunnen hätten schließen müs-
sen, verdeutliche die Notwen-
digkeit eines wirksamen Grund-
wasserschutzes. Insbesondere  
der ökologische Landbau sei ge-
eignet, z. B. die Nitrateinträge 
zu verringern und so zu einem 
intakten Wasserkreislauf beizu-
tragen: Denn ein geschlossener 
betrieblicher Nährstoffkreislauf 
sei eines der Kernprinzipien der 
Biolandwirtschaft.

Woher kommt  
die Nitratbelastung?

Prof. em. Dr.-Ing. Wolfgang 
Günthert, ehem. Leiter des 
Lehrstuhls für Siedlungswas-
serwirtschaft und Abfalltech-
nik der Universität der Bundes-
wehr, erklärte in diesem Zusam-
menhang, dass sich die Nitrat-
belastung des Grundwassers 
aus den Einträgen ergebe, wo-
bei einerseits zwischen diffu-
sen Einträgen aus der Landwirt-
schaft infolge von Düngung und 
Einträgen aus der Abwasserbe-
seitigung unterschieden wer-
den müsse. Andererseits beste-
hen laut Günthert auch diver-
se punktuelle Einträge u. a. aus 
Kläranlagen. Dies gelte es bei 
der Diskussion um eine nach-
haltige Wasserwirtschaft zu be-
rücksichtigen.

Maximilian Zinnbauer vom 
Thünen-Institut gab zu beden-
ken, dass die Gründe für Nitrat-
belastungen von Grundwasser 
vielfältig seien. Neben mensch-
lichen Ursachen würden der-
artige Belastungen in starkem 
Maße auch von hydrogeologi-
schen und klimatischen Bege-
benheiten beeinflusst. Inwie-
fern frei im Boden vorliegende 
Stickstoffmengen in das Grund-
wasser gelangen könnten, hin-
ge nicht nur von der betriebe-
nen Landwirtschaft, sondern 
auch vom jeweiligen Standort 
ab. Aufgrund von Abbauprozes-
sen und klimatisch bedingten 
Verdünnungseffekten könnten 
daher gleiche Emissionsmengen 
an unterschiedlichen Standor-
ten zu unterschiedlichen Nitrat-
konzentrationen im Sickerwas-
ser führen. Eine Gesamtbeurtei-
lung muss laut Zinnbauer daher 
unbedingt in Abhängigkeit vom 
Standort erfolgen.

Landwirtschaft setzt sich ein

Stefan Köhler, Umweltpräsi-
dent des Bayerischen Bauern-
verbandes, betonte, dass der 
Bayerische Weg beim Gewäs-
serschutz erfolgreich sei. Als Be-
weis dafür führte er auf, dass 
die Qualität des Grundwassers 
in Bayern deutlich über dem 
Bundesdurchschnitt liege. Laut 
Köhler bestätige auch der bay-
erische Nitratbericht 2019 eine 

konstante bis leicht rückläufige 
Nitratbelastung im Rohwasser 
der Trinkwassergewinnung. Mit 
Blick auf das deutsche Mess-
netz lagen im Zeitraum 2016 
bis 2018 bundesweit rund 17 
Prozent der Messstellen über 
50 mg/l – im bayerischen Teil-
netz seien es dagegen nur rund 
sechs Prozent, so Köhler. Dies 
zeige auch, dass die Landwirtin-
nen und Landwirte bereit seien, 
„Leistungen für Umwelt- und 
Naturschutz zu erbringen“. Be-
reits heute würde jeder zweite 
Landwirt auf jedem dritten Hek-
tar freiwillige Maßnahmen über 
die Agrarumweltprogramme 
„Bayerisches Kulturlandschafts-
programm und Bayerisches Ver-
tragsnaturschutzprogramm“ 
(KULAP und VNP) umsetzten.

Kritik an Planungssicherheit

Berthold Niehues, Leiter des 
Bereichs Wasserversorgung des 
Deutschen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches e. V. (DVGW) er-
gänzte, dass ein erheblicher Teil 
der Wasserschutzgebiete oft-
mals nicht ausreichend groß be-
messen sei: Die bestehenden 
Wasserschutzgebiete seien häu-
fig zu klein, um eine Resilienz ge-
gen chemische und (mikro-)bio-
logische Beeinflussungen bspw. 
durch die Landwirtschaft oder 
Starkregenereignisse zu entwi-
ckeln. Zum anderen dauere die 
Ausweisung von Wasserschutz-
gebieten schlichtweg zu lange, 
weil unter anderem die Verfah-
ren zu komplex seien, so Niehu-
es. Daraus resultiere, dass die 
bayerische Wasserversorgung 
oft ohne Planungssicherheit 
agieren müsse und damit drin-
gende Investitionen oftmals nur 
verzögert oder nicht vorgenom-
men werden könnten.

Dr. rer. nat. Kai Zosseder, vom 
Lehrstuhl für Hydrogeologie der 
Technischen Universität Mün-
chen kritisierte die Personalredu-
zierung in der Verwaltung, worun-
ter auch die Genehmigungspraxis 
in allen wasserwirtschaftlichen 
Fragen leide. Das wichtige Zu-
kunftsthema Grundwasser müs-
se auch von Seiten der Verwal-
tung und der Genehmigungspra-
xis mit fachlich hoch qualifizier-
ten Mitarbeitern ausgestattet 
sein. Darüber hinaus sprach sich 
Zosseder für ein künftig erwei- 
tertes Grundlagenforschungs- 
und Monitoring-Programm aus, 
das wichtige Zukunftsthemen im 
Grundwasserbereich in den Fo-
kus nehmen solle.

CSU unterstützt  
kooperativen Umweltschutz

In der anschließenden Diskus-
sion warf Patrick Friedl (Bünd-
nis 90/Die Grünen) der Regie-
rung vor, dass der Bayerische 
Weg beim Trinkwasserschutz 
aufgrund einer falschen Agrar-
politik gescheitert sei. Florian 
von Brunn (SPD) führte aus, dass 
eine Erweiterung von Wasser-
schutzgebieten gesetzlich ver-
einfacht werden müsse. 

Eric Beißwenger (CSU), stellv. 
Ausschussvorsitzender, erläu-
terte, dass nachhaltiger Grund-
wasserschutz bedeute, Verun- 
reinigungen erst gar nicht ein-
treten zu lassen. Um die „her- 
ausragende Qualität des ba- 
yerischen Trinkwassers zukünf-
tig zu sichern“, brauche es in 
Wasserschutzgebieten und Trink-
wassereinzugsgebieten eine be-
sonders grundwasserverträgli-
che Bodennutzung. Deren Um- 
setzung sei bereits durch Was-
sergesetze, das Landesentwick-
lungsprogramm Bayern, die 
Wasserrahmenrichtlinie und die 
neue Grundwasserrichtlinie der 
EU gesichert. 

Um Nitrat-Einträge zu verrin-

gern, seien daher keine pau-
schalen Beschränkungen für 
Stickstoffdüngung oder plan-
wirtschaftliche Konzepte nötig. 
„Das funktioniert auch in ande-
ren Bundesländern nicht und 
würde bei unseren unterschied-
lichen Anbauverhältnissen in  
Bayern nicht passen“, fügte 
Beißwenger als Begründung 
hinzu. Wesentlich für die CSU- 
Fraktion sei der kooperative 
Umweltschutz, sie setzt hier 
insbesondere auf Freiwilligkeit, 
die das Ordnungsrecht ergänzt. 
Hierzu gäbe es bereits rund 
200 unterschiedliche Formen 
von Kooperationen zwischen 
Wasserversorgern und Land-
wirten.

Staatliche  
Trinkwasser-Garantie

Auf der CSU-Klausurtagung 
wurde zudem eine rechtlich 
bindende „öffentliche Eigen-
tums-Garantie für das Trinkwas-
ser“ festgeschrieben. Denn die 
Kommunen lieferten den Bür-
gern seit Jahrzehnten Trinkwas-
ser in Topqualität. Die CSU-Frak-
tion sieht die Trinkwasserver-
sorgung bei der öffentlichen 
Hand gut aufgehoben, weil sie 
einerseits die Qualität sichere 
und andererseits Spekulations-
geschäfte ausschließe.

Claudia Ehrensberger, Vize-
präsidentin der Allianz der öf-
fentlichen Wasserwirtschaft e.V.  
(AöW) erklärte hierzu: „Wir be-
grüßen ausdrücklich, dass auf 
der CSU-Klausurtagung die 
Trinkwasserversorgung in öf-
fentlicher Hand in den Fokus ge-
rückt wird. Das Thema ist auf-
grund der Herausforderungen 
aktueller denn je und betrifft 
bundesweit die gesamte öffent-
liche Wasserwirtschaft. Vor al-
lem muss der heutige Rechts-
rahmen für die öffentliche Was-
serwirtschaft gestärkt bzw. wei-
terentwickelt werden, damit die 
Zusammenarbeit und Koopera-
tion in der öffentlichen Wasser-
wirtschaft, aber auch mit weite-
ren Akteuren wie Städte und Ge-
meinden finanziell verbessert 
und Organisationsformen der 
interkommunalen Zusammenar- 
beit möglich gemacht werden 
können.“

AöW-Positionspapier 
zu wasserpolitischen 
Forderungen

Zur diesjährigen Bundestags-
wahl hat die AöW ihre wasser-
politischen Forderungen in ei-
nem Positionspapier zusam-
mengefasst. Im Kern der For-
derungen stehen geeignete 
finanzielle Rechtsrahmen zur 
Unterstützung von Kooperatio-
nen in der öffentlichen Wasser-
wirtschaft, nachhaltige Ausrich-
tung der Gewässerpolitik sowie 
Klimapolitik mit der öffentlichen 
Wasserwirtschaft.� red

Bachpatenschaften der 
Stadt Würzburg

Der Mensch lebt vom Wasser und am Wasser. Gewässer erleben, 
Tiere, Pflanzen und Lebensräume entdecken und untersuchen, 
verstehen und zu schützen ist eine spannende, praktische und 
verantwortungsvolle Aufgabe.

Ein Element des praktischen 
Gewässerschutzes sind Bachpa-
tenschaften, bei denen Bürge-
rinnen und Bürger die Gestal-
tung und Pflege der Gewässer 
und Uferbereiche ehrenamt-
lich unterstützen. In Würzburg 
ist eine Patenschaft an der Kür-
nach etabliert. Die Stadt Würz-
burg möchte diese Möglichkeit 
ausweiten und auch zu weite-
ren Patenschaften einladen, 
zum Beispiel für den Dürrbach, 
Heigelsbach, Fuchsstädter Bach 
und Reichenberger Bach.

Interessierte Bürger, Anwoh-
ner oder Vereine können ein Ge-
wässer bzw. ein Abschnitt eines 
Gewässers übernehmen und da- 
durch zu „Bachpaten“ werden.  
Bachpaten sind Personen, Grup-
pen oder Vereine, die in die 
Pflichten und Aufgaben des Un-
terhaltungspflichtigen eines Ge- 
wässers einbezogen werden. 
Aber auch der Tatendrang von 
Schulklassen mit  engagier-
ten Lehrerinnen und Lehrern ist 
herzlich willkommen. Hier kön-
nen u.a. theoretische Lerninhal-
te aus dem Unterricht mit prakti-

schen Maßnahmen am Gewässer 
kombiniert werden.

Bewusstsein für 
die Natur wecken

Der Wunsch der Stadt Würz-
burg ist es, praktisch, dauerhaft 
und mit Spaß Menschen zu ge-
winnen, die sich für eine Verbes-
serung „ihrer“ Gewässer einset-
zen möchten. Durch sinnvolle 
gewässerökologische Maßnah-
men und Aktionen, wie z. B. Ge-
wässeruntersuchungen, Bepflan-
zungen oder Ufergestaltung wird 
das Bewusstsein für die Natur 
geweckt oder verstärkt.

Auch Klimabürgermeister Mar-
tin Heilig begrüßt die Aktion: 
„Durch die enge Kooperation von 
Bachpaten mit der Stadt Würz-
burg als unterhaltungspflichtige  
Behörde kann ein großer Erfolg 
für unsere Gewässer erreicht 
werden, denn Gewässerschutz 
ist aktiver Naturschutz. Nicht zu-
letzt sind schon so manche Be-
pflanzungen und Renaturierungs-
maßnahmen auf die Initiative von 
Bachpaten zurückzuführen“.� r

Markt Gangkofen:

BMU fördert 
Kläranlagentechnik

Der Markt Gangkofen im niederbayerischen Landkreis Rot-
tal-Inn setzt auf Klimaschutz: Er baut seine Kläranlage ener-
gieeffizient um. Zum Start der Kläranlagensanierung über-
reichte Florian Pronold, Parlamentarischer Staatssekretär im 
Bundesumweltministerium, Bürgermeister Matthäus Mandl 
einen Förderscheck über rund 580.000 Euro.

Klimafreundliche Abwasserbewirtschaftung

Pronold zeigte sich überzeugt, „dass dieses Projekt eine 
bundesweite Ausstrahlung entfaltet und zum Vorbild für 
klimafreundliche Abwasserbewirtschaftung werden kann“. 
Im Zuge der Sanierung werden Kompressoren für die Belüf-
tungstechnik im Belebungsbecken und Pumpen auf der ge-
samten Anlage eingebaut, die dem neuesten Stand der Tech-
nik entsprechen. Zudem wird durch die Optimierung der Pro-
zessführung in der Kläranlage die Energieeffizienz deutlich 
gesteigert. Mit einer Treibhausgasminderung von etwa 1.200 
Tonnen CO2 leistet dieses Vorhaben über die gesamte Le-
bensdauer hinweg einen wichtigen Beitrag zum lokalen Kli-
maschutz.

Die Sanierung von Kläranlagen wird ebenso wie die Er-
stellung und Umsetzung von Klimaschutzkonzepten über die 
Kommunalrichtlinie im Rahmen der Nationalen Klimaschutz- 
initiative NKI gefördert. Im Zuge des Corona-Konjunkturpro-
gramms sind die Förderbedingungen erheblich verbessert 
worden, indem Förderquoten erhöht, Eigenanteile gesenkt 
und die Förderbedingungen für finanzschwache Kommunen 
optimiert wurden. Die verbesserten Förderbedingungen gel-
ten noch bis Ende dieses Jahres. Anträge für die Kommunal-
richtlinie können ganzjährig gestellt werden.� DK

https://www.buchermunicipal.com/de/de
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich bin Bezirkstagspräsident 
von Oberbayern. Oberbayern 
besteht als größter der sieben 
Bezirke aus drei kreisfreien 
Städten und 20 Landkreisen 
mit insgesamt rund 4,6 Millio-
nen Bürgerinnen und Bürgern.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 

Der oberbayerische Bezirks-
tag hat mich am 23. Oktober 
2008 zum ersten Mal zu sei-
nem Präsidenten gewählt. Ak-
tuell bin ich in meiner dritten 
Amtszeit.
Was war Ihr persönlicher An-

senherausforderung. Die von  
uns finanzierten Einrichtun-
gen und Dienste für Menschen 
mit Behinderungen sind seit 
fast eineinhalb Jahren im Aus-
nahmezustand. Mit unserem 
Rettungsschirm haben wir si-
chergestellt, dass sich keine 
Einrichtung während dieser 
schweren Krise Sorgen ums 
Geld machen muss.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Die Pandemie wird uns si-
cher noch einige Zeit beschäf-
tigen. Intern geht es für uns 
um die Weiterentwicklung des 

Josef Mederer
Bezirkstagspräsident von Oberbayern

reiz in die Kommunalpolitik zu gehen?
Ich wollte immer Gestalter und Macher sein 

und etwas bewegen für die Menschen – zu-
erst in der Gemeinde Schwabhausen, in der 

ich 18 Jahre Bürgermeister war, und jetzt als 
Bezirkstagspräsident. In keiner anderen poli-
tischen Ebene wie im Kommunalen kann man 
so viel gestalten und eigene Projekte von der 
ersten Idee bis zu konkreten Umsetzung so 
eng begleiten.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Da ist zum einen mein langjähriges ehren-
amtliches Engagement beim Kolpingwerk und 
beim BRK. Beruflich war ich in den Verwaltun-
gen von Stadt und Landkreis Dachau tätig, spä-
ter Verwaltungsleiter der Gemeinde Schwab-
hausen. Die Breite der Themen, mit denen ich 
dort befasst war, war die beste Vorbereitung 
– auch auf mein Amt als Bezirkstagspräsident.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Mein Amtsantritt als Präsident fiel in ei-
ne überaus herausfordernde Zeit. Wir haben 
2008 die ambulanten Eingliederungshilfen von 
den Landkreisen und kreisfreien Städten über-
nommen. Wir mussten für einen reibungslosen 
Übergang sorgen, damit tausende Menschen 
mit Behinderungen ihre Leistungen nahtlos 
weiter erhalten haben. Zudem haben wir da-
mals unsere Bezirkskliniken in ein Kommunal- 
unternehmen, die Kliniken des Bezirks Ober-
bayern (kbo), umgewandelt – eine spannen-
de, aber auch komplexe Aufgabe, die wir er-
folgreich umgesetzt haben. Damals gab es drei 
große Klinikstandorte, heute haben wir an 50 
Standorten in Oberbayern wohnortnahe Be-
handlungsangebote für Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Die soziale Landschaft in der Corona-Pan-
demie zu erhalten und zu sichern, ist eine Rie-

Bezirks Oberbayern. Ökologie und Nachhaltig-
keit sind hier sehr wichtige Themen. 2030 wol-
len wir im Bezirk CO₂-neutral sein. Außerdem 
beschäftigen wir uns intensiv mit der Erinne-
rungskultur und der Verantwortung unserer 
Kliniken für die Patientenmorde während der 
NS-Diktatur. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Chancen erkennen und nutzen. Ganz wich-
tig ist es, draußen unterwegs zu sein, um mit 
den Menschen zu reden und ihnen gut zuzuhö-
ren. Dann weiß man immer, wo sie gerade der 
Schuh drückt. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Offenheit, Ehrlichkeit und Transparenz sind 
für mich die Basis für eine gelingende Zusam-
menarbeit. Wichtig ist auch, andere Meinun-
gen auszuhalten und zu respektieren. Diese 
Grundsätze bringe ich in all unsere Bespre-
chungen in der Bezirksverwaltung und die Gre-
mienarbeit im Bezirkstag ein. Ich bin damit  
bisher sehr gut gefahren, denn ich erlebe auf 
allen Ebene ein kollegiales Miteinander auf  
Augenhöhe.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die bayerischen Verwaltungen hinken in der 
Digitalisierung hinterher. Da haben alle Ver-
waltungen – auch der Bezirk Oberbayern – 
Nachholbedarf, zum Beispiel bei der digitalen 
Antragstellung und Bearbeitung. Die Zukunft 
ist digital, aber nicht nur. Den Kontakt zu den 
Bürgerinnen und Bürgern dürfen wir keines-
falls verlieren.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Optimismus, Herzlichkeit und eine Portion 
Gelassenheit! Frei nach Don Bosco halte ich 
mich an das Motto: „Gutes tun, fröhlich sein 
und die Spatzen pfeifen lassen.“
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Als bürgernaher, verantwortungsvoller Ge-
stalter mit einem offenen Ohr für die Sorgen 
und Nöte der Menschen. � r
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Inklusionspreise des Bezirks Oberpfalz:

Für fairen Umgang miteinander
Das Netzwerk Inklusion des Landkreises Tirschenreuth, die Kontakt-
gruppe für Menschen mit und ohne Behinderung Furth im Wald und 
der Oberpfälzer Bezirksverband des „Bayerischen Behinderten- und 
Rehabilitations-Sportverbands Bayern (BVS)“ wurden mit dem Co-
rona-bedingt erst in diesem Jahr übergebenen Inklusionspreis 2020 
des Bezirks Oberpfalz ausgezeichnet. „Inklusion ist in der Oberpfalz 
angekommen und wird gelebt“, hob Bezirkstagspräsident Franz Löff-
ler hervor.

Ebenso wie die weiteren Preis-
träger wurde das Netzwerk Inklu-
sion des Landkreises Tirschen-
reuth mit seinem Projekt „Demo-
kratie-Werkstatt für alle“ mit ei-
ner Auszeichnung in Höhe von 
3.000 Euro bedacht. Landrat Ro-
land Grillmeier zufolge wird Wis-
sen über die Möglichkeiten ver-
mittelt, mit der Politik in den Di-
alog zu kommen. Dies zeige auch 
die aktuelle Studie des Netzwerks 
‚Corona und Inklusion‘, machte 
der Landkreischef deutlich.

Vorgänger des Netzwerks In-
klusion im Landkreis Tirschen-
reuth war das ebenfalls vom Be-
zirk Oberpfalz unterstützte Mo-
dellprojekt „Inklusive Gemein-
de VG Mitterteich“. So würdigte 
Mitterteichs Bürgermeister Ste-
fan Grillmeier den Erfolg beider 
Netzwerke: „Demokratie und ge-
sellschaftlicher Zusammenhalt, 
diese beiden Themen gehören 
zusammen. Das zeigt auch die 
Demokratie-Werkstatt in vielen 
Veranstaltungen, unter anderem 
mit Beispielen aus und um Mit-
terteich herum. In Mitterteich 
hat es 2011 angefangen – das 
wollen wir fortsetzen und uns 
weiter für Inklusion einsetzen.“

Seit 1995 finden die „unBehin-
derten Kulturtage Furth im Wald“ 
statt. Aus der Taufe gehoben hat 
die bis zur Pandemie jährlich 

stattgefundenen Kulturtage vor 
allem Wera Müller, frühere So-
zialreferentin der Stadt Furth im 
Wald, und die von ihr gegründe-
te Kontaktgruppe für Menschen 
mit und ohne Behinderung. Die 
Menschen gestalten gemeinsa-
me Gottesdienste, sind im Chor 
aktiv, engagieren sich in Kunst-
aktionen und vieles mehr. „In-
klusion bedeutet im Idealfall, es 
spielt im Alltag keine Rolle mehr, 
ob ein Mensch behindert ist oder 
nicht“, betonte Bezirkstagspräsi-
dent Löffler. Er unterstrich, dass 
die Gesellschaft erkennen müsse, 
was Menschen mit Behinderung 
für die Gemeinschaft leisten kön-
nen. „Für diese Bewusstseinsän-
derung ist aber noch Luft nach 
oben!“ stellte Löffler fest.

Kulturtage jährlich  
an verschiedenen Orten

Altersbedingt wird sich Wera 
Müller aus der Organisation der 
Kulturtage zurückziehen. Künftig 
werden die „unBehinderten Kul-
turtage“ unter dem Titel „unBe-
hinderte Kulturtage des Landkrei-
ses Cham“ im jährlichen Wech-
sel an verschiedenen Orten des 
Landkreises stattfinden. Der Auf-
takt soll diesen Herbst in Cham 
erfolgen, zudem ist ein Work-
shop in der Radwerkstatt in Arn-

schwang geplant. Landrat Löffler 
bezeichnete Müller als „ein Ju-
wel“ für den Landkreis, die gro-
ße Fußstapfen hinterlassen habe.

Für seinen alljährlich durchge-
führten „Inklusiven Tag der Be-
wegung“ wurde der Oberpfäl-
zer Bezirksverband des Bayeri-
schen Behinderten- und Rehabi-
litations-Sportverbands Bayern 
(BVS) geehrt. Hinter dem „Inklu-
siven Tag der Bewegung“ ste-
cken ein Wander-Tag und ein 
Nordic Walking-Tag – zwei Ta-
ge, die der Bezirksverband Ober-
pfalz des BVS alljährlich gemein-
sam mit einem örtlichen Sport-
verein ausrichtet. „Auch wenn 
diese Tage im vergangenen Jahr 
Pandemie-bedingt nicht stattfin-
den konnten, so sind sie doch seit 
Jahren ein beeindruckendes Bei-
spiel, wie der inklusive Gedan-
ke im Bereich des Sports bestens 
funktioniert“, bekräftigte Löffler.

Bezirks- und Landrätin Tanja 
Schweiger wies darauf hin, dass 
die Teilnahme am Leben insbe-
sondere für Menschen mit Be-
hinderung in der Pandemie be-
sonders schwer sei. Im Landkreis 
Regensburg stünden jetzt zahl-
reiche Initiativen am Start, um 
mit Umsicht Begegnungen wie-
der möglich zu machen. Auch 
BVS-Vorsitzender Frank Reinel 
hofft nach dem Ausfall 2020 in 
diesem Jahr wieder einen „Inklu-
siven Tag der Bewegung“ organi-
sieren zu können. Die Planungen 
liefen bereits. � DK

Geretsried:

Kinderbibliothekspreis 
2021 für Stadtbücherei

Jedes Jahr vergibt die Bayernwerk AG (Bayernwerk) den Kinderbi-
bliothekspreis an fünf bayerische Einrichtungen. Er ist mit jeweils 
5.000 Euro dotiert. Zu den glücklichen Gewinnern gehört in diesem 
Jahr die Stadtbücherei in Geretsried (Landkreis Bad Tölz-Wolfrats-
hausen). Weitere Preisträger in 2021 sind die Stadtbibliothek Münch- 
berg (Landkreis Hof), die Gemeindebücherei Schwarzenfeld (Land-
kreis Schwandorf), und die Gemeindebücherei Altfraunhofen (Land-
kreis Landshut). Da in diesem Jahr die traditionelle Preisverleihung 
im großen Rahmen auf Grund des Infektionsgeschehens nicht mög-
lich war, hat das Bayernwerk die Bücherei besucht und vor Ort im 
kleinen Rahmen gratuliert.

Silke Mall, Leiterin des Bereichs 
Kommunalmanagement Ober-
bayern, hat den Scheck und die 
Urkunde den Leiter Björn Roden-
waldt überreicht: „Danke, dass 
Sie Räume für Fantasie schaffen. 
Bei Ihnen können Kinder und Ju-
gendliche in fantastische Welten 
eintauchen. Sie finden hier buch-
stäblich einen Raum, in dem sie 
immer willkommen sind. Und wo 
sie Wissen und Inspiration fin-
den.“ In seinem Grußwort dank-
te Bürgermeister Michael Müller 
den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern und hob die Bedeu-
tung der Bücherei für Gerets-
ried hervor: „Ich freue mich über 
die Verleihung des Kinderbiblio-
thekspreises, die wir vor allem 
dem starken Engagement des 
Teams unserer Bücherei zu ver-
danken haben. Gerade in diesen 

V.l.: Bayernwerk Kommunalmanager Alexander Usselmann, Bür-
germeister Michael Müller, Bayernwerk Regionalleiterin Silke Mall,  
Anja Hagen und Leiter Björn Rodenwaldt von der Stadtbücherei Ge-
retsried.� Bild: Michael Bartels / Bayernwerk

Zeiten ist die Auszeichnung auch 
eine besondere Anerkennung 
von kulturellen Einrichtungen 
und ihren Angeboten auf kom-
munaler Ebene.“ Ute Palmer, Lei-
terin der Landesfachstelle für das 
öffentliche Bibliothekswesen der 
Bayerischen Staatsbibliothek, hat 
die Fachjury vertreten. Ihre Kol-
legin Christin Stegerhoff erklärte 
bei der Preisverleihung, warum 
die Gemeindebücherei Gerets-
ried ausgezeichnet wurde.

Bayernweite Leseförderung

Das Bayernwerk setzt sich seit 
Jahren für die Leseförderung bei 
Kindern und Jugendlichen im 
Freistaat ein. Mehr Informatio-
nen finden Interessierte unter 
www.bayernwerk.de/kinderbib-
liothekspreis.� r

Kleinprojekte der Stadt Stein 
im Rahmen des Regionalbudget

Mit dem Regionalbudget der Ländlichen Entwicklung verfügen die 
Gemeinden der Kommunalen Allianz Biberttal-Dillenberg über ein 
eigenes Budget, um eigenverantwortlich kleine Projekte zu fördern. 
In einer digitalen Sitzung wählte das mit regionalen Akteuren be-
setzte Entscheidungsgremium aus 31 Förderanfragen 21 Projekte für 
die Umsetzung aus. 

Zu der Auswahl gehört eine 
bunte Mischung verschiedenster 
Projekte und Themenfelder von 
Mobilität über Biodiversität, Tou-
rismus und sozialem Miteinander 
bis hin zur Stärkung der Ortsker-
ne. Erfreulicher Weise sind auch 
zwei Projekte der Stadt Stein mit 
dabei, die sich dem Thema Inklu-
sion widmen und die eine enga-
gierte und aktive eigenverant-

wortliche ländliche Entwicklung 
unterstützen sowie die regionale 
Identität stärken.

Inklusive Spielgeräte

Stein erhält zum einen ein be-
hindertengerechtes Bodentram-
polin für den Spielplatz Fasanen-
ring. Dieses behindertengerechte 
Bodentrampolin soll ein interak-

tives Spielen der Kinder ermögli-
chen. Außerdem wird es dadurch 
den Stadtteil beleben und den 
Standort des Spielplatzes stär-
ken. Die Kosten für das Trampolin 
liegen bei 7.200 Euro von denen 
80 Prozent gefördert werden.

Zusätzlich wird ein behinderten-
gerechtes Karussell für den Spiel-
platz in der Krümma gefördert. Die 
Kosten liegen bei 16.500 Euro, von 
denen 10.000 Euro gefördert wer-
den. Durch das Karussell wird es 
Rollstuhlfahrern ermöglich aktiv 
am Spielgeschehen mit anderen 
Personen teilzuhaben. 

Inklusion ist das Bestreben

So wie Leon Hickmann. Der 
13-jährige hat das Spielgerät vor 
Ort getestet: „Ich finde es schön, 
dass ich nun auch die Möglich-
keit habe auf diesem Spielplatz 
noch mehr machen zu können“. 
Auch Erster Bürgermeister Kurt 
Krömer überzeugte sich von den 
neuen Investionen: „Wir sind 
sehr froh, die Förderung durch 
das Regionalbudget hier inves-
tiert zu haben. Es ist ein weite-
rer Schritt Richtung Inklusion und 
dies war und wird weiter unser 
Bestreben sein. Schon jetzt ist zu 
sagen: Das Regionalbudget ist ein 
großer Erfolg“, so Krömer. r

Leon testet zusammen mit Uli Bauer (Jugendbeauftragter Stadt Stein) 
und Erstem Bürgermeister Kurt Krömer das neue behindertenge-
rechte Karussell. � Bild: Stadt Stein

http://www.bayernwerk.de/kinderbibliothekspreis
http://www.bayernwerk.de/kinderbibliothekspreis
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„Welch ein Glück, dass die-
ser Kelch an uns vorbeigegan-
gen ist.“ Der Bürgermeister 
dankte seinem Schicksal, dass 
die großen Wetterkaprio-
len dieses Sommers bis jetzt 
an seiner Stadt spurlos vor-
beigegangen sind. Schon ein 
paar Mal blinkte bei der NI-
NA-Warnapp für unsere Regi-
on ein Starkregenereignis auf, 
einmal sogar ein extremes. 
Hagel inklusive. Aber immer sorgte ein glück-
liches Schicksal dafür, dass sich die Unwet-
terfront auflöste oder einfach sich abschwä-
chend weiterzog.

Also wir können über das Warnmanage-
ment des Deutschen Wetterdienstes und des 
Bevölkerungsschutzes nicht klagen. Man muss 
halt die Warnmeldungen abrufen, ernst neh-
men und damit leben, dass manchmal ein Au-
to aus der Tiefgarage gefahren wird, die dann 
doch nicht vollläuft, weil es nicht so schlimm 

gekommen ist, wie zu befürchten war. Dass 
jetzt bloß aufgrund der Tatsache, dass eine 
britische Wetterfröschin per Zufall mal eine 
zutreffende Prognose erstellt hatte und das 
aus Marketinggründen herausposaund, eine 
Grundsatzdiskussion zum Bevölkerungsschutz 
inklusive Rücktrittsforderungen an den Bun-
desinnenminister losgetreten wird, kann nur 
mit Wahlkampf erklärt werden.

Hundertprozentige Sicherheit kann es nicht 
geben. Man kann mit Apps, Sirenen oder SMS 
warnen, wenn Menschen dies ignorieren, sind 
alle diese Anstrengungen nicht schlussend-
lich wirksam. Übrigens haben die wenigsten 
gelernt, die Reaktionen von Tieren zu lesen. 
Wenn Katzen, Vögel, Pferde, ja sogar Hunde 
nervös werden, Fluchtbewegungen machen 
oder irgendwie nicht rund laufen, ist das ein 
ziemlich guter Indikator dafür, dass was nicht 
stimmt – ob Wasser, Feuer oder mitunter  
sogar Erdbeben.

Aber eine Reihe von Politikern, Journalis-
ten und noch mehr Aktivisten haben ja das 
Patentrezept gefunden, um künftig Starkre-
gen, Sturm und Überschwemmungen zu ban-
nen: Das Klima muss geschützt werden! Mit 
Schaum vor dem Mund wird alles beschimpft, 

was bis dato in diesem Land 
politische Verantwortung ge-
tragen hat und dafür ange-
klagt, dass man bisher nicht 
den ganzen Way of life, den 
Wohlstand und die Lebens-
qualität auf dem Altar des Kli-
maschutzes geopfert hat.

Ich bin ja nur ein alter 
schwarzer Kater und deshalb 
vielleicht nicht ganz auf der 
Höhe der Zeit, aber so wich-

tig und sinnvoll es ist, wenn sich Deutschland 
langsam von den fossilen Energieträgern ver-
abschiedet, ebenso wichtig schien es mir, sich 
Gedanken zu machen, wie man die Folgen ab-
schwächen kann, wenn Deutschland allein mit 
seinem 2-Prozent-Anteil an den weltweiten 
CO2-Emissionen das Klima selbst bei strengs-
ter Klima-Austerität nicht wird gerettet haben. 

Auch wenn man größer denkt, sollte man 
immer den Ernstfall im Auge behalten. Denn 
klar, die EU verursacht 9,5 Prozent der schädli-
chen Emissionen weltweit, hier kann Deutsch-
land positiv wirken. Im Jahr 1990 hat Europa 
aber noch ein Drittel emittiert. Haben wir so 
viel eingespart? Eher wahrscheinlich ist wohl, 
dass andere aufgesattelt haben: Fakt ist, der 
Ausstoß von Klimagasen hat sich seit dem Pari-
ser Abkommen nicht vermindert, sondern um 
2,5 Prozent gesteigert. Und wenn die Deut-
schen 2045 klimaneutral sind und die Europä-
er 2050, dann werden die erneuerbaren Ener-
gien weltweit doch nur 22 Prozent des Ener-
giemixes ausmachen, Öl, Gas und Kohle aber 
66 Prozent. Blöd für Greta, Luisa und Co.

Aus meiner Sicht – und Katzen fürchten 
Wasser über die Maßen – sollten sich die Men-
schen also mindestens genauso viele Gedan-
ken über Polder, Renaturierung von Flüssen, 
größere Querschnitte von Abwasserrohren, 
Versickerflächen in Städten und Dach- sowie 
Fassadenbegrünung machen, wie über das 
Verbot von Flugverkehr oder Rinderverzehr zu 
schwadronieren.

Der Bürgermeister setzt als typischer zupa-
ckender Kommunalpolitiker genau da an: An 
der Wurzel und überlässt theoretische, ideo-
logische Diskussionen anderen. Er weiß wie 
der klassische Athener Perikles: „Es kommt 
nicht darauf an, die Zukunft voraus zu sagen, 
sondern darauf, auf die Zukunft vorbereitet zu 
sein.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Hundertprozentige  
Sicherheit gibt es nicht

Gerolzhofen liegt auch digital 
in der Gunst der Kunden

Gerolzhofen wird digitale Einkaufsstadt: Insgesamt 30 Teilnehmer und Teilnehmerinnen nahmen an 
der Online-Auftaktveranstaltung zur „Digitalen Einkaufsstadt“ teil und diskutierten mit.

Die durchschnittliche Bewertung mit 4,4 von 5 möglichen Sternen 
auf Google zeigt, dass die Kunden mit dem Angebot der Stadt Ge-
rolzhofen zufrieden sind. Zu diesem Ergebnis kommt die Beratungs-
gesellschaft cima, die im Auftrag von GerolzhofenAKTIV e.V. einen 
sogenannten Online-Präsenz-Check (OPC) durchgeführt hat. Hierbei 
wurden 242 Unternehmen aus sämtlichen Sparten betrachtet und 
hinsichtlich ihrer digitalen Auffindbarkeit qualitativ bewertet.

Die Auswertung ergab, dass 
man sich insgesamt auf einem 
relativ guten Level befindet, es 
aber beispielsweise bei der An-
wendung von Google noch Mög-
lichkeiten zum Ausbau gibt, da 
teilweise lückenhafte Basisinfor-
mationen vorliegen. cima-Refe-
rent Philipp Schleef erläuterte in 
seinem Analysevortrag Maßnah-
men, mit denen sich das Poten-
tial von Google voll ausschöpfen 
lässt. Des Weiteren prüfte die ci-
ma Unternehmenswebseiten auf 
Rechtssicherheit und Aktualität 
und lobte dabei den mit 89% sehr 
hohen Anteil der Unternehmen, 
die auf ihrer Webseite Kontakt-
formulare und andere Funktio-
nen zur Interaktion mit dem Kun-
den bereitstellen. Die Sichtbar-
keit und Aktivität in den Social 
Media Portalen facebook und in-
stagram wurde ebenso beleuch-
tet. Hier kam man zum Ergeb-
nis, dass nur 48% der Gerolzhö-
fer Unternehmen einen eigenen 
Account besitzen. Ein Wert, der 
noch auszubauen ist. Außerdem 
wurde festgehalten, dass ein 
großflächiger sogenannter „digi-
taler Leerstand“ nicht festzustel-
len ist, jedoch einige Betriebe vor 
allem aus dem Bereich des Hand-
werks Nachholbedarf hätten.

Daniel Hausmann und Bea-
te Glotzmann erläuterten für al-
le noch einmal wie es zu diesem 
Projekt kam und welche Ziele da-

mit verbunden sind. Im vergan-
genen Jahr hatte sich Gerolzho-
fen erfolgreich für das Förderpro-
gramm „Digitale Einkaufsstadt 
Bayern“ beim Staatsministerium 
für Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie beworben. Mit 
dem Projekt will die Stadt Gerolz-
hofen in Kooperation mit gerolz-
hofenAKTIV e.V. und regionalen 
Partnern und Förderern eine di-
gitale Plattform schaffen, auf der 
die unterschiedlichen Branchen 
nicht nur ihr Angebot attraktiv 
präsentieren, sondern sich auch 
viel stärker miteinander vernet-
zen können. Gleichzeitig sollen 
auch das Kultur- und Freizeitan-
gebot einheitlich präsentiert 
werden. Den Auftrag für die fach-
liche Begleitung erhielt die CIMA 
Beratung + Management Agen-
tur in Forchheim.

Digitale Sichtbarkeit  
verbessern

Ziele sind vor allem die „digi-
tale Sichtbarkeit deutlich zu ver-
bessern, den Bürgern und Bürge-
rinnen mehr Informationen mit 
einer höheren Transparenz be-
reit zu stellen, die Identifikation 
mit den „lokalen Betrieben und 
Angeboten“ zu erhöhen, insge-
samt das Image der Stadt zu ver-
bessern, mit mehr öffentlichem 
WLAN die Aufenthaltsqualität 
in der Stadt zu verbessern und 

schließlich weitere Angebote wie 
Online-Shop oder Gutscheinkauf 
mit der Plattform zu verbinden.

Bürgermeister Thorsten Woz-
niak ist überzeugt, „dass die Stadt 
Gerolzhofen mit dem neuen Digi-
talen Marktplatz mit all seinen 
Angeboten als Mittelzentrum im 
Ländlichen Raum wettbewerbs-
fähig bleibt: Aktuell sind wir be-
liebtes Handels- und Wirtschafts-
zentrum der Region. Wir wollen 
auch fit für die Zukunft sein.“

Abstimmung zu Inhalten  
des Anforderungskataloges

Zum Ende der digitalen Veran-
staltung kam es dann noch zur 
Abstimmung über die Inhalte 
des Anforderungskataloges und 
über die Themen der in naher Zu-
kunft stattfindenden Schulungs-
workshops. Mittels der Weban-
wendung konnten die Teilneh-
mer über Inhalts- und Funkti-
onsumfang einer möglichen 
Plattform entscheiden. Dabei 
wurde klar, dass es den Beteilig-
ten wichtig ist, die Inhalte über-
sichtlich und transparent bei ein-
facher und intuitiver Steuerung 
darzustellen. Als wichtiges in-
haltliches Ziel wurde die Aufwer-
tung des Images identifiziert und 
dass die Steigerung der Bekannt-
heit der Einkaufsstadt Gerolzho-
fen im Fokus stehen sollen. Um 
diesen Weg zu beschreiten und 
auch die Unternehmer fit für die 
bevorstehenden Aufgaben zu 
machen, entschied man sich für 
Schulungsthemen aus dem digi-
talen Bereich, wie beispielsweise 
„Digitales Marketing“ oder „Mo-
derne lokale Kundenbindungsins-
trumente“.� r

Diese Akteurinnen und Akteure möchten den Weg ebnen für eine Bildungslandschaft, die Chancen für 
alle Menschen aus Stadt und Landkreis eröffnet: Erste Reihe v.li Bürgermeisterin und Stadtschulrätin Ju-
dith Jörg, Jochen Wahlen (Regierung von Unterfranken Schulaufsicht für Grund- und Mittelschulen), stell-
vertretende Landrätin Christine Haupt-Kreutzer, Karlheinz Lamprecht (Vorsitzender der Schulaufsicht al-
ler Schularten und Ministerialbeauftragter für Realschulen in Unterfranken). Zweite Reihe v.li. Sozialre-
ferentin der Stadt Würzburg Dr. Hülya Düber, Nina Opfermann (Geschäftsbereichsleiterin Jugend und 
Soziales Landratsamt), Jana Hölz (Bildungskoordinatorin Landratsamt), Nadine Bernard (Leiterin Bildungs-
büro Stadt Würzburg / Bildungsmanagement). Hintere Reihe v.li. Dominika Simonetti (Bildungsbüro Stadt 
Würzburg), Dr. Alexandra Maßmann (Bildungsbüro Stadt Würzburg, Bildungsmonitoring), Klaus Rostek 
(Leiter Amt für Jugend und Familie - Kinder-, Jugend- und Familienarbeit, Sport, Ehrenamt und Bildung, 
Landratsamt), Daniela Schuster (Leiterin Fachbereich Schule Stadt Würzburg).� Bild: Claudia Lother

Bildungsregion Stadt.Land.Wü:

Stadt und Landkreis Würzburg 
bündeln ihre Kräfte

Stadt und Landkreis Würzburg bewerben sich beim Bayerischen 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus um das Zertifikat „Bil-
dungsregion in Bayern“. Dazu unterzeichneten Schulbürgermeiste-
rin Judith Jörg und stellvertretende Landrätin Christine Haupt-Kreut-
zer eine Interessensbekundung, die sowohl von der Regierung von 
Unterfranken als auch dem Ministerialbeauftragter für Realschu-
len in Unterfranken im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus unterstützt und mitgetragen wird. Stadt 
und Landkreis setzen sich das Ziel, in drei Jahren das Gütesiegel „Bil-
dungsregion Stadt.Land.Wü“ vom Bayerischen Kultusministerium zu 
erhalten.

Die stellvertretende Landrätin 
und die Stadtschulrätin forcieren 
die Kooperation: „Bildung endet 
nicht an Stadt-Landkreis-Gren-
zen. So profitieren beispielsweise 
Menschen jeden Alters aus dem 
Landkreis von den Bildungsan-
geboten der Stadt. Die Bildungs-
region Stadt.Land.Wü schafft ge-
meinsame Strukturen, die allen 
Bürgerinnen und Bürgern Mehr-
wert bringen sollen“, sagt Schul-
bürgermeisterin Judith Jörg. „Bil-
dung eröffnet in allen Lebensbe-
reichen und -abschnitten nicht 
nur Chancen und Möglichkei-
ten, es ist für mich auch stets ei-
ne generationsübergreifende In-
vestition in die Zukunft. Bildung 
soll Spaß machen, daher brau-
chen wir Formen (gerade für Kin-
der und Jugendliche), die Bildung 
nicht als Aufholen von Defiziten 
oder zusätzliches Lernen wie in 
der Schule sehen“, so Christine 
Haupt-Kreutzer. Beide wünschen 
sich, dass sich die Region zu ei-
nem Bildungshotspot entwickeln 
werde.

Bildungsnetzwerk

Auf Basis bestehender Struktu-
ren soll ein Bildungsnetzwerk ge-
knüpft werden, von dem die Bür-

gerinnen und Bürger jeden Alters 
profitieren werden. Die Stadt 
Würzburg hat dank Bildungs-
büro, Schulentwicklungsplanung, 
breit aufgestellten Bildungsnetz-
werken und systematischer Gre-
mienstruktur in der Bildungspla-
nung „ein breite Spanne“, wie 
es Klaus Rostek, Leiter des Fach-
bereichs Jugend und Familie des 
Landratsamtes, ausführte. Das 
Landratsamt hat jedoch ebenfalls 
Bildungsstrukturen wie die Fach-
stelle für Bildungskoordination, 
Bildungsnetzwerke und Arbeits-
gruppen aufgebaut. Auf beson-
deres städtisches Interesse dürf-
te der Jugendkreistag treffen, 
ein Jugendparlament aus 70 ge-
wählten Schülerinnen und Schü-
lern des Landkreises, die im Sin-
ne „praxisnahen Lernens“ nicht 
nur lokale Themen diskutieren, 
sondern auch deren Umsetzung 
im Rahmen eines festgesteck-
ten Budgets verantworten. In 
der Stadt Würzburg bringen sich 
Jugendliche in Form der WÜSTs 
(Würzburger Schüler*innen-Ta-
ge), der Arbeit des Stadtteil- 
checkers oder in Parallelforma-
ten im Rahmen der ISEKs in kom-
munale Gestaltungsprozesse ein 
– derzeit aber noch ohne eigenes 
Budget.

Ideen und Strukturen zu ge-
nerationen- und topografischen 
Grenzen überschreitender Zu-
sammenarbeit gibt es also vie-
le. Getragen werden sollen die-
se in der „Bildungsregion Stadt.
Land.Wü“ von mehreren inhaltli-
chen Säulen. Diese sind, wie Na-
dine Bernard, die Leiterin des Bil-
dungsbüros, und Jana Hölz, Bil-
dungskoordinatorin am Landrats- 
amt, ausführten:
•	 Übergangsmanagement von 
der Kita in die Schule in den Be-
ruf
•	 Kooperationen, Bildungspart-
nerschaften, Netzwerke
•	 Alle Talente in der Region för-
dern, Bildungsgerechtigkeit
•	 Lebenslanges Lernen in der 
Region: generationenübergrei-
fende Bildungsangebote
•	 Bildung im gesellschaftlichen 
Wandel
•	 Bildung im digitalen Zeitalter
•	 Inklusion und Integration

Genauso wie das Thema Digi-
talisierung wird auch der Bereich 
der Familienbildung ein weiteres 
Querschnittsthema darstellen.

Verantwortung,  
für gute Bildung zu sorgen

Daniela Schuster, Leiterin des 
Fachbereichs Schule in der Stadt 
Würzburg, sieht den Fachbereich 
Schule „tief verwurzelt“ in diesen 
Themen und blickt der Koopera-
tion freudig entgegen. „Das Den-
ken muss weg vom reinen Lehr-
plan gehen und sich auch außer-
halb des klassischen Schulbilds 
etablieren. Dies ist umso wichti-
ger, da immer mehr Kinder und 
Jugendliche immer mehr Zeit in 
den Schulen verbringen. Wir ha-

ben die Verantwortung, für gu-
te Bildung und Erziehung zu sor-
gen, und nicht nur Stühle und Ti-
sche zur Verfügung zu stellen.“ 
Für die Sozialreferentin der Stadt 
Würzburg, Dr. Hülya Düber, sind 
die Bestrebungen zur gemeinsa-
men Bildungsregion „ein wah-
rer Segen“. In den Feldern Über-
gangsmanagement und Famili-
enbildung ist zugleich das Sozial-
referat der Stadt aktiv, von der 
frühkindlichen, außerschulischen 
Bildung bis zur Seniorenbildung: 
„Die außerschulische, pädagogi-
sche Betreuung von Kindern und 
Jugendlichen liegt in der Hand 
der Kitas, der Jugendzentren, der 

Kinder- und Jugendarbeit. Dort 
leisten wir bereits sehr viel. Doch 
das reicht nicht aus. Wenn wir die 
Kräfte bündeln, kann unsere ge-
samte Bildungslandschaft gro-
ßen Nutzen aus diesem intensi-
ven Weg ziehen.“

Unterstützung

Karlheinz Lamprecht, Minis-
terialbeauftragter für Realschu-
len in Unterfranken und diesjäh-
riger Vorsitzender der Schulauf-
sicht aller Schularten, betonte, 
dass sich alle Schularten auf ei-
ne Vernetzung mit außerschuli-
schen Partnern freuen und daher 

die Einrichtung einer Bildungsre-
gion unterstützen: „Um unserem 
Bildungs- und Erziehungsauftrag 
angesichts der Herausforderung 
des gesellschaftlichen Wandels 
gerecht zu werden, brauchen wir 
als Schule außerschulische Part-
ner.“

Den genannten Säulen werden 
Arbeitskreise zugeordnet, die von 
jeweils einer/m Säulensprecher/
in aus Stadt und Landkreis vertre-
ten werden. In den partizipativen 
Prozess sollen möglichst alle Inte-
ressen mitgenommen und daher 
auch die Bürgerinnen und Bürger 
jeden Alters eingebunden wer-
den, vom Kind bis zum Senior.�r
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Vorschau auf GZ Nr. 17
In unserer Ausgabe Nr. 17, die am 9. September 2021  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 Kommunale Finanzthemen
•	 Umwelttechnologien und Ressourcenschutz 
•	 Entsorgungsmanagement und technische Lösungen
•	 Garten- und Landschaftsbau · Forst · Friedhof
•	 Kommunalfahrzeuge · Fuhrpark
•	 Kommunales Verkehrswesen · ÖPNV

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt der Sonderdruck Energie und kommu-
naler Klimaschutz bei. Wir bitten um Ihre Beachtung. � r

Abzeichen

Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

NN_Lieferantennachweis_67x80.indd   1 27.04.16   13:18

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:

     

Informationssicherheit /  
Datenschutz

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von 
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Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

München muss eine menschliche 
und solidarische Stadt bleiben! 

„Soziale Gerechtigkeit in aller Vielfalt in einer Stadt wie München 
zu erhalten und niemanden aus dem Blick zu verlieren ist immer ei-
ne Herausforderung. Die Pandemie war da in manchen Bereichen 
wie ein Brennglas und ein Katalysator.“, so Tobias Hartmann, Präses 
des BDKJ in der Region München e. V. und Sprecher des Bündnisses 
München Sozial. Alle drei Jahre verleiht das Bündnis München Sozial 
das Qualitätssiegel „Soziale Stadt München“ nach gründlicher Über-
prüfung der Stadt aus Sicht der sozialen Verbände und freien Träger 
der Wohlfahrtspflege. Dieses Jahr wäre es wieder soweit gewesen. 
Aber angesichts der Corona-Pandemie und der belastenden Heraus-
forderungen für die Landeshauptstadt und das Bündnis München 
Sozial wäre es unredlich, bis unmöglich gewesen, die Verleihung in 
bisheriger Form durchzuführen.

„Das Bündnis München Sozi-
al und seine rund 70 Mitgliedsor-
ganisationen haben natürlich die 
Stadt und ihr Handeln weiter im 
Blick. Daher verschieben wir un-
sere Siegelverleihung auf nächs-
tes Jahr.“, so Karin Majewski, Ge-
schäftsführerin des Paritätischen 

in Oberbayern und Bündnisspre-
cherin, „Doch wollen wir auch 
dieses Jahr unserer sozialen Ver-
pflichtung nachkommen und ein 
paar Rückmeldungen an die Lan-
deshauptstadt geben.“

Absolut positiv ist zu bemer-
ken, dass es trotz der angespann-

ten finanziellen Lage keine Kür-
zungen im sozialen Bereich gab. 
Im Gegenteil wurden der koope-
rative Ganztag an Schulen ausge-
baut und eine Clearingstelle für 
Menschen ohne Krankenversi-
cherung eingerichtet. Das große 
Engagement im Bereich Asyl und 
Migration muss ebenfalls her-
vorgehoben werden, auch wenn 
es deutlich eines Ausbaus von 
WLAN in den städtischen Unter-
künften bedarf.

Die durchaus partnerschaftli-
che Zusammenarbeit zwischen 
der Landeshauptstadt München 
und den Verbänden und Organi-
sationen wird bisweilen durch zu 
hohen Verwaltungsaufwand er-
schwert. „Die Pandemie hat uns 
vor Augen geführt, dass Men-
schen im unteren Einkommens-
bereich und prekären Verhältnis-
sen weiter abgehängt wurden. 
Das löst Angst, Besorgnis und 
Wut aus. Vor allem aber fordert 
es zum Handeln auf!“, mahnt Ka-
rin Majewski.

München versuchte die Kri-
se bestmöglich zu bewältigen 
und war oftmals durch staatliche 
Vorgaben eingeschränkt. Das ist 
dem Bündnis durchaus bewusst. 
Es gibt viele Bereiche, die nun ein 

Mehr an Ressourcen benötigen. 
Ein Ausbau von Streetwork-An-
geboten im Bereich der Sucht-
hilfe könnte hier ein wichtiger 
Punkt sein.

Platz für junge Menschen

Junge Menschen waren in den 
Corona-Einschränkungen an den 
Rand gedrängt. Es zeigt sich deut-
lich, wie wichtig es ist hier Plätze 
zu schaffen, an denen diese Al-
tersgruppen sein dürfen und sein 
können, auch fernab pädagogi-
scher Konzepte.

Bedauerlich ist, dass gerade im 
Bereich sozialer Wohnungsbau 
und „Junges Wohnen“ in den ver-
gangenen drei Jahren vergleichs-
weise wenig geschehen ist. Die 
angespannte Wohnsituation hat 
sich, vielleicht auch pandemie- 
bedingt, nicht verschärft, aber 
auch nicht wesentlich entspannt. 
Hartmann: „Es kann nicht sein, 
dass Studierende über mehrere 
Semester hinweg bei Freunden 
auf der Couch schlafen müssen, 
weil sie in München keine bezahl-
bare Wohnung finden.“ Das Bünd-
nis München Sozial bleibt präsent 
und engagiert, den Menschen 
und seine Situation in Blick neh-
mend und die solidarische Stadt-
gemeinschaft als Ziel.

„Wir freuen uns darauf, uns im 
nächsten Jahr wieder intensiv mit 
dem Qualitätssiegel beschäftigen 
zu können und es dann auch wie-

der der Landeshauptstadt verlei-
hen zu können. Sicher tut sich in 
vielen Bereichen bis dahin wieder 
Neues auf. Die Herausforderun-
gen bleiben für die größte Kom-
mune Deutschlands. Die Stadt 
wächst beständig, die Aufgaben 

auch, doch wir müssen eine soli-
darische und menschliche Stadt 
bleiben.“, so das Bündnis Mün-
chen Sozial, wir halten die Stadt zu-
sammen. Mehr über das Bündnis:  
https://www.buendnis-muen-
chen-sozial.de/.� r

Eröffnung des 100sten  
Inklusionsbetriebs in Bayern
Im Beisein von Bayerns Sozialministerin Carolina Trautner wurde der 
100ste Inklusionsbetrieb in Bayern, die Traditionsgaststätte „Spinn-
stube“ in Mainleus-Hornschuchshausen, eröffnet.

Das Sozialministerium unter-
stützt Arbeitsplätze für Men-
schen mit Behinderung bei Ar-
beitgebern des allgemeinen Ar-
beitsmarkts, u.a. in Inklusions-
betrieben. Im Jahr 2020 wurden 
diese mit rund 17,4 Millionen Eu-
ro gefördert. Jetzt bieten 100 In-
klusionsbetriebe passgenaue Ar-
beitsplätze für über 1.800 Men-
schen mit Behinderung. 

Spinnstube ist Nr. 100

Nr. 100 ist die „Spinnstube“ , 
die in einem schlossartigen, ge-

neralsanierten Gebäude neben 
zwei Gasträumen und zwei Ta-
gungssälen einen großen Bier-
garten für die Besucher bietet.

Inklusionsbetriebe bieten Men- 
schen mit Behinderung, deren 
Teilhabe an einer sonstigen Be-
schäftigung auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt auf besonde-
re Schwierigkeiten stößt, viel-
fältige und adäquate Beschäf-
tigungsmöglichkeiten. Weitere 
Informationen finden Sie unter: 
https://www.stmas.bayern.de/
arbeitswelt/inklusionsbetriebe/
index.php	 r

https://www.buendnis-muenchen-sozial.de/
https://www.buendnis-muenchen-sozial.de/
https://www.stmas.bayern.de/arbeitswelt/inklusionsbetriebe/index.php
https://www.stmas.bayern.de/arbeitswelt/inklusionsbetriebe/index.php
https://www.stmas.bayern.de/arbeitswelt/inklusionsbetriebe/index.php
http:// 


Als GZ-Sonderdruckpartner präsentieren sich Ihnen in der 
vorliegenden Ausgabe neben dem Bayerischen Gemeinde-
tag das Ökoenergie-Institut Bayern und die Landesagentur 
für Energie und Klimaschutz (LENK). Sowohl Ökoenergie- 
Institut als auch LENK sind Einrichtungen des Bayerischen 
Landesamts für Umwelt (LfU) und zugleich Partner im Team 
Energiewende Bayern, einer Initiative des Bayerischen Staats- 
ministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie. 

Während das Ökoenergie-Institut Bayern sich mit der um-
weltverträglichen Gestaltung der Energiewende in Bayern 
befasst und mit zahlreichen Informationen für die Bildungs-
arbeit unterschiedlicher Akteure aufwartet, unterstützt die 
Landesagentur für Energie und Klimaschutz mit Informatio-
nen, Netzwerken und zentralen Tools alle bayerischen Kom-
munen bei ihrer Entwicklung in Richtung Klimaneutralität.

In seinem Vorwort zum Sonderdruck beschreibt Bayerns 
Wirtschafts- und Energieminister Hubert Aiwanger zunächst, 
warum Kommunen wichtige Player beim Klimaschutz sind. 
Stefan Graf, Direktor beim Bayerischen Gemeindetag, erläu-
tert, weshalb sich die Wertschöpfungsmöglichkeiten der 
Gemeinden bei Windkraft- und PV-Freiflächenanlagen 
deutlich verbessert haben. 

Die BEN – Beratungsstelle Energieeffizienz und Nachhal-
tigkeit der Bayerischen Architektenkammer zeigt auf, wie 
ein klimagerechter Weg in die Zukunft aussehen kann, erd-
gas schwaben macht sein Gasnetz fit für Wasserstoff, EN-
GIE Deutschland stellt sein Leuchtturmprojekt an einer 
badischen Gemeinschaftsschule vor und die SEW GmbH 
präsentiert ihr Konzept einer hocheffizienten Wärme-
rückgewinnung zur Energieeinsparung. 

Die eta Energieberatung, seit 2017 Tochtergesellschaft der 
SWM München, stellt dar, wie durch kompetente Energie-
beratung Energiekosten gespart werden können und der 
Übertragungsnetzbetreiber TenneT erläutert, warum nur 
gemeinsam im Verbund mit dezentralen Strukturen die 
Energiewende erfolgreich gestaltet werden kann.

In Zeiten der Pandemie wichtiger denn je ist eine regel- 
mäßige und professionelle Wartung von Raumlufttechni-
schen Anlagen. Welche neuen Anforderungen und Heraus-
forderungen sich ergeben haben, beschreibt schließlich 
der Pullacher Lüftungs-Reinigungs-Service Franz Sedlmeier 
in seinem Beitrag. 

Leider sind Messen und Veranstaltungen Corona-bedingt erst ab Herbst 2021 wieder planbar, so dass das Team der 
Bayerischen GemeindeZeitung auch das für den 24. Juni 2021 geplante Bayerische EnergieForum im Bürgerhaus Gar-
ching verschieben musste. So erscheint wie vergangenes Jahr ein Sonderdruck mit dem Thema „Energie und kommu-
naler Klimaschutz“ – Teil 2.

Sonderdruck 		                                               29. Juli 2021     	   72. Jahrgang Nr. 15-16/2021
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STAATSMINISTER HUBERT AIWANGER | STMWI

Kommunen als wichtige Player beim Klimaschutz

Auf dem Weg zur Klimaneutralität ist vor allem die Ener-
giepolitik gefordert, da vier Fünftel der Treibhausgasemis-
sionen energiebedingt sind. Die Ziele können nur erreicht 
werden, wenn alle ihren Beitrag leisten. Klima- und Ener-
giepolitik können nicht gegen die Gesellschaft gelingen, 
sondern wir müssen möglichst alle mitnehmen. Hierbei 
spielen die Kommunen eine herausragende Rolle und sind 
wichtige Player beim Klimaschutz und der Energiewende 
vor Ort.

Dabei setzt die Staatsregierung nicht auf detaillierte 
Vorgaben und Pflichten für die Kommunen, wie dies in den 
Bayerischen Landtag eingebrachte Gesetzentwürfe vorsa-
hen, die aber keine Mehrheit fanden. Wir lehnen dies auf-
grund des erheblichen administrativen Aufwandes ab, 
zudem werden diese auch der Praxis kommunaler Entschei-
dungsprozesse nicht gerecht. Die Staatsregierung setzt viel-
mehr auf eine effektive Unterstützung der Kommunen. 
Lassen Sie mich hierfür einige Bespiele nennen:

So ermöglicht das Erneuerbare- Energien-Gesetz (EEG) 
von nun an eine finanzielle Beteiligung von Kommunen 
am Betrieb von Solar-Freiflächenanlagen. Damit wird eine 
wichtige Forderung Bayerns zur dauerhaften Sicherung 
der hohen Akzeptanz der Solarenergie umgesetzt. Unser 
Einsatz hat sich ausgezahlt. Die Kommunen und die Bevöl-
kerung vor Ort können nun von der lokalen Wertschöp-
fung der Anlagen profitieren. Bereits bei der EEG-Novelle, 
die zum 01.01.2021 in Kraft getreten ist, wurde bei der 
Windenergie die von Bayern lange geforderte finanzielle 
Beteiligung der Kommunen eingeführt, ein Meilenstein 
für mehr Akzeptanz.

Um die Kommunen beim Thema Windenergie zu unter-
stützen, habe ich zudem das Projekt AUFWIND, insbeson-
dere hier die „Regionalen Windkümmerer“ ins Leben 
gerufen. Diese Experten unterstützen und beraten ausge-

wählte Kommunen bei der Initiierung ihres Windenergie-
projekts. Seit Oktober 2020 sind die Windkümmerer in 
vielen bayerischen Kommunen aktiv und stehen vor Ort mit 
Rat und Tat zur Seite. Analog wollen wir demnächst auch 
„Wasserstoffkümmerer“ einführen, die beim Ausbau der 
Wasserstoff-Infrastruktur beraten sollen.

Unterstützung gibt es zudem durch die Beratung kleiner 
und mittlerer Kommunen im Rahmen des „Energiecoa-
ching_Plus“ sowie durch die Förderung der Qualifizierung 
„Kommunaler Energiewirt“ und der Neugründung kommu-
naler Energieagenturen.

Außerdem habe ich das Gemeinschaftsprojekt „Team 
Energiewende Bayern“ initiiert: Es richtet sich an alle Men-
schen, die aktiv an der Energiewende in Bayern mitwirken. 
Mit großen und kleinen Positivbeispielen soll gezeigt wer-
den, was jeder Einzelne im Rahmen seiner Möglichkeiten 
zur Energiewende beitragen kann. Mit zahlreichen Infor-
mationen und Tipps stehen die Partner im Team Energie-
wende Bayern als Ansprechpartner zur Verfügung. Mit den 
Gestaltern im Team Energiewende Bayern zeigen wir span-
nende und innovative Projekte, die sich um die dezentrale 
Energiewende verdient machen. Bisher wurden die Ge-
meinde Fuchstal sowie die Genossenschaft Bürger für Bür-
ger Energie e.G. für ihr Projekt „E-Carsharing in Neunkirchen 
am Brand“ als „Gestalter“ ausgezeichnet. Die diesjährigen 
Themenwochen „Mobilität“, „Strom“ und „Wärme“ im Rah-
men dieser Initiative richten sich unter anderem auch an 
Kommunen und Landkreise: Nähere Informationen dazu 
erhalten Sie unter www.stmwi.bayern.de/energiewende/
themenwochen. Ich lade Sie herzlich ein, sich daran zu be-
teiligen. Denn eines ist klar: Energiewende und Klimaschutz 
gelingen nur, wenn alle an einem Strang ziehen. Lassen Sie 
uns gemeinsam bei den Themen Energiewende und Klima-
schutz energisch anpacken! 

Der Schutz des Klimas hat in den letzten Monaten erheblich an Dynamik gewonnen: Die EU hat ihre Klimaschutzziele 
wesentlich erhöht, die USA sind in das Pariser Abkommen zurückgekommen, der Bund hat nach dem Beschluss des Bun-
desverfassungsgerichts die schon ehrgeizigen Ziele im Bundesklimaschutzgesetz beträchtlich angehoben: Das Ziel der 
Treibhausgasneutralität wurde bereits bis 2045 verankert (bisher 2050) und der Weg bis dahin festgelegt. Um die ambiti-
onierten Klimaschutzziele des Gesetzes zu erreichen, hat die Bundesregierung am 23. Juni 2021 ein Acht-Milliarden-So-
fortprogramm beschlossen; ein erster Schritt, dem weitere folgen müssen. Die Bayerische Staatsregierung wird einen 
Entwurf für eine Novellierung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes in den Bayerischen Landtag einbringen und ein über-
arbeitetes Maßnahmenpaket vorlegen. 

              Bild: © StMWi/E. Neureuther

http://27.Juli
http://www.stmwi.bayern.de/energiewende/themenwochen
http://www.stmwi.bayern.de/energiewende/themenwochen
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STEFAN GRAF | BAYERISCHER GEMEINDETAG

Wertschöpfungsmöglichkeiten der Gemeinden 
bei Windkraft- und PV-Anlagen deutlich verbessert
Seit Jahren wird viel über die Wertschöpfungschancen für 
Kommunen bei Anlagen auf Basis erneuerbarer Energien 
gesprochen. Bei genauerem Hinsehen war dies bislang aber 
nur in zwei eher seltenen Konstellationen Realität: Fall 1: Die 
Gemeinde verpachtet für die Aufstellfläche für Windkraft- 
oder PV-Freiflächenanlagen ihren Grund. Fall 2: Die Gemein-
de ist unternehmerisch an der Anlage beteiligt. Ersteres 
hängt von vielen Faktoren ab und ist daher eher zufällig. 
Zweiteres ist ein Wagnis, nicht die Kernaufgabe von Kommu-
nen und überfordert nicht selten kleine Kommunen. 

Deshalb haben sich nicht wenige „Wertschöpf- 
ungsvereinbarungen“ im Graubereich bewegt. 
Zuwendungen an die Kommune sind nämlich 
aus bekannten Gründen nicht ohne Gegenleis-
tung möglich. Der Erlass des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans ist wegen des Koppelungs- 
verbots gerade keine zulässige Gegenleistung. 

Dagegen sind die erforderlichen Einspei-
seleitungen zum Netzverknüpfungspunkt, die 
oftmals kilometerweise in gemeindlichen Stra-
ßen und Wegen verlegt werden, ein fast immer 
vorhandener Anknüpfungspunkt. Da laut höchst- 
richterlicher Rechtsprechung kein Enteignungsrecht be-
steht, braucht sich die Gemeinde nicht mit einer Einma-
lentschädigung abspeisen zu lassen. Grundsätzlich ist ein 
laufendes Sondernutzungsentgelt denkbar, das das wirt-
schaftliche Interesse des Anlagenbetreibers, sprich die Ein-
speisevergütung, berücksichtigt. Das Problem liegt aber im 
Kartellrecht. Das Wegerecht ist ein Monopol der Gemeinden 
und deshalb dürfen nur marktübliche Entgelte verlangt wer-
den. Da es diesbezüglich keine systematischen Erhebungen 
gibt, wird im Einzelfall oft über die Marktüblichkeit gestritten.

Bleibt die Gewerbesteuer. Hier stellt sich wiederum das 
Problem, dass Anlagenstandort und Betriebssitz zumeist aus-
einanderfallen. Bislang hat die gesetzliche Zerlegungsregel 
nur 70 Prozent des Gewerbesteueraufkommens nach den 
Anteilen des Sachanlagevermögens verteilt. Dies hat häufig 
auch deshalb zu geringen Gewerbesteuereinnahmen der 
Standortgemeinden geführt, weil üblicherweise erst nach 
Abschreibung der Anlagen in größerem Umfang Gewinne 
fließen und dann aber sich die Anteile verschieben. Aus die-
sem Grund gilt für Neuanlagen seit diesem Steuerjahr eine 
deutlich verbesserte Regelung: Für 90 Prozent der Gewerbe-
steuer ist die installierte Leistung maßgebend. Was freilich 
nichts daran ändert, dass in den Anfangsjahren keine bzw. 
geringe Gewerbesteuereinnahmen zu erwarten sind.

Hier hilft nun der neue § 6 des Erneuerbaren Energien 
Gesetzes (EEG): Für geförderte Windkraftanlagen ab 750 
Kilowatt Leistung und für Photovoltaik (PV)-Freiflächenan-
lagen können betroffene Gemeinden pro Kilowattstunde 
(KWh) eingespeisten Strom 0,2 Cent vom Anlagenbetreiber 
rechtssicher erhalten. Dies gilt aber nur für geförderte An-
lagen, die den Förderzuschlag ab 1.1.2021 erhalten. Bei 
nicht geförderten PV-Freiflächenanlagen darf die Anlage 
frühestens zu diesem Zeitpunkt in Betrieb gegangen sein. 

Es können also nicht nachträglich Zahlungen für Bestands-
anlagen vereinbart werden! Die Zielsetzung ist schließlich, 
dass vor Ort die Akzeptanz für Neuanlagen gesteigert wer-
den soll. 

Bei Windkraftanlagen können nur Gemeinden die lau-
fende Zahlung erhalten, deren Gemeindegebiet zumindest 
teilweise im Umkreis von 2,5 Kilometern von der Anlage 
liegt. Liegen darin mehrere Gemeinden, dürfen auch nur 
insgesamt 0,2 Cent pro KWh bezahlt werden, die dann ge-
gebenenfalls nach dem Verhältnis der betroffenen Flächen 
aufgeteilt werden. Bei PV-Freiflächenanlagen kommt es da-

rauf an, dass sich die Anlage zumindest teilweise 
auf dem jeweiligen Gemeindegebiet befindet.

Der Anlagenbetreiber kann sich gegenüber 
der Gemeinde bereits vor der Genehmigung 
der Anlage zur Zahlung verpflichten. Bei 
PV-Freiflächenanlagen bestimmt aber das Ge-
setz, dass dies nicht vor Erlass des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans sein darf. Für 
Windkraftanlagen gilt dies nicht!  Ausdrücklich 
heißt es im Gesetz, dass die Vereinbarungen 
nicht als Vorteil im Sinne der §§ 331 bis 334 
des Strafgesetzbuches gelten. Die Vereinba-

rungen bedürfen der Schriftform. Die Fachagentur Wind hat 
bereits durch eine Fachkanzlei, abgestimmt mit den Kommu-
nal- und Windkraftverbänden, einen Mustervertrag erstellt. 

Wichtig ist auch, dass zumindest bei den geförderten 
Anlagen die Zahlungen an die Gemeinde nicht die Gewinne 
– und damit die Gewerbesteuer – schmälern: Die Anlagen-
betreiber können sich die gezahlten Beträge im Nachhinein 
vom Stromnetzbetreiber erstatten lassen – was dazu führt, 
dass diese bei der EEG-Umlage Berücksichtigung finden. 
Nur bei ungeförderten Freiflächenanlagen muss der Anlagen-
betreiber die Zahlungen aus seinen Erträgen erwirtschaften.   

Die Regelung steht unter dem Vorbehalt der rückwir-
kenden beihilferechtlichen Genehmigung. Was eher Form-
sache sein dürfte, nachdem die Vorgängerregelung § 36k 
EEG für Windkraftanlagen von der EU-Kommission bereits 
genehmigt wurde. 

Stefan Graf

http://27.Juli
http://www.l-r-service.de/
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NEUER PARTNER FÜR KOMMUNEN: DIE LANDESAGENTUR FÜR ENERGIE UND KLIMASCHUTZ (LENK)

Die LENK begleitet Kommunen auf 
ihrem Weg in die Klimaneutralität
Mit Informationen, Netzwerken und zentralen Tools unterstützt die Landesagentur für Energie und Klimaschutz (LENK) alle 
bayerischen Kommunen bei ihrer Entwicklung in Richtung Klimaneutralität, denn: Die mehr als 2000 Landkreise, Städte und 
Gemeinden im Freistaat sind wichtige Partner im gemeinsamen Engagement für ein klimaneutrales Bayern.

Im Bayerischen Klimaschutzgesetz vom November 2020 
empfiehlt die Staatsregierung den Kommunen zwei Ziel-
marken: Bis zum Jahr 2030 sollte die Verwaltung von Ge-
meinden, Städten und Landkreisen klimaneutral sein. Dies 
betrifft Segmente wie Liegenschaften, Fuhrpark und 
Dienstreisen. Spätestens 2050 sollten alle weiteren Berei-
che in den Kommunen klimaneutral werden, etwa Privat-
haushalte, Unternehmen und der Verkehr. 

Die EU hat inzwischen die europäischen Klimaziele an-
gehoben. Nach einem Beschluss des Bundesverfassungs- 
gerichts zum Bundes-Klimaschutzgesetz hat auch die Bundes- 
regierung Ihre Klimaschutzvorgaben angepasst. 

Die Bayerische 
Staatsregierung 
wird hierzu einen 
kraftvollen Beitrag 
leisten und ihrer-
seits die bayeri-
schen Klimaziele 
anpassen. Bayern 
soll dann voraus-
sichtlich bereits 
bis 2040 klima-
neutral werden, 
die Staatsverwal-
tung noch deut-
lich früher. 
Möglicherweise werden dadurch auch die empfohlenen 
Zielmarken für die Kommunen geändert. Zur Erreichung der 
Ziele ist ein systematisches Vorgehen notwendig. 

KLIMASCHUTZ-MANAGEMENT ALS HILFESTELLUNG

Empfehlenswert sind das Klimaschutz-Management-Sys-
tem  der Deutschen Energieagentur „Energie-Effizienz-Kom-
mune“ sowie der „EEA – European Energy Award“, für 
den  sich Kommunen aus dem ganzen Freistaat an die eza! 
energie- und umweltzentrum allgäu GmbH wenden kön-
nen. Zusätzlich erarbeitet die LENK ein Konzept zur Unter-
stützung von Kommunen, u. a. um den Städten, Gemeinden 
und Landkreisen die Umsetzung eines Klimaschutz-Ma-
nagements zu erleichtern. 

Hauptziel des kommunalen Klimaschutzes ist es, die 
Treibhausgasemissionen zu reduzieren.  Kommunen soll-
ten ihren Ausstoß erfassen, für alle Bereiche jeweils 
Schritte zur Verminderung definieren und diese umset-
zen. Überprüfen sie im Anschluss die Wirksamkeit der 
Maßnahmen und passen sie daraufhin die Strategie im-
mer weiter an, entsteht ein Kreislauf zur kontinuierlichen 
Minderung von Treibhausgasemissionen. Kompensation 
sollte ausschließlich unvermeidbaren Emissionen vorbe-
halten sein. 

Der Freistaat unterstützt bayerische Kommunen bei der 
Durchführung von Vorhaben zum Klimaschutz/ bei der Re-
duzierung der Treibhausgas-Emissionen und/oder zur Be-
wältigung der Folgen des Klimawandels im Rahmen des 
Förderschwerpunks „Klimaschutz in Kommunen“. Die Förde-
rung soll dazu beitragen, dass Bayern klimaneutral wird. 

ENERGIEVERSORGUNG ALS WICHTIGER HEBEL

Ein großer Teil der Treibhausgasemissionen lässt sich verrin-
gern, wenn zunehmend Strom und Wärme aus erneuerbaren 
Energien stammen. Dabei spielen die Kommunen eine ent-

scheidende Rolle, 
weil sie etwa bei der 
Konzeption neuer 
Baugebiete auf re- 
generative und re- 
gionale Energieträ- 
ger in Verbindung 
mit Wärmenetzen 
setzen können oder 
geeignete Flächen 
für Photovoltaik- 
oder Windkraft- 
anlagen ausweisen 
können. Als zentra-
le Fachstelle und 

Mitglied im Team Energiewende Bayern bietet die LENK den 
Gemeinden, Städten und Landkreisen dazu ein umfassendes 
Informationsangebot, unter anderem zu Kraft-Wärme-Kopp-
lung, Solar- und Geothermie, Windenergie oder energeti-
scher Optimierung von Gebäuden. Handreichungen mit kon- 
kreten Handlungsempfehlungen sollen in Kürze Orientierung 
bieten. In einzelnen Projekten stehen Experten ausgewählten 
Kommunen im Verlauf der gesamten Informations- und Pla-
nungs-Phase als persönliche Ansprechpartner zur Verfügung. 
So sind die von LENK betreuten Windkümmerer als Experten 
in allen sieben Regierungsbezirken im Einsatz; ähnlich sollen 
bald die sogenannten Wasserstoffkümmerer landesweit Pro-
jekte anstoßen. In allen kommunalen Vorhaben ist der Dialog 
mit den Bürgerinnen und Bürgern bedeutsam, Kommunikati-
on ist daher auch ein Schwerpunkt der LENK. Die Landesagen-
tur unterstützt die Kommunen mit konkreten Aktionen in 
deren Öffentlichkeitsarbeit, wie kostenlosen Kalenderblättern 
zum Thema Strom (aktuell zum Download auf der Website 
des Energie-Atlas Bayern unter www.energieatlas.bayern.de). 

VERNETZUNG IM KOMMUNALEN KLIMASCHUTZ

Darüber hinaus hat sich die LENK den Erfahrungsaustausch 
zum Ziel gesetzt und will Gemeinden, Städte und Landkrei-
se bayernweit miteinander in Kontakt bringen. 

V.l.: MR Dr. Karlheinz Stephan, StMUV, Dr. Richard Fackler, Vizepräsident des LfU, Dr. Ulrich Buchhauser, Leiter der LENK, 
       Staatsminister Hubert Aiwanger, Staatsminister Thorsten Glauber und MDirig Dr. Johann Niggl, StMWi                                 Bild:LENK

http://27.Juli
https://www.dena.de/themen-projekte/projekte/gebaeude/energieeffiziente-kommune/
https://www.dena.de/themen-projekte/projekte/gebaeude/energieeffiziente-kommune/
https://www.stmuv.bayern.de/themen/klimaschutz/kommunal/eea.htm
http://www.energieatlas.bayern.de
http://www.energieatlas.bayern.de
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DAS ÖKOENERGIE-INSTITUT BAYERN: EIN BEWÄHRTER PARTNER 

Der Energie-Atlas Bayern mit  
neuem Angebot für Kommunen
Geballte Information, umfassendes Kartenmaterial, kostenlose Tipps – der Energie-Atlas Bayern ist das zentrale Internetpor-
tal für die Energiewende in Bayern. Kommunen, Unternehmen und Privatpersonen finden darin stets aktuelle Daten und 
umfassende Services. Eng miteinander verzahnte, interaktiven Karten und Texte stellen eine Fülle von Informationen zum 
Energiesparen, zur Energieeffizienz und zu erneuerbaren Energien bereit.

Die aktuelle Version des Kartenteils bietet nun ganz neu die 
Möglichkeit, Karteninhalte direkt als „iFrame“ auf einer 
Webseite zu verlinken. Damit können Kommunen jeden ge-
wünschten Ausschnitt aus dem Energie-Atlas Bayern direkt 
darstellen lassen: beispielsweise die PV-Anlagen der eige-
nen Gemeinde oder Stadt. Der Ausschnitt wird als Karte in 
beliebiger Größe auf der eigenen Internetseite eingebun-
den und ist interaktiv.

Der Energie-Atlas Bayern ist ein Angebot der Bayerischen 
Staatsregierung und wird fachlich betreut vom Ökoener-
gie-Institut Bayern im Bayerischen Landesamt für Umwelt. 
Die technische Umsetzung erfolgt durch die Bayerische Ver-
messungsverwaltung. Das Ökoenergie-Institut Bayern be-
fasst sich mit der umweltverträglichen Gestaltung der 
Energiewende in Bayern. Es setzt Akzente für den sparsa-
men Umgang mit Energie, für die Verbesserung der Energie-
effizienz und einen umweltverträglichen Ausbau der 
erneuerbaren Energien in Bayern in enger Kooperation mit 
regionalen Akteuren. Es unterstützt innovative Konzepte, 
Strategien und Modellprojekte.

UMFASSENDE ANGEBOTE FÜR KOMMUNEN

Das Ökoenergie-Institut Bayern bietet den Kommunen ne-
ben dem Energie-Atlas Bayern viele weitere Services an, 
etwa die kostenlose Ausstellung Energiewende, die mittler-
weile den kompletten Liefer- und Aufbau-Service enthält. 
Damit auch parallel Veranstaltungsorte bedient werden 
können, stehen drei Sets zur Verfügung.

Informationen dazu gibt es unter: Energie-Atlas Bayern 
Kommunen / Werkzeugkasten / Ausstellungen

Auch die Energiekisten „Strom sparen“, „Erneuerbare Ener-
gien“ und die Fahrradwerkstatt „BikeKitchen“ werden kos-
tenlos gebracht und wieder abgeholt.

Alles Wissenswerte unter: Energie-Atlas Bayern 
Rund um Energie / Bildung / Energiekisten

Die Abwärmeinformationsbörse unterstützt mit über 800 
Datenquellen ab 1 GWh bei Projekten zur Nutzung regional 
verfügbarer Abwärme: Energie-Atlas Bayern   
Abwärme / Abwärmeinformationsbörse  J e t z t  m i t m a c h e n  b e i m

T E A M  E N E R G I E W E N D E  B A Y E R N

Das Ökoenergie-Institut Bayern und die Landesagentur für Ener-
gie und Klimaschutz (LENK) sind Einrichtungen des Bayerischen 
Landesamt für Umwelt (LfU) und zugleich Partner im Team Ener-
giewende Bayern. Dieses besteht aus allen Menschen, die aktiv 
an der Energiewende in Bayern mitwirken: Bürgerinnen und 
Bürger, Kommunen, Unternehmen aber auch Verbände sowie 
Forschungs- bzw. Bildungseinrichtungen. Ziel ist es, gemeinsam 
eine lebenswerte Energiezukunft aufzubauen. Das Team Ener-
giewende Bayern ist eine Initiative des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie. 
Die Partner im Team Energiewende Bayern bieten konkrete Hilfe-
stellungen und Informationen rund um die Energiewende an. Zu 
ihnen gehören unter anderem die Bezirksregierungen, die als 
Mittelbehörden energierelevante Aufgaben bündeln und mit den 
Regierungspräsidenten als Energiebeauftragten der Bayerischen 
Staatsregierung die Energiewende unterstützen. Hier stehen den 
Kommunen mit den Energiekoordinatoren zentrale Ansprech-
partner zur Verfügung, die beraten und vernetzen. Aktuell ist für 
die Kommunen etwa das neue Förderprogramm Energiecoa-
ching_Plus interessant. 
      Weitere Partner im Team Energiewende Bayern sind das Centrale 
Agrar-Rohstoff Marketing- und Energie-Netzwerk (C.A.R.M.E.N. e. V.) 
sowie die Initiativen LandSchafftEnergie (LSE) und Bayern Innova-
tiv / Bereich Energie. Auf seinen Social-Media-Kanälen informiert 
das Bayerische Wirtschaftsministerium unter #Team-Energiewende 

rund um das Thema und nimmt mit Beiträgen und Aktionen alle 
Interessierten mit in Richtung Energiezukunft von Morgen. Alle 
Partner des Teams Energiewende Bayern präsentieren am 20./21. 
Oktober 2021 auf der Messe Kommunale 2021 in Nürnberg ihre 
Angebote für Kommunen.

http://27.Juli
https://www.energieatlas.bayern.de/index.html
https://www.energieatlas.bayern.de/kommunen/werkzeugkasten/ausstellungen.html
https://www.energieatlas.bayern.de/kommunen/werkzeugkasten/ausstellungen.html
https://www.energieatlas.bayern.de/kommunen/werkzeugkasten/ausstellungen.html
https://www.energieatlas.bayern.de/index.html
https://www.energieatlas.bayern.de/thema_energie.html
https://www.energieatlas.bayern.de/thema_energie/bildung.html
https://www.energieatlas.bayern.de/thema_energie/bildung/energiekisten.html
https://www.energieatlas.bayern.de/thema_abwaerme/abwaermeinformationsboerse.html
https://www.energieatlas.bayern.de/thema_abwaerme.html
https://www.energieatlas.bayern.de/thema_abwaerme/abwaermeinformationsboerse.html
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Schaffen Sie sich neue Spielräume

Wir begleiten Sie auf dem Weg zur Klimaneutralität. Mit einem Energieprojekt in Ihrer 
Gemeinde stärken Sie die regionale Wertschöpfung: durch Pachteinnahmen, Gewer-
besteuern oder die neue Kommunalabgabe, die Ihnen verlässliche Einnahmen aus der 
Stromerzeugung des Betreibers sichert. Neugierig? 

Dann sprechen Sie uns an: Wir prüfen gemeinsam, wie wir ein Wind- oder Solar- 
energie-Projekt zum Vorteil Ihrer Gemeinde realisieren können. Seit 25 Jahren zählt 
juwi zu den führenden Spezialisten für erneuerbare Energien. Erfahren Sie mehr über 
unsere Erfahrung und die Chancen der Energiewende unter www.juwi.de.

juwi AG · Regionalbüro Dürrwangen im Schloss Dürrwangen
Tel. +49 6732 9657-0 · energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de

Mit unseren Energieprojekten können Sie für Ihre Bürgerinnen 
und Bürger zusätzliche und zuverlässige Einnahmen erzielen.

DAS GASNETZ WIRD KLIMANEUTRAL 

Bereits heute fließt im Gasnetz der größte Teil unserer re-
gionalen Energie. Mit Biogas heizt man längst nahezu 
CO2-neutral. Doch es geht noch mehr – das Gasnetz ist fit 
für eine Zukunft mit klimaneutralem Wasserstoff. Schon 
heute kann H2 beigemischt werden und bis 2045 sollen 
100 Prozent klimaneutrale Gase durch das Gasnetz fließen. 
Parallel zur Ertüchtigung des Gasnetzes muss dazu auch die 
Wasserstofferzeugung vor Ort aufgebaut werden – zum 
Beispiel mit Power-to-Gas. 

H2VORORT

erdgas schwaben ist, gemeinsam mit seiner Netztochter 
schwaben netz, Initiator des Projekts H2vorOrt, in dem 33 
Gasverteilnetzbetreiber aus ganz Deutschland zusammen 

mit dem Deutschen Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. 
(DVGW) einen Transformationspfad der Gasinfrastruktur 
hin zur Klimaneutralität entwickelt haben. 

ZUKUNFTSTECHNOLOGIEN UND 
LEISTUNGSFÄHIGE INFRASTRUKTUR 

„Wir setzen uns für eine klimaschonende, sichere Energie-
versorgung ein“, sagt Markus Last, Sprecher der Geschäfts-
führung erdgas schwaben. „Der Weg zum klimaneutralen 
Heizen besteht aus vielen Bausteinen. Supereffiziente  
Heizanlagen wie Brennstoffzellen gehören ebenso dazu 
wie ein leistungsfähiges Gasnetz, durch das Gas aus erneu-
erbaren Quellen fließt. Technologien, von denen uns viele 
ja schon zur Verfügung stehen, müssen wir effektiv kombi-
nieren, damit Umwelt und Klima, aber auch der Geldbeutel 
geschont werden.“ 

Sauberer Wasserstoff ist ein unverzichtbares Element im Energiemix der Zukunft, die Infrastruktur für Speicherung  
und Transport ist bereits da: Das Gasnetz macht den Weg in eine Energiezukunft mit 100 Prozent Wasserstoff frei. 

erdgas schwaben ist einer der Initiatoren der Initiative H2vorOrt  

Bild: Jan Schneckenhaus iStock

Markus Last, erdgas schwaben

„Das Gasnetz macht den Weg 
in eine Energiezukunft mit 
100 Prozent Wasserstoff frei.“

ERDGAS SCHWABEN GMBH

Energie der Zukunft 
ERDGAS SCHWABEN MACHT SEIN GASNETZ FIT FÜR WASSERSTOFF

Telefon: 0821 9002-0 
E-Mail: info@erdgas-schwaben.de 
www.erdgas-schwaben.de

http://27.Juli
https://www.juwi.de/
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BEN – BERATUNGSSTELLE ENERGIEEFFIZIENZ UND NACHHALTIGKEIT DER BAYERISCHEN ARCHITEKTENKAMMER

Klimagerecht in die Zukunft
Klimaschutz ist einer der wesentlichsten Beiträge, den baye-
rische Kommunen für eine gemeinwohlorientierte Entwick-
lung leisten können. Ihnen kommt dabei eine wichtige 
Schlüsselrolle zu. 

Wenn wir von 2021 aus in die Zukunft blicken, reden wir 
nicht mehr nur darüber, wie Klimaschutz im Sinne der Pa-
riser Klimaschutzziele über das Etappenziel 2035 bis 2050 
verwirklicht werden kann. Wir wissen, dass der Weg dort-
hin bereits massiv von den Auswirkungen des Klimawan-
dels geprägt sein wird. Nicht nur global, sondern auch 
national in Deutschland, weist ein Anstieg an Hitzetagen, 
Trockenheit, Artensterben, Starkregenereignissen und 
Überschwemmungen schon heute darauf hin. Neben akti-
ven Maßnahmen zum Klimaschutz bedarf es folglich einer 
klugen Anpassungsstrategie an den Klimawandel. Mehr 
noch, Klimaschutz und Klimaanpassung müssen zusam-
men gedacht werden, damit sie generationenüberdauernd 
unsere natürlichen Lebensgrundlagen, das Klima und die 
Lebensqualität vor Ort sichern.

Kommunaler Klimaschutz, durchdacht und konsequent 
betrieben, ist die Basis für den an Gemeinwohlinteressen 
orientieren Erfolg. Er trägt dazu bei, Energiekosten dauer-
haft zu senken, entlastet Haushalte und steigert die Le-
bensqualität der Bürgerinnen und Bürger vor Ort. 
Integrierte Klimaschutzkonzepte sichern die Umsetzung 
der Energiewende vor Ort. Ihre Berücksichtigung in der 
Bauleitplanung, und das Festlegen von Nachhaltigkeits-
standards für Verwaltung und kommunale Liegenschaften, 
aber auch die Bewusstseinsbildung im Rahmen partizipati-
ver Prozesse sind nur einige Beispiele der vielfältigen Ge-
staltungs- und Steuerungsmöglichkeiten für Kommunen.

Die BEN – Beratungsstelle Energieeffizienz und Nach-
haltigkeit der Bayerischen Architektenkammer unterstützt 
hierbei u.a. Städte und Gemeinden mit Expertenwissen. 

KONKRET BIETEN WIR KOSTENFREIE  
ERSTBERATUNGEN ZU FOLGENDEN THEMEN AN: 

•	 Nachhaltigkeit, Energieeffizienz, Klimaschutz
•	 kommunale Nachhaltigkeit  
•	 Klimaanpassung – blaue und grüne Infrastruktur  
•	 Förderungen, Gesetze, Normen   
•	 Technik und Gebäude 
•	 Materialökologie, ökologisches     

Baustoffinformationssystem WECOBIS   
•	 Projekte auf Nachhaltigkeit ausrichten
•	 Klima-Jugendbildung

Unsere Beratungen reichen von gebäudeorientierten bis  
hin zu regionalen Konzepten für urbane Gebiete und den 
ländlichen Raum. Wir unterstützen Sie mit unserem Bera-
tungsangebot dabei, einzelne Vorhaben im besten Fall in 
kommunale Planungen und Maßnahmen zu integrieren, 
sodass über das notwendige Maß an Klimaanpassung und 
Klimaschutz hinaus, ökologische, ökonomische und sozio-
kulturelle Mehrwerte entstehen.

Mit den unabhängigen Beraterinnen und Beratern der 
BEN können Sie sich zu all diesen Themenbereichen austau-
schen, sich kostenfrei beraten lassen sowie hilfreiches Wis-
sen und weitere Informationen abrufen. Gefördert wird das 
kostenfreie Erstberatungsangebot gleich von zwei Bayeri-
schen Staatsministerien – von Bayerns Bauministerium und 
Bayerns Umweltministerium. 

Nutzen Sie das Angebot der BEN! 
Umfangreiche Informationen und Publikationen erhalten 
Sie unter www.byak-ben.de. 
Vereinbaren Sie per E-Mail an ben@byak.de oder 
telefonisch unter 089-139880-88 einen Termin.

http://27.Juli
https://www.byak.de/planen-und-bauen/beratungsstelle-energieeffizienz-und-nachhaltigkeit.html
http://www.byak-ben.de


8

Sonderdruck 	        Bayerische GemeindeZeitung 	 29. Juli 2021

Wir gestalten die 
Energiewende

TenneT ist ein führender europäischer Netzbetreiber, der 
sich für eine sichere und zuverlässige Stromversorgung 
einsetzt – 24 Stunden am Tag, 365 Tage im Jahr. Wir  
gestalten die Energiewende für eine nachhaltige Energie-
zukunft. Als erster grenzüberschreitender Übertragungs-
netzbetreiber planen, bauen und betreiben wir ein fast 
24.000 km langes Hoch- und Höchstspannungsnetz in 
den Niederlanden und Deutschland und sind einer der 
größten Investoren in nationale und internationale Strom-
netze, an Land und auf See. Jeden Tag geben unsere 
5.700 Mitarbeiter ihr Bestes und sorgen mit Verantwor-
tung, Mut und Vernetzung dafür, dass sich mehr als  
42 Millionen Endverbraucher auf eine stabile Strom-
versorgung verlassen können. 

Lighting the way ahead together.

 
www.tennet.eu

Von Bayreuth aus betreibt TenneT weite Teile des deut-
schen Höchstspannungsnetzes. Die Verbindungen reichen 
von Flensburg nach Simbach, von dort zu österreichischen  
Pumpspeicherkraftwerken und seit Frühjahr 2021 auch di-
rekt zu norwegischen Wasserkraftwerken. Ein wichtiges 
Fundament für das Gelingen der Energiewende, doch nur 
gemeinsam im Verbund mit dezentralen Strukturen kann 
die Energiewende erfolgreich gestaltet werden.

„SOWOHL-ALS-AUCH“ IM KONTEXT DER ENERGIEWENDE

Dezentrale Strukturen zur Stromerzeugung und Versor-
gung müssen Hand in Hand mit dem Netzbetrieb und  
Netzausbau gehen. Ein „Entweder-oder“ und Autarkiebe-
strebungen werden dem  erfolgreichen Ausbau erneuerba-
rer Energie substantiell nicht dienen, dafür ist das System 
der Stromversorgung zu komplex. Bundestag und Bundes-
rat haben 2021 wiederholt die Notwendigkeit vieler bayeri- 
scher Netzausbaumaßnahmen bestätigt. Beim SuedOstLink 
entschied der Gesetzgeber die Kapazität zu verdoppeln, 
um nach 2030 noch mehr deutschen Grünstrom für Bay-
erns Wirtschaft liefern zu können und neben dem Neubau 
gilt es, Strukturen zu modernisieren. Seit Beginn der 
1940er ist die ehemalige Reichssammelschiene Teil der 
bayerischen Kulturlandschaft. Zwischen Mittelfranken und 

Niederbayern wird die 80 Jahre alte Stromautobahn über 
das TenneT-Projekt Juraleitung an die Anforderungen des 
21. Jahrhunderts angepasst. Von Altheim führt die alte 
Reichssammelschiene weiter bis Österreich. Hier steht die 
Planung zur Modernisierung kurz vor Abschluss. Beim rund 
50 Jahre alten Ostbayernring hat der Ersatzneubau im 
Sommer 2021 begonnen. 

GEMEINSAM MIT VERBRAUCHERN, FORSCHUNG 
UND INDUSTRIE ERSCHLIEßEN SICH NEUE WEGE 

Ein zukunftweisendes Pilotprojekt ist das vom Bundes-
wirtschaftsministerium geförderte Projekt Bidirektionales 
Lademanagement (BDL). Die Bayreuther Energiespezialis-
ten entwickeln gemeinsam mit der Universität Passau, der 
BMW Group, dem Bayernwerk und der Forschungsstelle 
für Energiewirtschaft ein intelligentes bidirektionales La-
demanagementsystem für Elektrofahrzeuge. Dadurch sol-
len diese über ihre Rolle als reiner Stromverbraucher 
hinaus einen aktiven Beitrag zur Flexibilisierung des 
Stromversorgungssystems leisten können, indem sie ge-
zielt Strom aus erneuerbaren Energien nutzen, oder netz- 
entlastende Ladestrategien umsetzen. Gemeinsam mit 
dem Bayernwerk wurde das Projekt HeatFlex aufgesetzt. 
Die dezentralen Stromnutzer sind hier Nachtspeicherhei-
zungen, Wärmepumpen, Warmwasserboiler und poten-
ziell auch Elektrofahrzeuge. Diese Verbrauchsstellen sind 
durch den Verteilnetzbetreiber mittels Rundsteuertech-
nologie steuerbar und bilden ein dezentrales Potenzial, 
das zum überregionalen Ausgleich der schwankenden 
Grünstromeinspeisung beitragen wird. Im Versorgungsge-
biet des Bayernwerks sind über 170.000 dezentrale steuer-
bare Stromnutzer angeschlossen, die über eine Leistung 
von insgesamt etwa 200 MW verfügen.

Ein „Entweder-oder“ würde Fahrbahnen verengen, mit 
dem „Sowohl-als-auch“ zeigt TenneT Wege, die die Strom-
versorgung zukunftssicher und ressourcenschonend ge-
stalten. 

www.tennet.eu

TENNET TSO GMBH

Energiewende ist ein „Sowohl-als-auch“ 

                                            Bild: Tennet

http://27.Juli
https://tennet.eu/de/
http://www.tennet.eu
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STADT MARKTREDWITZ

Klimafreundliches Nahwärmenetz im Neubaugebiet 

Echt fair für Ihre Zukunft 
erdgas-schwaben.de

Energie für heute 
und morgen 
Mein ÖkoGas – 
 100 % CO2-neutral

Eine zentrale Nahwärmeversorgung gilt in Zeiten des Klima-
wandels als besonders effiziente Wärmeversorgung in 
Wohngebieten, da die Zahl der Einzelheizungsanlagen und 
damit die Emissionen reduziert werden können. Auch Kom-
munen sind hier in der Pflicht, entsprechende Möglichkei-
ten zu prüfen. Im oberfränkischen Marktredwitz wurde 
kürzlich das moderne und ökologisch geplante Neubauge-
biet „Hammerberg-West“ im östlichen Stadtteil Haag er-
schlossen. Das Besondere: Die 51 Bauparzellen werden alle 
verpflichtend an das Nahwärmenetz angeschlossen, das 
durch eine bestehende Biogasanlage eines landwirtschaftli-
chen Betriebs in Haag gespeist wird.

Bauherren schätzen den dörflichen Charakter im Orts-
teil Haag und profitieren gleichzeitig von kurzen Wegen in 
die Kernstadt. Einkaufsmöglichkeiten sind in weniger als 
fünf Fahrminuten erreichbar – oder gleich mit dem Fahrrad 
oder zu Fuß. In Zusammenarbeit mit dem Amt für Ländliche 
Entwicklung Oberfranken ist hier außerdem eine Dorfer-
neuerung im Gange, welche die Attraktivität des Ortsbilds 
nochmals steigern wird.

OPTIMALE ZUSAMMENARBEIT

Quer durch Haag verlegt derzeit die Firma Markgraf aus 
Weiden im Auftrag des Kommunalunternehmens Marktred-
witz (KUM) Leitungen für das Nahwärmenetz, mit dem künf-
tig das Baugebiet Hammerberg-West sowie der Ortsteil 
Haag versorgt wird. Mit einer Investition des KUM in Höhe 
von ca. 1,2 Millionen Euro wird ein vorbildliches Modell zum 
Klimaschutz umgesetzt. Das ist das Ergebnis einer sehr gu-
ten Zusammenarbeit des Kommunalunternehmens Mark-
tredwitz, der Stadt Marktredwitz, des Amtes für Ländliche 
Entwicklung (ALE) Oberfranken und der Familie Heusch-
mann als Betreiber der Biogasanlage in Haag. 

Von entscheidendem Vorteil im Prozess waren die lau-
fenden Dorferneuerungen in Haag und Wölsau. Bereits bei 
deren Beginn war beabsichtigt, mit dem Ausbau der Dorf-
straßen, auch einige Anwesen in der Haager Ortsmitte an 
eine private Wärmeversorgung anzuschließen. Nachdem 
die Teilnehmergemeinschaft (TG) Haag-Wölsau als Trägerin 
der Dorferneuerung von der Stadt Marktredwitz über die 
Ausweisung des unmittelbar benachbarten Baugebietes 
Hammerberg-West informiert wurde, ergriff die Gemein-
schaft die Initiative und ließ eine Studie über die Energie-
versorgung des Baugebiets und der Ortschaft Haag erstellen.

Die Studie zeigte, dass das bisher ungenutzte Potenzial 
der Abwärme der Biogasanlage Heuschmann ausreicht, den 
Wärmebedarf sowohl für den Ortsteil Haag als auch für das 
neue Baugebiet Hammerberg-West zu decken. Das Kom-
munalunternehmen, das schon mehrere Projekte zum Kli-
maschutz umgesetzt hat, griff diesen Gedanken auf und ließ 
mit Unterstützung des Amtes für Ländliche Entwicklung 
Oberfranken vom Planungsbüro eta Energieberatung 
GmbH, Pfaffenhofen eine Planung mit Wirtschaftlichkeits-
berechnung erstellen.

Mit einer Fragebogenaktion wurde außerdem von der 
Teilnehmergemeinschaft Haag-Wölsau die Anschlussbereit-
schaft im Ortsteil Haag abgefragt, da die Nahwärmeleitung 

von der Biogasanlage zum Baugebiet auch durch das Dorf- 
erneuerungsgebiet verläuft. Mit dem Bau der Leitung durch 
Haag, bezuschusst vom Amt für Ländliche Entwicklung 
Oberfranken, werden direkt einige Gebäude mit ange-
schlossen.

MUSTERGÜLTIGES ENERGIEPROJEKT

Die Einführung der neuen CO2-Abgabe bereits vor Augen, 
wurde ermittelt, dass eine Nahwärmeversorgung wirtschaft-
lich betrieben werden kann, wenn sichergestellt ist, dass 
sämtliche Gebäude im Baugebiet angeschlossen werden. 
Die Stadt Marktredwitz sah unter den gegebenen Rahmen-
bedingungen die große Chance, ein Baugebiet mit vorbildli-
cher, klimafreundlicher Wärmeversorgung zu etablieren und 
stellte mit einer Anschlussverpflichtung für alle 51 Baupar-
zellen die Weichen zur Umsetzung.

Die Wärme ist zum weit überwiegenden Teil Abwärme 
einer Biogasanlage, die bei der Erzeugung von Strom aus 
vergorener Biomasse in Blockheizkraftwerken (BHKW) ent-
steht und mit dem neuen Leitungssystem in die Häuser ge-
bracht wird. Zwar kommt bei der Biogasanlage auch Mais 
zum Einsatz, jedoch macht dieser nur einen untergeordne-
ten Teil aus – neben Biomasse aus Stallmist, Grasschnitt und 
der in Dauerkultur blühenden Pflanze Silphie, die nach 

http://27.Juli
http://erdgas-schwaben.de
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dem Anwachsen keinen Pflanzenschutz benötigt. Das Mate-
rial fällt vor Ort beziehungsweise in der nahen Umgebung 
an, sodass die Wertschöpfung in Marktredwitz bleibt.

Der landwirtschaftliche Betrieb Heuschmann, der die 
Biogasanlage betreibt, liefert die Nahwärme an das Kom-
munalunternehmen Marktredwitz, das als Betreiber des 
Nahwärmenetzes fungiert und auch Vorsorge für den Fall 
einer Störung der Biogasanlage oder für Spitzenbedarfszei-
ten an sehr kalten Tagen trifft: Eine mit Flüssiggas betriebe-
ne Heizung unterstützt nämlich dann das Wärmenetz. Diese 
effiziente Form einer öffentlich-privaten Partnerschaft 
(ÖPP) ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor für effektiven und 
wirtschaftlichen Klimaschutz.

Die Häuser im Baugebiet decken künftig ihren gesamten 
Wärmebedarf für Heizung und Warmwasser mittels einer 
Übergabestation aus dem Nahwärmenetz. Diese benötigt 
nur einen Quadratmeter Platz und es entfallen Anschaf-
fung, Unterhalt und Platzbedarf für eine Heizungsanlage 
und ein Brennstofflager sowie für einen Kamin bzw. eine 
Wärmepumpe. Des Weiteren entfallen Emissionen der Hei-
zungsanlage oder die bei der Stromerzeugung für die 
Wärmepumpe. Bei Beantragung von Fördermitteln für den 
Wohnungsbau sinken die Anforderungen an Wärmedäm-
mung oder vergleichbare Maßnahmen. 

DIE ZUKUNFT FEST IM BLICK

Die in den nächsten Jahren steigende CO2-Abgabe für fossi-
le Brennstoffe wird die künftigen Bewohner im Baugebiet 
nur noch zu einem geringen Teil betreffen. Mit der Nahwär-
meversorgung werden jährlich klimaschädliche Emissionen 
aus etwa 100.000 Litern Heizöl oder entsprechenden ande-
ren Energieträgern eingespart. Mit der Errichtung der ersten 
Häuser kann das Kommunalunternehmen Marktredwitz 
bereits ab September Wärme bereitstellen. 

Der Marktredwitzer Oberbürgermeister Oliver Weigel, 
Baudirektor Franz Kamhuber vom Amt für Ländliche Ent-
wicklung Oberfranken, der die Dorferneuerung in Haag und 
Wölsau leitet, KUM-Vorstand Markus Brand sowie der Ab-
teilungsleiter für Erneuerbare Energien, Gerald Hoch vom 
Kommunalunternehmen Marktredwitz, Klimaschutzmana-
ger Christopher Thieser und Christian Heuschmann, Betrei-
ber der Biogasanlage, zeigten sich sehr erfreut über das 
gelungene zukunftsweisende Klimaschutzprojekt als Ergeb-
nis der hervorragenden Zusammenarbeit.

Ein bereits untersuchtes und angestrebtes Folgeprojekt 
ist eine gemeinschaftliche, klimafreundliche Stromerzeu-
gung aus Solarzellen. Leitgedanke ist die vollständige Erzeu-
gung der im Ortsteil Haag verbrauchten Energie an Ort und 
Stelle – wiederum in Zusammenarbeit der örtlichen Akteure.

Aber auch auf der früheren Industriebrache „BEN-
KER-AREAL“, mitten in der Innenstadt von Marktredwitz, 
entsteht für die Versorgung der neuen Wohnhäuser, der 
Behörden- und Dienstleistungsgebäude und eines großen 
Kinderhauses in diesem neuen Stadtteil eine Nahwärme-
anlage, die durch den örtlichen Energieversorger ESM 
betrieben wird. Beim Kommunalunternehmen Marktred-
witz läuft aber auch bereits die Planung für den Ausbau 
eines weiteren Nahwärmenetzes im Jahr 2022, das im 
Umgriff des Schulzentrums rund um die Schulstraße ent-
stehen wird. 

Auch hat der ebenfalls bei der Gestaltung der Wärme-
netze beteiligte Klimaschutzmanager der Stadt Marktred-
witz schon eine Reihe weiterer Maßnahmen und Aktivitäten 
hin zu mehr Energieeffizienz, unabhängiger Energieversor-
gung und weniger Treibhausgas-Emissionen in Vorberei-
tung. Es ist an der Zeit, Verantwortung zu übernehmen und 
das Selbstverständnis zu überdenken, mit dem Energie 
genutzt wird. Die neuen Nahwärmenetze in Marktredwitz 
werden hierzu auch einen Beitrag leisten. 

ETA ENERGIEBERATUNG GMBH

Energiekosten sparen durch kompetente Energieberatung

 Die eta Energieberatung ist seit 2017 Tochtergesellschaft 
der SWM München und hilft europaweit Industriebetrie-
ben, Kommunen und Krankenhäusern innerhalb weniger 
Monate, ihren Energieverbrauch nachhaltig zu reduzieren. 
Damit werden durchschnittlich 5 bis 10 Prozent der jährli-
chen Energiekosten eingespart. 

Das Team der eta Energieberatung berät umfassend in den Berei-
chen Energieeinkauf und der Erstattung von Energienebenkosten. 
So werden Einspar- und Versorgungskonzepte erstellt, beim Auf-
bau eines Energiemanagementsystems geholfen und Gutachten 
und Machbarkeitsstudien erarbeitet. Auch bei der Beantragung 
von Fördergeldern ist die eta Energieberatung beratend tätig. 

    Bilder: eta

http://27.Juli
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Zukunft gemeinsam gestalten 
     Ihr Partner – Stadtwerke München

 Kompetenter Netzbetrieb: umweltverträglich und sicher

 Für die Menschen vor Ort: 100 Prozent kommunal

 Vernetzte Mobilität

 Erneuerbare Energien

AKTIVER KLIMASCHUTZ – DIE ENTWICKLUNG 
DES BIOMASSE-HEIZWERKS ENGELSBERG

Am Beispiel des Biomasse-Heizwerks Engelsberg lässt sich 
sehr gut darstellen, wie Wirtschaftlichkeit und Effizienz eines 
Wärmeverbundes verbessert werden können. 

So wurde in Engelsberg ein Biomasse-Heizwerk mit einer 
Leistung von 1 700 kW sowie ein Fernwärmenetz mit einer 
Trassenlänge von rund 7.400 m und 180 Wärmeübergabesta-
tionen errichtet. 

Die eta Energieberatung wurde bereits in einer sehr frü-
hen Projektphase für eine systematische Betriebsoptimierung 
beauftragt. Inzwischen ist Engelsberg durch das grüne Projekt 
ein Bioenergiedorf, das seinen Energiebedarf (Strom und 
Wärme) aus mind. 50 Prozent regional erzeugter Bioenergie 
deckt – getreu dem Motto vom ersten Bürgermeister Herrn 
Martin Lackner „aus der Region, für die Region“.

AUSGEZEICHNETE FÖRDERSITUATION – BUNDESFÖRDERUNG 
FÜR EFFIZIENTE GEBÄUDE UND WÄRMENETZE

Sowohl für den Netzausbau als auch den Anschluss des Ei-
genheims an ein Wärmenetz gibt es aktuell sehr gute För-
derquoten in Höhe von bis zu 50 Prozent.

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle för-
dert seit Anfang des Jahres mit der BEG den Heizungstausch, 
Maßnahmen zur Heizungsoptimierung, den Einsatz erneu-
erbarer Energien, Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopplung sowie 
Energieberatung für Wohngebäude.

Im Juli 2021 startet das Pendant zur Förderung effizi-
enter Wärmenetze. Die BEW setzt sich aus vier Modulen 
zusammen, in denen u.a. die Anfertigung von Machbar-
keitsstudien, Realisierung eines Wärmenetzes 4.0 und In-
formationsmaßnahmen zur Erzielung der erforderliche 
Anschlussquote finanziell unterstützt werden. Biomasse-Heizwerk Engelsberg   	                              Bilder: eta

Luftbild der Gemeinde Engelsberg                                                                                          Bild: eta

Bürgermeister Lackner vor dem Hackschnitzelbunker

http://27.Juli
https://www.swm.de/
https://www.co2online.de/modernisieren-und-bauen/sanierung-modernisierung/energieberatung/
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DIFU-BEFRAGUNG

Erneuerbare Energien in Kommunen 

Neben Einsparung und Effizienz von Strom und Wärme ge-
hört der Einsatz erneuerbarer Energiequellen zu den wichti-
gen Handlungsfeldern des kommunalen Klima- und 
Energiemanagements. Hier können die Kommunen in ihren 
eigenen Liegenschaften aktiv und damit ihrer Vorbildfunk- 
tion gerecht werden. Wie die bundesweite Umfrage ergab, 
nutzen 96 Prozent der Kommunen in ihren kommunalen Lie-
genschaften bereits erneuerbare Energien. Weitere 2 Pro-
zent haben dies geplant. Konkrete Ausbauziele für den 
Einsatz erneuerbarer Energien in den eigenen Liegenschaf-
ten haben jedoch nur 29 Prozent.

Der Vergleich zum Jahr 2016 zeigt jedoch, dass mittlerweile 
prozentual mehr Kommunen erneuerbare Energien in ihren 
Liegenschaften einsetzen als noch vor vier Jahren (92 Pro-
zent). Am häufigsten wird dabei Gebrauch von Photovoltaik 
(97 Prozent), Biomasse (53 Prozent) und Solarthermie (43 
Prozent) gemacht. Im Vergleich zu den Jahren 2011/2012 
und 2016 ist damit die Verwendung von Photovoltaik pro-
zentual leicht angestiegen.

In 96 Prozent aller Kommunen werden Photovoltaik-Anla-
gen auf Dachflächen verwendet. In knapp der Hälfte der 
Kommunen werden außerdem Dachflächen für Photovol-
taik-Anlagen verpachtet (49 Prozent). Dort, wo Geothermie 
zum Einsatz kommt, wird zu zwei Dritteln Gebrauch von 
oberflächennaher Geothermie gemacht. Das übrige Drittel 

verwendet Tiefengeothermie. Im Bereich der Verwendung 
von Biomasse werden hauptsächlich Holzhackschnitzel (57 
Prozent) und Holzpellets (57 Prozent) genutzt. 

Um festzustellen, welche kommunalen Gebäude für den 
Einsatz von erneuerbaren Energien geeignet sind, können 
Kommunen eine systematische Untersuchung ihrer Gebäu-
de durchführen. 40 Prozent betonten, dies zu tun, und 16 
Prozent planen, in Zukunft eine solche Untersuchung einzu-
leiten. Am häufigsten (49 Prozent) wurde eine PV-Potenzial-
analyse der Dachflächen durchgeführt. Viele Kommunen (36 
Prozent) bewerteten ihre Liegenschaften auch auf ihre ener-
getischen Eigenschaften hin.

Für den Einsatz erneuerbarer Energien in der gesamten 
Kommune bestehen bisher lediglich in 38 Prozent der Kom-
munen konkrete Ausbauziele. Eine systematische Untersu-
chung über die kommunalen Liegenschaften hinaus wurde 
bereits in 49 Prozent der Kommunen durchgeführt, 9 Pro-
zent planen diese, und 42 Prozent führten bisher keine Un-
tersuchung durch. 38 Prozent haben darüber hinaus ein 
Energiekonzept für ihre Kommune erstellt. Weitere 17 Pro-
zent beabsichtigen dies. 

Ein zentrales Ziel des kommunalen Energiemanagements 
besteht darin, die Energieeffizienz in kommunalen Liegen-
schaften zu erhöhen und den Energieverbrauch so weit   

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) hat erneut eine Umfrage zum Thema „Erneuerbare Energien in den Kommunen“ 
durchgeführt, die von Deutschem Städtetag, Deutschem Landkreistag und Deutschem Städte- und Gemeindebund an ihre 
Mitgliedskommunen versandt wurde. An der Befragung, die seit 2008 alle vier Jahre stattfindet, beteiligten sich 200 Kommunen.

Bild von Lukas Bieri auf Pixabay

http://27.Juli
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wie möglich zu senken. Dadurch werden Ressourcen ge-
schont, die Luftbelastung sowie der Ausstoß von Treibhaus-
gasen vermindert, so dass ein wichtiger Beitrag zum 
Klimaschutz geleistet wird. Zugleich werden durch die Ein-
sparungen auch die kommunalen Haushalte finanziell ent-
lastet. Die Hälfte der antwortenden Kommunen beschäftigt 
spezielles, ausschließlich für Aufgaben des Energiemanage-
ments eingestelltes Personal. 7 Prozent erklärten, künftig 
solches Personal einzustellen.

Vielfach ist es sinnvoll und notwendig, dass Kommunen Ko-
operationen eingehen, um Projekte zur Nutzung von erneuer-
baren Energiequellen zu verwirklichen. Mehr als die Hälfte 
der Kommunen (64 Prozent) nutzen diese Möglichkeit, um 
von Synergien zu profitieren. Weitere 8 Prozent planen, Ko-
operationen einzugehen. Am häufigsten wird dabei die Zu-
sammenarbeit mit Kreis-, Stadt- oder Gemeindewerken, 
Bürgerinnen und Bürgern, regionalen Energieversorgern, an-
deren Kommunen oder mit (Bürger-)Energiegenossenschaf-
ten/Initiativen eingegangen. Insbesondere die Anzahl der 
Kooperationen mit Kreis-, Stadt- oder Gemeindewerken hat in 
den vergangenen Jahren deutlich zugenommen. Vor allem für 
das Energieeinsparcontracting sind diese bevorzugte Partner. 

Bei der Frage nach Hemmnissen beim Einsatz von erneuer-
baren Energien in kommunalen Liegenschaften nannten 56 

Prozent der Kommunen technisch-organisatorische Proble-
me und 53 Prozent der Kommunen zu hohe Investitionskos-
ten bzw. zu geringe finanzielle Mittel.

Im Vergleich zu den vorangegangenen Umfragen haben im 
Jahr 2020 prozentual mehr Kommunen angegeben, dass vor 
allem technisch-organisatorische Probleme den Einsatz er-
neuerbarer Energien hemmen. Dazu gehören beispielswei-
se auch der Brandschutz und Vorgaben im Rahmen des 
Denkmalschutzes. Gebäude, die schon in den vergangenen 
Jahren aus diesen Gründen nicht für Anlagen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien geeignet waren, werden unweiger-
lich auch in Zukunft den Anteil an Hemmnissen im tech-
nisch-organisatorischen Bereich nicht verringern. 

Prozentual ist der Anteil der Kommunen, für die hohe Inves-
titionskosten und eine zu lange Amortisationszeit Hemmnis-
se darstellen, in den vergangenen Jahren merklich gesunken. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass Anlagen für erneuerba-
re Energien inzwischen eine andere Marktreife erzielt haben 
und in der Anschaffung im Vergleich kostengünstiger gewor-
den sind. Dies lässt sich auch an den gesunkenen Amortisa-
tionszeiten ablesen. „Durch die seit 2021 gültige CO2- 
Bepreisung werden sich hier Hemmnisse beim Einsatz er-
neuerbarer Energien zukünftig voraussichtlich nochmals 
anders gestalten“, heißt es abschließend. 

Zukunft gestalten – 
Fortschritt fördern.

Das Förderinstitut der BayernLB

Die BayernLabo – Kommunalkredit- und 
Förderbank des Freistaats Bayern.
Mit zinsgünstigen Kommunalkrediten und speziellen 

Förderkrediten unterstützen wir bayerische Gebiets-

körperschaften bei der Realisierung ihrer 

Investitionsvorhaben. 

Näheres erfahren Sie unter  bayernlabo.de

blabo_AZ_kom-taschenbuch_210x148_2021-06-18_v01_cj.indd   1 18.06.21   11:43
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ENGIE DEUTSCHLAND GMBH

Maximale CO2-Einsparung garantiert 
ENGIE DEUTSCHLAND SETZT LEUCHTTURMPROJEKT AN BADISCHER GEMEINSCHAFTSSCHULE UM

Probleme mit der Heizung und der Gebäudetechnik gehörten 
lange Zeit zum Alltag im Schul- und Sportzentrum der 
9.500-Seelengemeinde Oberhausen-Rheinhausen in Baden- 
Württemberg. Dank eines ganzheitlichen Lösungsansatzes ist 
das nun Vergangenheit: Die Expert:innen von ENGIE setzen 
rund um die Schule ein erweitertes Energiespar-Contracting 
um, das deutschlandweit in seiner Komplexität einzigartig ist. 
Es beinhaltet unter anderem die umfassende Modernisierung 
von Gebäuden und Technik. Michael Paschek, Projektleiter 
Energiemanagement in der ENGIE-Niederlassung Stuttgart, 
erläutert: „Das Modell bietet für unseren Kunden ein ganzes 
Bündel an Vorteilen: vor allem die Entlastung des örtlichen 
Bauamts und die Garantie, dass die geplanten Einsparungen 
erreicht werden. Kurz gesagt, profitiert Oberhausen-Rhein-
hausen von einem Rundum-sorglos-Paket durch ENGIE.“

GELD SPAREN UND UMWELT SCHONEN

Im Frühjahr 2020 gestartet, verliefen die Planungen und 
Umbaumaßnahmen vor Ort besonders zügig, da Schule und 
Sportzentrum aufgrund der Corona-Pandemie geschlossen 
waren, und das ENGIE-Team diesen Zeitraum effektiv nutzte. 
Seit April 2021 ist das Projekt nun in der Hauptleistungspha-
se – und verspricht fortan eine beachtliche Einsparung von 
Energiekosten: „Für das Gesamtobjekt, also Schule und 
Sportzentrum, garantieren wir enorme Einsparungen von 41 
Prozent Wärme, 58 Prozent Strom und 68 Prozent CO2. Da-
durch spart die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen zum 
einen bares Geld und schont zum anderen die Umwelt“, sagt 
Michael Paschek. Sollten die prognostizierten Einsparungen 
nicht erreicht werden, erhält die Schule aufgrund der ver-
traglichen Einspar-Garantie eine Ausgleichszahlung. Der 
Auftrag hat eine Laufzeit von 15 Jahren und beinhaltet eine 
Investition durch ENGIE Deutschland als Contractor in Höhe 
von rund 4,5 Millionen Euro. Die Investition refinanziert sich 
aus den eingesparten Energiekosten.

ALLE MAßNAHMEN AUS EINER HAND

Damit der Energiesparplan gelingt, koordinierte und reali-
sierte das ENGIE-Team in den vergangenen rund neun Mo-
naten alle geplanten Modernisierungsmaßnahmen in der 
Schule und im Sportzentrum aus einer Hand. Dazu gehörten 
sämtliche Aktivitäten rund um die Gebäudetechnik und spe-
zielle Sanierungstätigkeiten im Schwimmbad – von der Sa-
nierung der Umkleiden über den Austausch der Türen bis 
hin zur Erneuerung der Fliesen; aber auch sämtliche klassi-
sche Energiemaßnahmen wie die Installation von zwei 
Blockheizkraftwerken und die Erneuerung der Sanitär-, Lüf-
tungs-, Elektro- und Badewassertechnik in der Sporthalle 
und im Schwimmbad. Dafür arbeitete ENGIE Deutschland 
mit verschiedenen lokalen Partnern zusammen – zur vollen 
Zufriedenheit der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen.

LEUCHTTURMPROJEKT MIT VORBILDCHARAKTER

Von Anfang an legte ENGIE Deutschland einen Fokus darauf, 
die CO2-Emissionen der Gebäude und Anlagen maßgeblich 
zu reduzieren – ganz im Sinne der selbstauferlegten Mission 
„Zero Carbon Transition as a Service“. Auch unter diesem 
Aspekt kann das Projekt vielen anderen Schulen als Vorbild 
dienen. „Ob Grundschule, Gemeinschaftsschule oder Gym-
nasium – der Bedarf an Modernisierung und Sanierung ist 
hoch. Gleichzeitig sind die Kapazitäten für die entsprechen-
de Planung und Umsetzung vielerorts knapp. Diese Situation 
hat sich in Folge der Corona-Pandemie weiter zugespitzt“, 
weiß Michael Paschek. „Als Partner für öffentliche Einrich-
tungen bieten wir bei ENGIE Deutschland die optimale Lö-
sung für diese Herausforderung.“ Das demonstriert das Beispiel 
der Gemeinschaftsschule Oberhausen-Rheinhausen auf be-
sondere Weise. 

Kontakt: info-deutschland@engie.com

Obenansicht Gebäudekomplex      Bild: ENGIE

http://27.Juli
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Machen Sie Ihre Gebäude mit ENGIE fit für die Zukunft.

Wir begleiten Sie auf Ihrem
Weg zur Klimaneutralität

engie-deutschland.de

KURZGUTACHTEN DES FRAUNHOFER-INSTITUTS FÜR SOLARE ENERGIESYSTEME ISE

Vorfahrt für innovative Energietechnologien

Wie aus dem Kurzgutachten hervorgeht, sind Innovationen 
in der Lage, sich im Rahmen von bereits Bekanntem zu be-
wegen und etwa die Effizienz von PV-Modulen zu steigern. 
Gleichzeitig bedürfe es weiterer Innovationen oder innova-
tiver Anwendungsfelder bestehender Technologien, um Kli-
maneutralität bis 2045 oder früher zu erreichen.

Das Fraunhofer-Institut legt dar, dass Technologien wie die 
fahrzeugintegrierte oder die Verkehrsflächen-Photovoltaik 
hinsichtlich ihres Reifegrades wie auch der Kostenentwick-
lung der Zelltechnologien so weit fortgeschritten sind, dass 
sie bis 2030 eingesetzt werden können. Andere wie die so-
genannte Agri-Photovoltaik (Kombination von Photovoltaik 
und landwirtschaftliche Nutzung der Flächen) hätten ihre 
Anwendungstauglichkeit bewiesen, näherten sich der Wirt-
schaftlichkeit in großen Schritten und könnten bei passen-
den Rahmenbedingungen schnell skaliert werden. So schätzt 
das Gutachten das technische Potenzial der Agri-Photovol-
taik im Jahr 2030 auf den spürbaren Beitrag von ca. 2 GW.

„Für alle untersuchten Technologien lässt sich die mas-
sentaugliche Marktreife bis zur Mitte, spätestens Ende der 
2020er Jahre erreichen“, heißt es. Unsicherheiten lägen in 
ihren Einsatzgebieten und der Kostenentwicklung. „So un-
terliegen etwa die Photovoltaik oder die Tiefengeothermie 
geographischen Beschränkungen des Anwendungspoten- 
zials, wohingegen andere Technologien wie die Großwärme-

pumpe stärker durch die Nachfrageseite begrenzt werden.“
Das „IEA Heat Pump Programm“ bestätige den Einsatz von 
Wärmepumpen auf industriellem Niveau als Schlüsseltech-
nologie mit guter Marktdurchdringung, aber niedrigem 
Marktanteil. Besonders in der Industrie mit hohem Prozess-, 
Kälte- und Dampfbedarf, aber auch mit hohem Wärmerück-
gewinnungspotenzial, sei ein starker Anstieg des Einsatzes 
von Wärmepumpen zu erwarten. Als größte Einsatzgebie-
te in Deutschland werden das metallverarbeitende Ge-
werbe, die Lebensmittelindustrie sowie die Quartiers- 
wärmeversorgung genannt. Dabei sei für eine CO2-neu-
trale Fernwärmeversorgung der Übergang zu Großwärme-
pumpen unverzichtbar. 

Das Potenzial für den Einsatz von Wärmepumpen in Industrie- 
prozessen liegt laut Gutachten in der höheren Gesamt- 
energieeffizienz (mit bis zu 80 Prozent Energiebedarfs- 
rückgang) und dem damit verbundenen Rückgang der 
CO2-Emissionen. Der bisher niedrige Einsatz von Großwärme-
pumpen in Deutschland im Vergleich zu seinen Nachbarlän-
dern sei vor allem mit dem hohen Preisunterschied von 
Strom zu Gas zu erklären. Die Wirtschaftlichkeit gegenüber 
Gaskesseln sei eher bei niedrigeren Preisverhältnissen und 
niedrigem Temperaturhub zwischen Wärmequelle und 
-senken gegeben, so verstärke sich auch der Einsatz von 
hybriden Wärmepumpen mit Gas- oder Stromboilern in 
Deutschland. 

Die Energiewende benötigt den Einsatz bekannter klimafreundlicher Technologien genauso wie Innovationen. Jede Verschär-
fung der Klimaziele und Beschleunigung der Transformation verstärkt die Notwendigkeit für Innovationen. Das im Rahmen 
der dena-Leitstudie „Aufbruch Klimaneutralität“ beauftragte Kurzgutachten „Innovative Technologien“ des Fraunhofer-Insti-
tuts für Solare Energiesysteme ISE identifiziert eine Reihe von Technologien, die bis zum Jahr 2030 imstande sind, einen 
wesentlichen Beitrag zur Erreichung der Treibhausgasminderungsziele zu leisten. Sie können bis dahin den Sprung in den 
Massenmarkt schaffen und sich zur Standardtechnologie entwickeln.

http://27.Juli
https://www.engie-deutschland.de/de
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Stichwort Tiefengeothermie: Derzeit sind in Deutschland 38 
Tiefengeothermie-Anlagen in Betrieb. Die installierte Wär-
meleistung entspricht rund 350 MW und die elektrische Leis-
tung rund 47 MW. Geplant werden aktuell weitere 30 Anlagen. 
Laut Bundesverband Geothermie ist die oberflächennahe 
Geothermie, die vor allem zum Heizen einzelner Gebäude 
eingesetzt wird, mit einer installierten thermischen Leistung 
von 4,4 GW bereits deutlich weiter verbreitet. 

In Deutschland seien zwar geothermische Lagerstätten vor-
handen, die auch die Stromerzeugung ermöglichen, allerdings 
sei die direkte Wärmenutzung die wichtigere Anwendung von 
Geothermie. Besonders in den Ballungsgebieten entlang des 
Rheingrabens biete sich diese Nutzung an und werde aktiv 
angestrebt. Im Molassebecken in Südbayern sei ein derartiger 
Trend für die Region München bereits deutlich zu erkennen. 
Derzeit könnten sich Geothermie-Heizkraftwerke vor allem 
über die vergleichsweise hohe EEG-Förderung für Strom aus 
Geothermie finanzieren. Die Einspeisevergütung liege derzeit 
bei 25,2 ct/kWh (Bundestag 2021).

Die hohen Explorations- und Bohrkosten sind nach Anga-
ben der Internationalen Organisation für erneuerbare 
Energien der Hauptgrund für die stockende Entwicklung 
der Geothermie. An den Gesamtinvestitionskosten hät-
ten sie mit 50 bis 70 Prozent einen sehr hohen fixen An-
teil. Auch die Abhängigkeit vom Bohr- und Stahlmarkt 
wird als Risiko eingeschätzt. Weitere Probleme stellten 
sich durch das Fündigkeitsrisiko bei Exploration sowie 
Bohrungen und die starke Standortabhängigkeit. Eine 
fehlende einheitliche europäische wie deutsche Regulie-
rung erschwerten die technische Marktreife und auch der 
Abbau von Wärmenetzen sowie das Sinken des Wärme-
bedarfs durch Sanierung seien als Risiko benannt. 

„Konkurrierende Technologien liegen in allen zentralen und 
dezentralen Wärmebereitstellungsanwendungen“, heißt es 
weiter. „So zählen in Reihenfolge der steigenden spezifi-
schen Investitionskosten Erdgas- und Biomassekessel, So-
larthermie, Kraft-Wärme-Kopplung und Großwärmepumpen 
zu den Alternativen.“ 

Das theoretische Potenzial der Stromerzeugung in Deutsch-
land durch Tiefengeothermie könnte, so das Gutachten, 

bei voller Potenzialauslastung ein Maximum von 300 TWh/a 
erreichen, für die Deckung der Grundlast ergebe sich ein 
vergleichbar hohes Potenzial von 260 TWh/a. Dafür müssten 
Kapazitäten über 30 GW aller Tiefengeothermie-System 
varianten ausgebaut werden. Das technische Potenzial in 
Deutschland sei jedoch eingeschränkt durch die Struktur 
des Gesamtenergiesystems und abhängig von der Infra-
struktur, da für die Wärmeversorgung aus Tiefengeothermie 
geeignete Wärmenetze und Abnehmer erforderlich sind. 

Als eine vielversprechende Technologie für den Einsatz in 
Elektrofahrzeugen werden Festkörperbatterien angese-
hen. Es wird erwartet, dass bis 2040 fast 80 Prozent aller 
Anwendungen von Festkörperbatterien in Elektrofahr-
zeugen zu finden sein werden. Der Rest werde auf statio-
näre Speicher, mobile elektronische Anwendungen und 
Flugzeuge entfallen. Daher ist laut ISE davon auszugehen, 
dass der Einsatz von Festkörperbatterien in stationären 
Anwendungen nur aufgrund der deutlich niedrigeren Bat-
teriekosten zustande kommen wird, die durch den Einsatz 
in Elektrofahrzeugen vorangetrieben werden. 

Obwohl eine hohe Energiedichte (kg/kWh) keine wichtige 
Anforderung für stationäre Batterien ist, mache die kompak-
te Bauweise von Lithium-Ionen-Batterien sie künftig zur ers-
ten Wahl für stationäre Batterien. Es sei damit zu rechnen, 
dass nach erfolgreicher Implementierung von Festkörper-
batterien in EVs und starker Kostensenkung diese auch als 
stationäre Speicher eingesetzt werden. 
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www.sew-kempen.de

Keim- und schadstoffübertragungsfrei

100 % Außenluft - keine Umluft

Integrierte Kältetechnik ohne Rückkühlwerk

Werkseigener Kundendienst

Nachrüstbar im Bestand

Hohe Redundanz und Betriebssicherheit

NACHHALTIGE
INVESTITIONEN
Setzen Sie auf unsere GSWT®-Technologie für Ihre 
Lüftungsanlagen und leisten Sie so einen zählbaren 
Beitrag für eine nachhaltige Energiewende.

Seit 1983 sind wir Pionier in der multifunktionalen 
Wärme- und Kälterückgewinnung und garantieren 
eine keim- und schadstofffreie Wärmeübertragung 
sowie reelle Einsparungen der CO2-Emissionen.

Sprechen Sie mit uns und wir erarbeiten mit Ihnen 
eine energy-smarte Lösung zu Ihrem Gebäude.
Auch im Bestand lässt sich eine Energieeinspar-
technik realisieren.

 Bild: PublicDomainPictures auf Pixabay

http://27.Juli
https://www.sew-kempen.de/
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SEW GMBH 

Nachhaltige Investitionen

Ingenieure mit Verantwortungbernard-gruppe.com

INDUSTRIE

INFRASTRUKTUR

Deutschland
Josef-Felder-Straße 53

81241 München
T +49 89 2000149 0

F +49 89 2000149 20
info@bernard-gruppe.com

Österreich
Bahnhofstraße 19
6060 Hall in Tirol
T +43 5223 5840 0
F +43 5223 5840 201
info@bernard-gruppe.com

ENERGIE 

MOBILITÄT

Lüftungsanlagen müssen nicht immer zu den größten Ener-
gieverbrauchern gehören. Bei richtigem Einsatz eines Wär-
merückgewinnungssystems in der Lüftungsanlage kann 
sogar Energie eingespart werden. Mit der GSWT-Technolo-
gie bietet die SEW eine hocheffiziente Wärmerückgewin-
nung zur Energieeinsparung an und leistet damit einen 
Beitrag für eine nachhaltige Energiewende zum Nutzen 
von Mensch, Gebäude und Umwelt.

Die GSWT-Technologie ist eine betriebssichere und hygie-
nisch einwandfreie Wärme- und Kälterückgewinnungstech-
nik. Das Basisbauteil dieser Technik ist der modular 
aufgebaute Gegenstrom-Schicht-Wärmeaustauscher (GSWT), 
der aus einer Vielzahl von eigenständigen, absperrbaren 
Wärmetauschermodulen besteht. In diesem Wärmetau-
scher findet ein sehr effizienter Temperaturaustausch zwi-
schen Luft und Wasser statt.

Durch die hohe Redundanz und Betriebssicherheit der 
GSWT-Technologie können bei rechtzeitiger Berücksichti-
gung in der Planungsphase die vorzuhaltenden Leistungen 
reell reduziert und angepasst werden. Die dabei möglichen 
Investitionseinsparungen „finanzieren“ die Energieeinspar-
technik. Neben kleineren und effizienteren Heiz- und Käl-
teaggregaten kann gegebenenfalls die komplette Rück- 
kühltechnik ersetzt werden.

Auch bei nachträglichem Einbau und im Sanierungsfall 
ist die GSWT-Technologie praktikabel einsetzbar. Durch den 
modularen Aufbau des GSWT sind maßgeschneiderte Lö-
sungen für eine  energetische Sanierung bzw. Optimierung 
von Lüftungsanlagen jeder Größenordnung sowie bei 
schwierigen Platzverhältnissen möglich. Die Wärmetau-
scher lassen sich in kleinste Einheiten zerlegen und werden 
erst in der Lüftungsanlage endmontiert. Zur Einbringung 
reichen die vorhandenen zentralen Türen, die Montage 
kann meist im laufenden Betrieb erfolgen. Für jedes Objekt 
individuell geplante Lösungen orientieren sich an den Ge-
gebenheiten des Gebäudes und sind nicht abhängig von 
einem bestimmten Lüftungsgerät. Selbst eine freie Aufstel-
lung zum Beispiel im Betonkanal oder Ansaugbauwerk kann 
realisiert werden. Referenzen liegen vor.

Durch die Trennung von Zu- und Abluft können die Syste-
me beliebig an die Gegebenheiten angepasst werden. 
Konstruktionsbedingt findet keine Übertragung von Kei-
men oder Schadstoffen aus der Abluft an den Zuluftstrom 
statt, was eine dauerhaft hohe Luftqualität garantiert.

SEW bietet für die GSWT-Technologie eine eigene Werks- 
inbetriebnahme und einen eigenen Werksservice an. Dabei 
werden alle Schnittstellen geklärt. Die GSWT-Systeme wer-
den vor Ort in Betrieb genommen und eingestellt, bis diese 
betriebsoptimiert übergeben werden können. Der angebo-
tene Werksservice garantiert eine fachgerechte Wartung 
mit entsprechendem Anlagen-Know-how. Eine Anlagenle-
bensdauer von 30 Jahren und mehr ist damit erreichbar. 
Übertragungsleistung und Effizienz liegen immer noch auf 
dem Niveau der Inbetriebnahme.

Wer sich für SEW und die GSWT-Technologie entschei-
det, trifft eine nachhaltige Entscheidung mit garantierten 
Eigenschaften und Vorteilen für einen dauerhaft rentablen 
Betrieb seiner Lüftungs- und Klimaanlagen. Einmal substi-
tuierte Heiz-/Kälteleistungen müssen nie mehr finanziert 
werden. 

www.sew-kempen.de

 Multifunktionales GSWT-System 	                                                    Bild: © SEW GmbH

http://27.Juli
https://bernard-gruppe.com/
http://www.sew-kempen.de
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LRS – LÜFTUNGS-REINIGUNGS-SERVICE FRANZ SEDLMEIER GMBH

Professionelle Wartung von RLT-Anlagen
IN ZEITEN DER PANDEMIE WICHTIGER DENN JE

Die Corona-Pandemie hat viele neue Anforderungen und 
Herausforderungen mit sich gebracht – auch bei der War-
tung von Raumlufttechnischen Anlagen. Insbesondere im 
vergangenen halben Jahr haben Auftraggeber die Wartungs-
arbeiten an RLT-Anlagen häufig durch eine zusätzliche Frage-
stellung ergänzt. Kommunen wollten wissen, welche Ihrer 
Anlagen über eine zusätzliche Umluft-Führung verfügen. 
Diese separat zu dokumentieren war vielerorts gewünscht 
und notwendig. 

Was genau ist Umluft? Abluft, die der Luftbehandlungsanla-
ge aus verschiedenen Räumen zugeführt wird und als Zuluft 
für verschiedene Räume wiederverwertet wird. Hierbei ist 
es wichtig zu wissen, dass ungereinigte Umluft zur Übertra-
gung von Viren und Aerosolen beiträgt. Für den Infektions-
schutz im Zusammenhang mit der COVID-19 Aerosol- 
übertragung ist es dabei unerheblich (unter der Vorausset-
zung, dass der Mindestaußenluftvolumenstrom gegeben 
ist), ob Außenluft/Frischluft oder gereinigte Umluft-/Sekun-
därluft zur Verfügung gestellt wird. Umluft oder Sekundär-
luft muss allerdings für eine äquivalente Betrachtung einen 
Reinigungseffekt von annähernd 100 Prozent (>99 Prozent) 
in Bezug auf aktive Viren oder Größe von Partikeln mit dem 
höchsten Durchlassgrad aufweisen. Diesen Reinigungseffekt 
hatte bislang keine der bestehenden Anlagen. So ist zu prü-
fen, ob eine entsprechende Filtergüte nachgerüstet oder 
der Umluftbetrieb ausgeschalten und die Anlage ausschließ-
lich mit Außenluft/Frischluft betrieben werden kann. Bei der 
Wartung oder Hygieneinspektion, die durch LRS durchge-
führt wurde, wurden auch Anlagen angetroffen, die bereits 
30-40 Jahre alt sind. Hier ist meist eine energetische Erneu-
erung der Gesamtanlage sinnvoll.

Doch egal, wie entschieden wird: Eine regelmäßige War-
tung und Reinigung der RLT-Anlagen ist unerlässlich. Die 
nach VDI 6022 vorgeschriebenen Hygieneinspektionen 
(alle 3 Jahre, bei Anlagen mit Befeuchtung alle 2 Jahre) 
liefern einen wichtigen Beitrag um Pilze, Bakterien und 
Luftkeime festzustellen und deren Verbreitung zu vermei-
den. Doch leider wird hier noch vielerorts gespart – auch 
aus Unwissenheit der Betreiber. 

Für Rückfragen wenden Sie sich gerne an: 
Franz Sedlmeier, 82049 Pullach i. Isartal, info@l-r-service.de

Franz Sedlmeier ist Kaminkehrermeister und Fachkraft für 
Raumllufthygiene und Brandschutz. Er ist seit 30 Jahren selbst- 
ständig und führt seit über 20 Jahren mit seinem Unterneh-
men Reinigung und Wartung von Lüftungsanlagen durch. 
Auch die Wartung von Brandschutzklappen und die Hygie-
neinspektion an Lüftungsanlagen gehören zu seinem Leis-
tungsangebot. Weitere Infos unter www.l-r-service.de

 Bild: LRS 

http://27.Juli
http://www.l-r-service.de
https://www.tvbayernlive.de/
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8. BAYERISCHES 
BREITBAND
FORUM

www.bayerisches-breitbandforum.de

14.10.2021 (Achtung neuer Termin) 

Stadthalle, Gunzenhausen

V E R A N S T A L T U N G  2

8. BAYERISCHES 
WASSERKRAFT
FORUM

www.bayerisches-wasserkraftforum.de

16.09.2021 

Redoute, Passau

V E R A N S T A L T U N G  1

13. BAYERISCHES 
ENERGIE
FORUM

www.bayerisches-energieforum.de

02.06.2022 

im Bürgerhaus Garching

V E R A N S T A L T U N G  3

http://27.Juli
mailto:fttx@camozzi.de
http://www.tvbayernlive.de/mediathek/ video/bayerisches-breitbandforum
http://www.bayerisches-breitbandforum.de
http://www.bayerisches-wasserkraftforum.de
http://www.bayerisches-energieforum.de
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Die Fachveranstaltungen der Bayerischen GemeindeZeitung:

www.GemeindeZeitung.de

Nicht verpassen! 
GemeindeZeitung 
Akademie

Social Media Nutzung 
in Kommunen

21. September 2021 | 14:00 - 16:30
145,- € zzgl. MwSt
Referentin Gisela Goblirsch, PR-Competence

Über die Nutzung von Sozialen Netzwerken wird 
viel diskutiert. Was ist für Bürgermeister*innen 
sinnvoll zu nutzen? Wovon hängt es ab, wie Infor-
mationen an die Öffentlichkeit getragen werden? 
Und wie sollen Politiker und Verwaltungen agie-
ren? Der Vortrag öffnet Gedanken und Wege der 
Social Media-Nutzung und der sinnvollen Alterna-
tiven. Diskutieren Sie mit!

Bildrechte & DSGVO - 
Teil 1 & Teil 2

5. November & 7. Dezember 2021 | 14:00 - 16:30
je 145,- € zzgl. MwSt
Referentin Gisela Goblirsch, PR-Competence

Menschen lieben Bilder. Bilder können besser 
verstanden werden als Texte. Deshalb können 
weder Politik noch Verwaltung auf Bilder verzich-
ten. Doch was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu 
geraten. Das Ganze ist nicht so einfach, wie man 
glaubt – aber auch nicht so schwierig, wie be-
fürchtet. Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu 
gewinnen. Deshalb wird dieser Vortrag zweige-
teilt. Ihre Fragen dazu sind herzlich willkommen.

O N L I N E - S E M I N A R

G Z - A K A D E M I E

O N L I N E - S E M I N A R

GZ-AKADEMIE | THEMEN UND TERMINE:

Online-Expertenrunden
Limitierte Teilnehmerzahl, Anmeldung unter: 

veranstaltungen@gemeindezeitung.de
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